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des Bundeskanzlers auf die Anfrage der Abge­
ordneten Soronics und Genossen (298/A. B. 
zu 291jJ) 
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Beginn der Sitzung: 19 Uhr 40 Minuten 

Vor si tz end e: Präsident Dipl.-Ing. 
Waldbrunner, Zweiter Präsident Dr. Maleta, 
Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e t. 

Die amtlichen Protokolle der 25. Sitzung 
vom 11., 14. und 15. Dezember und der 26. Sit­
zung vom 15. und 16. Dezember 1970 sind in 
der Kanzlei aufgelegen, unbeanstandet ge­
blieben und gelten daher als genehmigt. 

Fragestunde 

Präsident: Wir kommen nunmehr - um 
19.43 Uhr - zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Verkehr 

Präsident: Ich beginne mit der 1. Anfrage: 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Hietl (OVP) 
an den Herrn Bundesminister für Verkehr. 

508/M 

Angesichts Ihrer Erklärung im Finanz- und 
Blldgetausschuß am 6. November 1970 be­
treffend die Sanierung von Eisenbahnkreuzun· 
gen frage ich Sie, Herr Minister, ob in der Zahl 
96 Eisenbahnkreuzungen, die aufgelassen werden 
sollen, auch der Bahnschranken in der Markt­
gemeinde Etsdorf enthalten ist. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Verkehr Frühbauer: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneterl Im Programm 
für die Auflassung von Eisenbahnkreuzungen 
ist die Eisenbahnkreuzung Etsdorf nicht ent­
halten. 

Präsident: Herr Abgeordneter Hietl. 

Abgeordenter Hietl: Herr Bundesministerl 
Die Gemeinde Etsdorf mit 2800 Einwohnern 
ist von sechs Bahnschranken umgeben. Da im 
Gemeindebereich auch eine Polstermöbelfabrik 
mit etwas über 100 Beschäftigten in Betrieb 
ist und gestoppte Wartezeiten bis zu 
27 Minuten viermal täglich auftreten, wäre 
es sehr angebracht, diesen Bahnschranken Ihre 
Aufmerksamkeit zu schenken. Ich möchte fra­
gen, ob es nicht möglich wäre, in nächster 
Zeit diese Bahnschranken entweder durch 
Halbschranken oder durch eine Warnlichtan­
lage zu ersetzen. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Herr Abgeord­
neter! Vom Standpunkt der Osterreichischen 
Bundesbahnen aus ist dieser Bahnübergang, 
da er mitbedient wird und keine Personal­
einsparnis zu erzielen ist, nicht in das Pro­
gramm aufgenommen worden. 

Soweit mir bekannt ist, plant aber die 
Bundesstraßenverwaltung eine Verlegung der 
Bundesstraße und damit auch eine neue Zu­
fahrtsmöglichkeit zur Gemeinde. Ich bin aber 
gerne bereit, das von Ihnen Vorgebrachte 
überprüfen zu lassen. 

Präsident: 2. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten JUl1gwirth (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Verkehr. 

481jM 

Bis wann ist mit einer Fertigstellung der 
Arbeiten am Verschiebebahnhof Solbad Hall zu 
rechnen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Seitens der Osterreichi­
schen Bundesbahnen besteht die Absicht, die 
neue Abrollanlage des Verschiebebahnhofes 
Solbad Hall Ende 1971 hand gestellt in Be­
trieb zu nehmen, die Oberbauarbeiten im 
Bahnhofsbereich bis Ende 1972 fertigzustellen 
und das neue Zentralstellwerk dann Ende 
1973 in Betrieb zu nehmen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Jungwirth. 

Abgeordneter Jungwirth: Herr Bundesmini­
ster! Sie haben, dem Wert dieser großen An­
lage entsprechend, ja bereits im Jahre 1970 
eine Aufstockung vorgenommen. Ich darf Sie 
fragen, wie hoch der Betrag für den Ausbau 
dieses wichtigen Verschiebebahnhofes im 
Jahre 1971 sein wird. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Für 1971 sind 
24 Millionen Schilling vorgesehen, und bei 
eventuellem Inkrafttreten des Konjunkturaus­
gleichsbudgets werden weitere 6 Millionen 
für dieses Bauvorhaben zur Verfügung stehen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Jungwirth. 

170 

29. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 3 von 65

www.parlament.gv.at



2460 Nationalrat XII. GP. - 29. Sitzung - 18. Dezember 1970 

Abgeordneter Jungwirth: Herr Bundesmini­
ster! Konnten mit der Stadtgemeinde Hall 
Vereinbarungen getroffen werden, um die dort 
notwendigen Uberführungen beziehungsweise 
Unterführungen zur Zufriedenheit auch der 
Stadt Solbad Hall durchzuführen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Soweit ich in­
formiert bin, sind die Gespräche, die über 
mein Ersuchen der Vorstand mit der 
Gemeindeverwaltung geführt hat, positiv ab­
geschlossen. Die Osterreichischen Bundesbah­
nen werden eine Zuzahlung im Ausmaß von 
zirka 6 Millionen Schilling für die notwendig 
werdenden Unterführungen leisten. 

Präsident: 3. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Melter an den Herrn Bundes­
minister für Verkehr. 

513/M 

Wurden die von der Naturschutzgemein­
schaft Marchfeld gegen die Erteilung einer 
Bewilligtmg für das Projekt eines Groß-Sport­
flugplatzes im Raum Deutsch-Wagram-Straß­
hof-Markgrafneusiedl geltend gemachten Argu­
mente vom Bundesministerium für Verkehr 
bereits einer eingehenden Prüfung unterzogen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Eine Stellungnahme der 
Naturschutzgemeinschaft ist meinem Ressort 
nicht zugegangen, aber eine Eingabe des Insti­
tuts für vergleichende Verhaltensforschung der 
Osterreichischen Akademie der Wissenschaf­
ten, Arbeitsgruppe Wilhelminenberg, die ich 
aus Zuständigkeits gründen dem Herrn Landes­
hauptmann von Niederösterreich zur Berück­
sichtigung bei dem laufenden Verfahren über 
die Zivilflugplatzbewilligung übermittelt habe. 

Präsident: Herr Abgeordneter Melter. 

Abgeordneter Melter: Herr Bundesminister! 
An und für sich ist ja für Verkehrsflugplätze 
Ihr Ministerium zuständig; bei Groß-Sport­
flugplätzen nicht. 

Nun ergibt sich die Frage, ob unter Berück­
sichtigung der Größenordnung dieser Anlage 
nicht die Absicht besteht, diese allenfalls in 
die allgemeinen Verkehrsverhältnisse einzu­
bauen, indem man sie vielleicht so weit aus­
baut, daß dieser Flugplatz als Ausweiche für 
Schwechat in Frage käme. Besteht seitens Ihres 
Ministeriums ein Interesse an einer derartigen 
Anlage? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Nach dem Luft-

Ein Interesse an einem Ausweichflughafen 
wird seitens meines Ressorts im Zusammen­
hang mit der Gestaltung der zweiten Piste 
für den Flughafen Wien außer Zweifel auch 
auf Grund der notwendigen Auflassung von 
Aspern gegeben sein. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: 4. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Pay (SPO) an den Herrn Bun­
desminister für Landesverteidigung. 

486jM 

Wie ist die zahlenmäßige Zusammensetzung 
der Berufsgruppen, die von 1966 bis 1969 von 
der Leistung des ordentlichen Präsenzdienstes 
befreit wurden? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Die zahlenmäßige Dbersicht über die 
Befreiungen von der Leistung des ordentlichen 
Präsenzdienstes in den Jahren 1966 bis 1969, 
aufgeschlüsselt nach Berufsgruppen, ergibt im 
wesentlichen folgende Zahlen: 

Von Postbediensteten sind in diesen vier 
Jahren insgesamt 686 befreit worden, Beschäf­
tigte der Bundesbahnen 1276, sonstiger öffent­
licher Dienst 1757, Handel, Gewerbe und In­
dustrie 1415, Land- und Forstwirtschaft 3344. 
Die Summe aller Befreiten beträgt 9719. 

Präsident: Herr Abgeordneter Pay. 

Abgeordneter Pay: Herr Bundeskanzlerl Im 
Zuge der Diskussion um die Bundesheerreform 
und um die Verkürzung der Präsenzdienstzeit 
habe ich vor kurzem gelesen, daß die Land­
wirtschaftskammern befürchten, daß bei einer 
Herabsetzung der Präsenzdienstzeit von 9 auf 
6 Monate die Möglichkeiten des § 29 Wehr­
gesetz in der Fassung der Novelle von 1962 
nicht mehr angewendet werden können; das 
sind jene Bestimmungen, die einen Aufschub 
aus familienpolitischen, aus wirtschaftspoliti­
schen Gründen und so weiter ermöglichen. 

Ich möchte deshalb fragen, ob im Zuge 
der Vorbereitung einer Wehrgesetznovelle 
§ 29 Abs. 1 bis 6 des Wehrgesetzes berührt 
wird. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr.· Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Die Wehrgesetznovelle, die sich in Vor­
bereitung befindet, betrifft diese Fragen nicht. 

fahrtgesetz ist eindeutig in erster Instanz der Präsident: 5. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Landeshauptmann zuständig. Mein Ressort ist Abgeordneten Peter (FPO) an den Herrn Bun-
faktisch Berufungsinstanz. desminister für Landesverteidigung. 
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536/M und durch die Turbine angesaugt worden. Da-
Haben Sie sich bereits über die Erfahrungen, durch ist ein leichterer Schaden entstanden, 

die bisher mit den ersten gelieferten Maschinen der behoben werden konnte. .. 
vorn Typ "SAAB 105 Ö" gemacht wurden, 
berichten lassen? Präsident: Herr Abgeordneter Peter. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Mir sind selbstverständlich Berichte 
über die Erfahrungen zugegangen, die mit den 
bisher ausgelieferten Maschinen gemacht wur­
den. Abgesehen von geringeren Startschwie­
rigkeiten, die jedoch, wie man mir sagt, nicht 
ins Gewicht fallen, da sie noch innerhalb der 
Garantiefrist liegen, ist festzustellen, daß die 
SAAB 105 0 eine geeignete Maschine für 
den Düsenausbildungsbetrieb ist. 

Präsident: Herr Abgeordneter Peter. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundeskanzler! 
Die erste Kette der ausgelieferten SAAB­
Düsentrainer sollte erstmalig bei dem vor 
einigen Wochen in Allentsteig stattfindenden 
Manöver eingesetzt werden. An Stelle der 
von den Militärs erwarteten SAAB 105 0-
Kette mußte eine alte, gerade noch einsatz­
fähige oder noch fliegenkönnende Kette der 
Fliegenden Tonnen aushelfen. 

Es stellte sich heraus, daß von den drei aus­
gelieferten SAAB 105 0 bis zur Stunde eine 
einsatzfähig war. Mit der einen Maschine 
hatten wir Pech. Ein Bussard flog in das 
Triebwerk. Mit der zweiten Maschine hatten 
wir auch Pech. Das war aber nicht mehr dem 
Zufall zuzuschreiben. Die Maschine kam in 
einer Höhe von 7000 bis 8000 Metern in einen 
Hagel. Es wurde die Bugnase plattgehämmert, 
die Antennen wurden weggerissen. Das ist 
noch möglich. Aber die Druckkabine erwies 
sich als leck, und der Pilot erreichte nur noch 
mit Mühe die Notlandung. 

Sind Sie, bitte, darüber informiert? \/Venn 
nicht, ersuche ich Sie höflich, darüber eine 
genau Untersuchung anstellen zu lassen. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Auf Grund der mir zur Verfügung 
stehenden Berichte kann ich nur folgendes 
mitteilen. Ich werde aber die darüber hinaus 
gehenden Informationen untersuchen. 

Mir wurde berichtet, daß eine Maschine 
im Zuge eines Ausbildungsfluges in einen 
Höhenhagel geriet und dabei leicht beschädigt 
wurde und daß diese Beschädigung nicht über 
dem Ausmaß von Beschädigungen, die bei 
Verkehrsmaschinen vorkommen, gelegen sein 
soll. Sollte das aber richtig sein, werde ich 
jedenfalls die Frage weiter prüfen. 

Das zweite Vorkommnis kann ich bestätigen. 
Es ist ein Vogel in das Triebwerk geraten 

Abgeordneter Peter: Herr Bundeskanzler! 
Als eine Parlamentarierdelegation vor gut 
einem Jahr in Linköpping weilte, wollte sie 
sich davon überzeugen, wie es mit der Pro­
duktion der SAAB 105 stehe. Generaldirektor 
Mileikowsky sagte uns, daß die SAAB 105 
aus der Produktion genommen sei, weil be­
reits die nachfolgende Draken-Produktion aus­
laufe und durch die Viggen-Produktion er­
setzt worden sei. Aber sie wird auf Grund 
der österreidlischen Bestellung neu aufgelegt, 
sie muß jedoch auf Grund der Wünsd1e Oster­
reichs technisch abgeändert werden. 

Nun bitte ich Sie, folgendes konkret unter­
suchen zu lassen: Einer der in Hörsching 
stationierten Offiziere - ich entnehme das 
"Der Presse" vom 18. November 1970 -
erklärte, der Einsatz der SAAB 105 0 mit den 
auf Grund der vVünsche Osterreichs abge­
änderten technischen Einrichtungen, sei ein 
Himmelfahrtskommando. 

Wenn ein Offizier Derartiges feststellt, 
nehme ich an, daß er sich der Tragweite einer 
solchen Feststellung bewußt ist. Andererseits 
kann man, wenn diese Fachauffassung zutrifft, 
Offiziere des Bundesheeres nicht solchen Fähr­
nissen aussetzen. 

Ich bitte Sie, Herr Bundeskanzler, dieses 
Problem untersuchen zu lassen. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Sie wissen so gut wie ich, daß die 
Bestellung dieser Flugzeuge in einer etwas 
länger zurückreichenden Zeit erfolgte, in einer 
Zeit, in der nicht der gegenwärtige Landes­
verteidigungsminister hiefür die Verantwor­
tung getragen hat. Aber diese Mitteilungen 
sind so gravierend, daß ich es natürlidl nicht 
unterlassen werde, sie einer Untersuchung 
zu unterziehen. 

Präsident: Danke, Herr Bundeskanzler. 

Bundesministerium für Auswärtige Angele­
genheiten 

Präsident: 6. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Karasek (OVP) an den 
Herrn Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenheiten. 

509/M 

Was waren die Motive, vOn der bisherigen 
außenpolitischen Haltung früherer Bundes­
regierungen, an Konferenzen blockfreier Staaten 
nicht teilzunehmen, abzugehen und den Ka-
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binettchef des Bundeskanzlers Dr. Jankovitsch 
sowie Gesandten Dr. Backes nach Lusfika zur 
Konferenz der blockfreien Staaten im Septem­
ber dieses Jahres zu entsenden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten Dr. Kircbschläger: Herr Abgeordneter! 
Die Entsendung von zwei Beamten des Höhe­
ren Auswärtigen Dienstes im September dieses 
Jahres nach Lusaka zur Konferenz der Block­
freien stellte keine Abweichung von der bis­
herigen Politik dar, sondern war im Einklang 
mit unserem Wunsch, die Beziehungen zur 
Dritten Welt - in diesem Fall vor allem 
mit den afrikanischen Staaten - zu fördern. 
Aus demselben Wunsch ist damals auch die 
Reise meines Amtsvorgängers, des gegenwär­
tigen Botschafters Dr. Waldheim, als Good­
will-Tour erfolgt. 

Präsident: Herr Dr. Karasek. 

Abgeordneter Dr. Karasek: Herr Bundes­
minister! Ich sehe tatsächlich eine Abweichung 
von der bisherigen Politik, weil Osterreich 
meines Wissens bisher kein einziges Mal an 
einer Konferenz blockfreier Staaten teilge­
nommen hat. 

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner Eigen­
schaft als Außenminister damals die Begrün­
dung abgegeben, daß wir grundsätzlich nicht 
an Blockbildungen teilnehmen, weder an west­
lichen noch an östlichen; daher auch nicht an 
jenen der Dritten Welt, weil wir aus allen 
politischen Blockbildungen herausgehalten 
sind. Teilen Sie noch diese Auffassung, oder 
teilen Sie diese Auffassung nicht, Herr Bun­
desminis ter? 

sagen darf, nahezu vereinbart haben, möglich 
sein. Es wird vor allem auch im Zusammen­
hang mit der Vorbereitung des Stimmverhal­
tens bei der Generalversammlung der Verein­
ten Nationen möglich sein. 

Präsident: 7. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Scrinzi (FP'O) an den Herrn 
Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten. 

537JM 

\;Y urde bereits der Standpunkt Österreichs 
zur Frage einer Direktwahl der Delegierten zur 
Beratenden Versammlung des Enroparates er­
arbeitet? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr Ab­
geordneter! Ein Standpunkt Osterreichs zur 
Direktwahl der Delegierten zur Beratenden 
Versammlung des Europarates ist noch nicht 
festgelegt. Ich persönlich teile die Auffassung, 
daß eine Direktwahl das Ansehen und vor 
allem die Kraft der Abgeordneten in der 
Konsultativversammlung erhöhen würde. Ich 
würde es für begrüßenswert halten, wenn 
in alien Mitgliedstaaten des Europarates eine 
solche Direktwahl möglich wäre und damit 
die Konsultativversammlung zu einem wahren 
europäischen Parlament würde. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundesmini­
ster! Sind Sie bereit, diese Ihre Auffassung 
bei passender Gelegenheit auch im Ministerrat 
des Europarates zu vertreten? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Ich bin 
Ich teile hiezu gerne bereit. 

diese Auffassung, Herr Abgeordneter. Aber Präsident: 8. Anfrage: Anfrage des Herrn 
eine Präsenz bei einer Konferenz als Gäste, Abgeordneten Machunze (OVP) an den Herrn 
wie es in diesem Fall tatsächlich der Fall Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
gewesen ist, halte ich noch nicht für eine heiten. 
Teilnahme an einer Blockbildung, sondern 
halte ich eher für eine Information über die 
Anliegen, die eine Gruppe hat und die zu 
kennen für die Vorbereitung einer General­
versammlung sehr wesentlich war. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Karasek. 

Abgeordneter Dr. Karaselc Herr Bundes­
minister! Ich möchte Sie nur noch fragen, ob 
Sie, sollte sich die Frage einer solchen Ent­
sendung neuerdings stellen, grundsätzlich be­
reit sind, vor einer solchen Entscheidung den 
Außenpolitischen Ausschuß zu befassen. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

511JM 

Wie ist der gegenwärtige Stand der Vermö­
gensverhandlungen mit Polen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Mit der 
Volksrepublik Polen sind die Vermögensver­
handlungen im Sommer dieses Jahres zu einem 
Abschluß gekommen. Ein Vermögensvertrag 
wurde am 6. Oktober unterzeichnet. Die Regie­
rungsvorlage an das Hohe Haus wird zu Be­
ginn des nächsten Jahres vorgelegt werden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Machunze. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Dies wird Abgeordneter Machunze: Herr Bundesmini-
im Zuge der verstärkten Kontakte, die wir ster! Sie wissen, daß die Vermögensverträge 
im Laufe der Budgetdebatte ja, wenn ich so mit Bulgarien, Rumänien und Ungarn, die 
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Osterreich bisher abgeschlossen hat, kein ein­
heitliches Entschädigungssystem vorgesehen 
haben. Ist bei dem Vermögensvertrag mit 
Polen auch eine Gruppe von österreichischen 
Staatsbürgern von Entschädigungsmaßnahmen 
ausgeschlossen, wie etwa beim Vermögens­
vertrag mit Ungarn? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Eine 
solche Gruppierung ist im Vermögensvertrag 
mit Polen nicht enthalten. Dagegen sind Sach­
ansprüche zum Beispiel dann ausgeschlossen, 
wenn das Vermögen nicht in polnische Hände 
gekommen ist. 

Präsident: Herr Abgeordneter Machunze. 

Abgeordneter Machunze: Herr Bundesmini­
ster! Bringt der Vertrag mit der Volksrepublik 
Polen auch eine Globalsumme ähnlich den 
übrigen Vermögensverträgen, und sind Sie in 
der Lage, heute dem Haus die Globalsumme, 
die Polen zu zahlen bereit ist, zu nennen? 

Prils~dent: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Er bringt 
eine Globalsumme. Der Betrag ist 71,5 Millio­
nen Schilling. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: 9. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Blecha (SPOJ an den Herrn 
Bundeskanzler. 

466jM 
Angesichts der Tatsache, daß bei der Landes­

hauptleutekonff1renz, die am 15. September in 
Linz getagt hat, Vorschläge über die Errichtung 
einer ästerreichischen Raumordnungskonferenz 
übermittelt wurden, frage ich, ob Sie, Herr 
Bundeskanzler, auf diese Vorschläge von seiten 
der Landeshauptleute in der Zwischenzeit eine 
Stellungnahme erhalten haben? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord-
neter! Auf der Landeshauptmännerkonferenz 
vom 24. September, bei der ich anwesend 
war, habe ich schriftliche und mündliche Vor­
schläge für den Fortgang der Raumordnung 
und die Institutionalisierung der Raumord­
nungspolitik gemacht. Am 20. Oktober hat mir 
der Herr Landeshauptmann Dr. Gleißner in 
seiner Eigenschaft als Vorsitzender der Lan­
deshauptmännerkonferenz ein Schreiben über­
mittelt, in dem die Bundesländer die Notwen­
digkeit der Intensivierung raumordnender 
Maßnahmen in Osterreich anerkennen und sich 
grundsätzlich bereit erklären, in Erfüllung die­
ser Aufgaben mit dem Bund und den Gemein­
den eng zusammenzuarbeiten. Die Bundes­
länder begrüßen· in diesem Schreiben die Be-

reitschaft des Bundes, für diese Zusammen­
arbeit geeignete Institutionen zu schaffen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Blecha. 

Abgeordneter Blecha: Sie haben dem Hohen 
Haus schon im Rahmen einer Erklärung zum 
Bundesfinanzgesetz 1971 mitgeteilt, daß auf 
Seite der Landeshauptleute ein sehr, sehr 
positives Echo zu Ihren Initiativen zur Raum­
ordnung und zu Raumplanungsfragen festzu­
stellen war. Gibt es zu diesem Schreiben des 
Vorsitzenden der Landeshauptleutekonferenz, 
dessen Inhalt Sie jetzt nur ganz kurz skizziert 
haben, Äußerungen Ihrerseits, Meinungsäuße­
rungen dazu in der Richtung, in der das nun 
weitergehen soll? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Zuerst einmal 
möchte ich sagen, daß es sich nicht nur um 
diese rein akademische Feststellung gehandelt 
hat, sondern daß auch eine weitergehende 
Verständigung dahin gehend erzielt wurde, 
daß die österreichische Raumordnungskonfe­
renz als ein permanentes Gremium geschaffen 
wurde, das ein gemeinsames Organ des Bun­
des, der Länder und Gemeinden darstellt, dem 
erforderlichenfalls die Wirtschafts- und Sozial­
partner beizuziehen sind. Es wurde außerdem 
auch vereinbart, daß mit dem Vorsitz dieser 
Raumordnungskonferenz als einer ständigen 
Einrichtung der Bundeskanzler betraut wird 
uEd daß der jeweilige Vorsitzende der Landes­
hauptmännerkonferenz als ihr erster Stellver­
treter fungieren wird und ein Vertreter des 
Städte- und Gemeindebundes als zweiter Stell­
vertreter bestimmt werden soll. Dieser Raum­
ordnungskonferenz wird die Aufgabe gestellt 
sein, ein Raumordnungskonzept für die Repu­
blik zu erstellen. Außerdem wird ein Raum­
ordnungsbeirat geschaffen, der ein Sachver­
ständigengremium der Bundesregierung sein 
soll und dessen Mitglieder vom Bundeskanzler 
berufen werden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Blecha. 

Abgeordneter Blecha: Herr Bundeskanzler! 
Liegen von seiten der Landeshauptleute schon 
Terminvorschläge für die Konstituierung die­
ser österreichischen Raumordnungskonferenz 
vor? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisl\:y: Ich habe am 
10. November dem Herrn Landeshauptmann 
Dr. Gleißner in seiner Eigenschaft als Vor­
sitzender der Landeshauptmännerkonferenz 
den Inhalt der seinerzeitigen Stellungnahme 
bestätigt und ersucht, mir bald Vorschläge be­
züglich eines Zeitpunktes für die konstituie­
rende Sitzung der Raumordnungskonferenz zu 
machen. Ich habe von einigen Terminen ge-
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Bundeskanzler Dr. Kl'eisky 

hört, die in diesem Zusammenhang fixiert 
wurden. Ich habe die begründete Hoffnung, 
daß in der zweiten Hälfte des Jänner oder 
in den ersten Tagen des Februar die erste 
Sitzung der österreichischen Raumordnungs­
konferenz stattfinden wird. 

Präsident: 10. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Linsbauer (OVP) an den Herrn 
Bundeskanzler. 

487/M 

Wird die Bundesregierung in absehbarer 
Zeit dem Nationalrat ein Arbeitszeitgesetz für 
den öffentlichen Dienst vorlegen? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord-
neter! Der öffentliche Dienst wurde aus dem 
Geltungsbereich des Arbeitszeitgesetzes aus 
Gründen, die hinlänglich bekannt sind, ausge­
nommen. Es wurde aber ein Ausschuß gebildet, 
der einen Entwurf für ein Dienstzeitgesetz 
für den öffentlichen Dienst beraten soll. Die­
ser Ausschuß ist beim Bundeskanzleramt ge­
bildet worden. Es gehören ihm die Vertreter 
des Bundeskanzleramtes, der Bundesministe­
rien für Finanzen und für Verkehr, der Ver­
bindungsstelle der Bundesländer und Vertre­
ter der Gewerkschaft der öffentlich Bedienste­
ten an. 

Präsident: Herr Abgeordneter Linsbauer. 

Abgeordneter Linsbauer: Herr Bundeskanz­
ler! Wenn die Arbeitsdienstzeit für den öffent­
lichen Dienst geregelt wird, soll das nur in 
einer Verkürzung der Arbeitsdienstzeit erfol­
gen, oder soll das so erfolgen, wie das Arbeits­
dienstzeitgesetz für die Privatwirtschaft ist? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisl.:y: Herr Abgeord­
neter! Die Arbeiten an dem Gesetzentwurf 
wurden mit der Blickrichtung aufgenommen, 
die im Generalkollektivvertrag vom 26. Sep­
tember 1969 und die im Arbeitszeitgesetz, 
Bundesgesetzblatt Nr. 461 aus 1969, enthal­
tenen Grundsätze soweit als möglich in den 
Gesetzentwurf zu übernehmen. Des weiteren 
sollen die derzeit in verschiedenen Rechts­
vorschriften, in Gesetzen, Verordnungen, 
Dienstanweisungen in einzelnen Ressorts und 
dergleichen, enthaltenen Arbeitszeitregelun­
gen auf der Grundlage arbeitszeitrechtlicher 
Erkenntnisse der österreichischen und deut­
schen Literatur und Judikatur den Erforder­
nissen eines modernen Dienstzeitgesetzes für 
den öffentlichen Dienst angepaßt werden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Linsbauer. 

Abgeordneter Linsbauer: Herr Bundeskanz­
lerl Es liegt eine Resolution des Nationalrates 
vor. Können Sie sagen, wann an die Beschluß-

fassung gedacht beziehungsweise mit der Ein­
bringung einer Gesetzesvorlage gerechnet 
werden kann? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Da die Arbeitszeit der öffentlich Be­
diensteten zum ersten Mal einer umfang­
reichen gesetzlichen Regelung zugeführt wer­
den soll, ergeben sich eine Reihe von außer­
ordentlich schwierigen Fragen i dies schon des­
halb, weil die verschiedenen dienstrechtlichen 
Probleme auch einer grundsätzlichen Diskus­
sion zugeführt werden müssen. Es kann jedoch 
damit gerechnet werden, daß die Verhandlun­
gen mit der Gewerkschaft der öffentlich Be­
diensteten zügig fortgeführt werden. Die Ein­
leitung des Begutachtungsverfahrens kann je­
doch wegen der aufgezeigten Schwierigkeiten 
in der laufenden Session nicht erwartet wer-
den. 

Präsident: 11. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Melter (F PO) an den Herrn 
Bundeskanzler. 

525/M 

Werden Sie den Verfassungsdienst des Bun­
deskanzleramtes beauftragen, konkrete Vor­
schläge zur Vereinheitlichung der aufgesplitter­
ten Kompetenzen auf dem Gebiete der Wasser­
verwaltung auszuarbeiten? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Da Sie von Vorschlägen zur Verein­
heitlichung der aufgesplitterten Kompetenzen 
auf dem Gebiete der Wasserverwaltung spre­
chen, nehme ich an, daß es sich hier nicht um 
die Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern auf dem Gebiete des Wasserrechtes 
zur Gesetzgebung und Vollziehung handelt. 
Diese Kompetenzverteilung zwischen Bund 
und Ländern auf dem Gebiet des Wasserrech­
tes ist insbesondere durch die jüngste Recht­
sprechung des Verfassungsgerichtshofes aus 
den Jahren 1963 und 1964 klargestellt. Die 
KlarsteIlung besteht darin, daß dem Bund eine 
umfassende Zuständigkeit zur Gesetzgebung 
und Vollziehung aus dem Kompetenztat­
bestand des Artikels 10 Abs. 1 Z. 10 zu­
kommt. 

Es dürfte Ihnen, Herr Abgeordneter, viel­
mehr - so nehme ich an - darum gehen, 
daß der Wirkungsbereich der Ministerien zur 
Setzung von Verwaltungs akten auf diesem 
Gebiet nach Maßgabe der einschlägigen Bun­
desgesetze bei ein und demselben Bundes­
ministerium zusammengefaßt wird. Wenn 
diese meine Annahme richtig ist, so bemüht 
sich der Entwurf des Bundesgesetzes über 
Zahl, Wirkungsbereich und Einrichtung der 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
Bundesministerien, der augenblicklich Gegen­
stand von Dberlegungen mit den einzelnen 
Mitgliedern der Bundesregierung darstellt, 
nach Möglichkeit Doppel- und Mitkompeten­
zen zu beseitigen. 

Präsid·ent: Herr Abgeordneter Melter. 

Abgeordneter Melter: Sehr geehrter Herr 
Bundeskanzler! Bis zum Jahre 1938 waren ja 
die Zuständigkeiten für die Wasserwirtschafts­
projekte in einem einzigen Ministerium zu­
sammengefaßt. Im Zusammenhang mit der 
Bedeutung, die insbesondere der Abwasser­
reinigung zukommt, und der Notwendigkeit, 
hiefür in Zukunft wahrscheinlich noch mehr 
Mittel zu mobilisieren, ergibt sich, daß es 
sicher zweckmäßig wäre, wieder ein einziges 
Ministerium mit der Zuständigkeit für den 
gesamten Wasserwirtschaftsbereich zu be­
trauen. 

Haben Sie in dieser Richtung für die Aus­
arbeitung der Regierungsvorlage zum Kompe­
tenzgesetz Richtlinien gegeben? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Grundsätzlich 
habe ich den Mitgliedern der Bundesregierung 
mitgeteilt, daß, wo es nur irgendwie möglich 
ist, die Zusammenfassung der Kompetenzen 
einer bestimmten Materie bei einem bestimm­
ten Ministerium erfolgen soll. Nur dort, wo 
von der Sache her eine Mitkompetenz not­
wendig ist und sogar ein höheres Maß an Mit­
bestimmung dadurch gewährleistet wird, sollte 
von diesem Grundsatz abgegangen werden. 
Ich kann im Augenblick allerdings noch nicht 
sagen, inwieweit es hier möglich sein wird, 
die Kompetenzen bei einem einzigen Ministe­
rium zusammenzufassen. Es wird aber - das 
möchte ich, weil es ja angezogen wurde, auch 
sagen - dabei insbesondere auch auf die in 
neuer Zeit aktuellen Fragen der Reinhaltung 
der Gewässer besonders Rücksicht zu nehmen 
sein. 

Präsident: Herr Abgeordneter Melter. 

Abgeordneter Melter: Herr Bundeskanzler! 
Sie haben mit der Bemerkung geschlossen, 
daß besonders auf das Problem der Reinhal­
tung der Gewässer Rücksicht zu nehmen sei. 

Werden Sie in diesem Zusammenhang Ihre 
Bemühungen auch dahin gehend ausrichten, 
daß dieses Problem nicht nur verwaltungs­
mäßig, sondern auch finanziell leichter bewäl­
tigt werden kann? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Diese Fragen 
werden auch in einem anderen Zusammen­
hang erörtert, und es besteht die Absicht, 

hier Vorschläge zu machen, um zu einer sinn­
vollen Abgrenzung zwischen den finanziellen 
Pflichten des Bundes und jenen der Ver­
ursacher zu gelangen. 

Präsident: Danke, Herr Bundeskanzler. 

Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

Präsident: 12. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Wuganigg (SPtJ) an den Herrn 
Bundesminister für Unterricht und Kunst. 

469/M 

Bis wann ist mit dem Baubeginn eines 
Schulgebäudes für das Bundesrealgymnasium 
in Weiz zu rechnen ? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Gratz: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Da 
mir persönlich und den zuständigen Abteilun­
gen des Unterrichtsministeriums die Dring­
lichkeit des Bauprojektes für das Bundesreal­
gymnasium in Weiz bekannt sind, haben im 
Herbst mit der Stadtgemeinde Weiz Verhand­
lungen stattgefunden. Diese Verhandlungen 
werden jetzt im Dezember fortgesetzt. Nach 
Abschluß dieser Verhandlungen kann über 
einen möglichen Baubeginn eine Aussage 
gemacht werden. 

Präsident; Herr Abgeordneter Wuganigg. 

Abgeordneter Wuganigg: Herr Bundesmini­
ster! Können Sie heute schon einen Zeitpunkt 
für den voraussichtlichen Beginn dieses Schul­
baues bekanntgeben? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Herr Abgeordneter! 
Ich kann diesen Zeitpunkt bedingt bekannt­
geben. Da für Weiz an eine Realisierung im 
Leasing-Verfahren gedacht ist, könnte ich mir 
vorstellen, daß, falls die Verhandlungen etwa 
im Januar oder Februar 1971 zwischen der 
Stadtgemeinde Weiz und dem Bund abge­
schlossen werden, dann im Jahre 1972 der 
Bau begonnen werden könnte. 

Präsident: Herr Abgeordneter Wuganigg. 

Abgeordneter Wuganigg: Herr Bundesmini­
ster! Da die Stadtgemeinde Weiz bisher bereits 
große Opfer für die Errichtung der Mittel­
schule gebracht hat, darf ich Sie fragen: Wird 
nunmehr die Durchführung dieses Baues zu 
einer weiteren Belastung der Stadtgemeinde 
Weiz führen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Es wird, falls es zu 
einer Vereinbarung kommt, auch in diesem 
Fall die allgemeine Vereinbarung der Leasing­
Verträge gelten, daß der Bund bereit ist, den 

29. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 9 von 65

www.parlament.gv.at



2466 Nationalrat XII. GP. - 29. Sitzung - 18. Dezember 1970 

Bundesminister Gratz 
Bauaufwand mit 71/4 Prozent Verzinsung in lage dieses Plans an den Nationalrat für ganz 
der zu vereinbarenden Zeit zurückzuzahlen. Osterreich keine weiteren Detailaussagen 

Präsident: 13. Anfrage: Anfrage des Herrn machen. 

Abgeordneten Suppan (OVP) an den Herrn Abgeordneter Suppan: Danke. 
Bundesminister für Unterricht und Kunst. Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

490jM 
Wann ist mit dem Baubeginn für die Han- Bundesministerium für Wissenschaft und For-

deisschule Spittal/Drau zu rechnen? schung 

Präsident: Herr Bundesminister. Präsident: 14. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Zankl (SPO) an die Frau Bun­

Bundesminister Gratz:: Sehr geehrter Herr desminister für Wissenschaft und Forschung. 
Abgeordneter! Auch dieser dringliche Neubau 
für die Bundeshandelsakademie und Bundes- 520/M 
handelsschule in Spittal an der Drau soll im 
vVege der Sonderfinanzierung, das heißt eben­
falls im Leasing-Verfahren, errichtet werden. 
Ich werde informiert, daß sich die Stadt­
gemeinde Spittal an der Drau grundsätzlich 
bereit erklärt hat, als Leasing-Partner des 
Bundes die Bauherrschaft zu übernehmen, und 
zwar ebenfalls zu den grundsätzlichen Bedin­
gungen, die ich dem Herrn Abgeordneten 
Wuganigg bereits bekanntgegeben habe, und 
daß jetzt im Dezember abschließende Ver­
handlungen, vor allem zwischen der Stadt­
gemeinde und - ich glaube - der Landes­
hypothekenanstalt Klagenfurt, stattfinden. 
Wenn diese Verhandlungen in diesem Jahr 
oder etwa im Januar 1971 zu einem positiven 
Ergebnis führen, dann kann mit einem Bau­
beginn im Herbst 1971 gerechnet werden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Suppan. 

Abgeordneter Suppan: Herr Bundesmini­
ster! Ich danke Ihnen tür diese positive Aus­
kunft. 

Ich darf Sie in diesem Zusammenhang - Sie 
haben ja diese Resolution der Bürgermeister 
ebenfalls bekommen - fragen, wie Sie zu 
den weiteren schulpolitischen Maßnahmen in 
diesem Bezirk stehen. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Herr Abgeordneter! 
Ich möchte hier nicht lange spredlen. Ich 
möchte nur die Gelegenheit wahrnehmen, um 
nochmals zu wiederholen, daß das Unter­
richtsministerium, nach Besprechungen mit 
den Landesschulräten und nach einer Befas­
sung der Schulreformkommission, etwa zu 
Jahresbeginn, jedenfalls in den ersten drei 
Monaten, diesem Haus unsere Vorschläge für 
ein zehnjähriges Bau- und zehnjähriges Schul­
gründungsprogramm vorlegen wird, also 
getrennt nach Bau von Schulen, die bereits 
existieren, und notwendige Gründung neuer 
Schulen. Ich möchte mit Ausnahme jener Pro­
jekte, die wie das in Spittal an der Drau 
bereits sehr weit gediehen sind, vor der Vor-

Sind Änderungen im Bereiche des Bundes­
denkmalschutzes vorgesehen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung Dr. Hertha Firnberg: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Der Denkmalschutz ist 
gemäß Artikel 10 Abs. 1 Z. 13 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in Gesetzgebung und 
Vollziehung Bundessache. Es gibt daher zum 
Unterschied von der Denkmalpflege nur einen 
einheitlichen Bundesdenkmalschutz, der seine 
gesetzliche Grundlage im Bundesgesetz vom 
25. 9. 1923 hat. 

Bei der Handhabung dieses nun fast 50 Jahre 
alten Gesetzes ergibt es sich immer wieder, 
daß einzelne Bestimmungen den Gegenwarts­
anforderungen, die für einen modernen effek­
tiven Denkmalschutz notwendig sind, nicht 
mehr ganz gerecht werden. 

So wird es insbesondere notwendig sein, 
die Bestimmungen des österreichischen Denk­
malschutzes an jene der Haager Konvention 
zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten 
Konflikten anzupassen. Dieses internationale 
Abkommen wurde von Osterreich ja bereits 
am 6. März 1964 ratifiziert. 

Ganz besonders wichtig wird es sein, einen 
der Grundzüge eines fortschrittlichen Denk­
malschutzes, insbesondere den Ensemble­
schutz, in Anlehnung an analoge Bestimmun­
gen des Auslandes im Denkmalschutz mit zu 
verankern. 

Präsident: Herr Abgeordneter Zankl. 

Abgeordneter Zankl: Frau Bundesminister! 
Es dürfte Ihnen ja ohnehin auch bekannt sein, 
daß der Nachwuchs bei den Landesdenkmal­
konservatoren nur ein sehr zögernder ist. Das 
hängt zweifellos damit zusammen, daß die 
A vancierungsmöglichkeiten zu gering sind. 
Wenn man bedenkt, daß in den Ländern oder 
bei den Landesregierungen Beamte in relativ 
jungen Jahren die Möglichkeit, und zwar dort 
sehr zahlreich die Möglichkeit haben, in die 
VlIIer-Dienstpostengruppe vorzurücken oder 
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Zankl 

zu avancieren und daß das bei den Denkmal- Zeitpunkt Mittel von etwas über einer Mil­
konservatoren nicht möglich ist, dann muß lion vorgesehen. 
man das verstehen. Wir wissen ja, und Sie Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Mock. 
wissen es auch, Frau Bundesminister, daß es 
nur zwei VIIler-Posten in diesem Bereich gibt Abgeordneter Dr. Mode Frau Bundesmini­
und daß der eine vom Präsidium selbst ein- ster! Ich entnehme Ihren Worten, daß bereits 
genommen wird und der zweite von einer feststeht, daß der Bedarf der Klagenfurter 
sehr profilierten und sehr verdienten Beamtin Hochschule im Jahre 1971 beträchtlich über die 
eingenommen wird. im Finanzgesetz 1971 veranschlagten Summen 

I~ frage Sie daher: Sehen Sie, Frau Bun­
desminister, eine Möglichkeit, eine Vermeh­
rung der VlIIer-Posten nicht nur zu beantra­
gen, sondern vielleicht auch durchzusetzen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Mir ist die Pro­
blematik sehr wohl bekannt. Ich weiß auch, 
daß die Landeskonservatoren und andere mit 
dieser Materie befaßte Beamte eine sehr ver­
antwortungsvolle Tätigkeit ausüben, die 
außerdem eine spezielle Ausbildung und spe­
zielle Kenntnisse erfordert. Ich bin sehr gerne 
bereit, entsprechende Bemühungen in der von 
Ihnen angezogenen Richtung zu unternehmen. 
Ich muß aber darauf aufmerksam machen, daß 
für dienstrechtliche Maßnahmen - soweit es 
sich um diese handelt - das Bundeskanzler­
amt zuständig ist. 

Präsident: 15. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Mock (OVP) an die Frau 
Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung. 

538/M 

Welche Fillanzmittel müssen der Hochschule 
für Bildungswissenschaften in Klagenfurt im 
Jahre 1971 zur Verfügung stehen, damit der 
zügige Aufbau und die Aufnahme des ordent­
lichen Lehr- und Forschungsbetriebes für 1971 
sichergestellt ist? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Auf Grund der 
Unterlagen des Gründungsausschusses der 
Hochschule für Bildungswissenschaften in 
Klagenfurt, deren Bearbeitung vor dem Ab­
schluß steht, werden die notwendigen Mittel 
bei ungefähr 15 Millionen Schilling liegen. 
Die genaue Summe ist derzeit noch nicht 
bekannt, wird aber Anfang des Jahres 1971 
bekanntgegeben werden. 

Ich darf hinzufügen, daß dann dafür gesorgt 
werden wird, und zwar durch ein Budgetüber­
schreitungsgesetz, daß die für den zügigen 
Ausbau und Aufbau der Einrichtung und die 
Aufnahme des Betriebes im Jahre 1971 not­
wendigen Mittel zur Verfügung stehen wer­
den. Derzeit sind im Budget bis zu diesem 

hinausgeht. 

Darf ich Sie fragen, was die besonderen 
Beweggründe waren, daß dieser erhöhte Be­
darf, der auch von Ihrem Ministerium offen­
sichtlich anerkannt wird, nicht bereits im Bud­
get 1971 verankert ist, obwohl dieser Mehr­
bedarf bereits vor der Beschlußfassung über 
das Budget anerkannt wurde. 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Ich habe betont, 
daß der genaue Bedarf noch immer nicht fest­
steht, daß es von Anfang an klar war, daß 
über die im Budgetansatz stehenden. Mittel 
hinaus ein Mehrbedarf vorliegen wird und 
daß, wenn dieser Bedarf konkret eintritt, Vor­
sorge getroffen werden wird, di~se Mittel zur 
Verfügung stehen werden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Mode 

Abgeordneter Dr. Modi: Frau Bundesmini­
ster! Der Presse konnte man entnehmen, daß 
in der Vorwoche Gespräche über die Bedürf­
nisse der Klagenfurter Hochschule im Jahre 
1971 stattfanden. 

Ich wäre für eine Mitteilung dankbar, ob 
Inhalt dieser Gespräche auch die finanziellen 
Bedürfnisse waren und ob durch die Ab­
sprache, die bei dieser Gelegenheit erfolgt ist 
und die auf einen erhöhten Finanzbedarf 
hinausläuft, der Abgang des Klagenfurter 
Gründungsrektors verhindert werden konnte. 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter! Ich habe sofort, nachdem 
Pressemeldungen aufgetaucht waren, daß der 
Gründungsrektor unter Umständen einer 
Berufung folgen würde - die übrigens schon 
vor seiner Berufung als Gründungsrektor nach 
Klagenfurt vorlag, nämlich nach Paderbom-, 
Herrn Professor Schöler zu einer Unterredung 
gebeten. Bei dieser Unterredung ergab sich, 
daß diese Gerüchte völlig zu Unrecht bestan­
den. Der Herr Gründungsrektor Schöler hatte 
niemals die Absicht, Klagenfurt zu verlassen, 
ganz im Gegenteil, er hatte schon vor dieser 
Besprechung veranlaßt, daß sein Umzug nach 
Klagenfurt veranlaßt würde. Er selbst hat in 
einer Pressekonferenz diese Gerüchte demen-

171 
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Bundesminister Dr. Hertha Firnberg 
tiert, und das Gespräch mit dem Herrn Grün­
dungsrektor Dr. Schöler war wie alle vorher­
gehenden Gespräche durchaus auf einer ein­
heitlichen Linie. 

Präsident: 16. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Blecha (SPO) an die Frau Bun­
desminister für Wissenschaft und Forschung. 

521JM 

Entspricht es den Tatsachen, daß bei einer 
durchschnittlichen Belegschaft von 350 Per­
sonen in den letzten drei Jahren 180 Mitarbeiter 
die Studiengesellschaft für Atomenergie (SGAE) 
verlassen haben? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Ihre Annahme 
trifft im wesentlichen zu. Tatsächlich ist eine 
außerordentlich starke Fluktuation der Beleg­
schaft der Studiengesellschaft für Atomener­
gie in Seibersdorf festzustellen. Nach unserer 
Ansicht ist die starke Abwanderung teilweise 
naturgemäß auf den allgemeinen brain drain 
zurückzuführen; in diesem Fall aber ganz 
besonders auf das höchst ungünstige Be­
triebsklima, das in Seibersdorf vorliegt. 

Dies geht aus einer Resolution der Betriebs­
versammlung vom 20. Oktober 1970 hervor. 
Die Betriebsversammlung hat in dieser Reso­
lution festgestellt, daß die Entwicklung des 
Reaktorzentrums Seibersdorf seit Jahren zu 
ernsten Bedenken Anlaß gebe. Infolge der 
fachlichen Ziellosigkeit habe die Studien­
gesellschaft für Atomenergie trotz guter Ein­
zelleistungen eine nur sehr begrenzte Effizienz. 
Es sei von der Geschäftsführung kein sonder­
liches Interesse zu erkennen, sich mit einern 
zukunftsweisenden Programm der Gesellschaft 
zu befassen, tüchtige Mitarbeiter zu halten 
und ein gutes Betriebsklima zu schaffen. 

Tatsächlich ist also die starke Fluktuation 
zu einem Großteil auf das sehr ungünstige 
Betriebsklima und auf die mangelnde Bereit­
schaft der Geschäftsführung, gute Mitarbeiter 
zu halten, zurückzuführen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Blecha. 

Abgeordneter Blecha: Sehr geehrte Frau 
Bundesminister! Sie haben anläßlich der De­
batte über das Budgetkapitel Wissenschaft 
und Forschung davon gesprochen, daß Sie ein 
Projektteam beauftragt haben, die Studien­
gesellschaft für Atomenergie zu untersuchen 
oder sieb. mit ihr zu beschäftigen. 

dere konkrete Aufgabe haben Sie diesem 
Team gestellt? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter I Das Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung hat auf Grund 
seiner Koordinierungsaufgaben im For­
schungsbereich naturgemäß die von der 
Betriebsversammlung aufgeworfenen Fragen 
in Behandlung genommen und durch ein 
Projektteam überprüfen lassen. Dieses Pro­
jektteam besteht aus namhaften Vertretern 
von Staat, Wissenschaft und Wirtschaft. 

Ich darf vielleicht einige Namen nennen. 
Außer den zuständigen Beamten des Ressorts 
gehören diesem Projektteam an: Herr Profes­
sor Dr. Grümm, der selbst Institutsleiter in 
Seibersdorf und ein hervorragender Wissen­
schafter ist, Herr Dr. Kaprall von der Indu­
striellenvereinigung, Generaldirektor Doktor 
Laschkowitzka, Universitätsprofessor Doktor 
Lindner von der Universität Wien - Zweites 
physikalisches Institut, Herr Professor Doktor 
Plöckinger, Forschungsdirektor bei Böhler. 
Außer Beamten verschiedener Ressorts außer­
dem noch Herr Dozent Dipl.-Ing. Dr. Rauch 
vom Atominstitut der österreichischen Hoch­
schulen. Ein Vertreter der OIAG, und zwar 
Herr Dipl.-Ing. Streicher, gehört gleichfalls 
diesem Projektteam an, das die Aufgabe hat, 
die Situation zu analysieren und Vorschläge 
beziehungsweise Empfehlungen für eine gün­
stigere gezielte Forschungsentwick.lung dieses 
großen Forschungszentrums zu erarbeiten. 

Präsident: Herr Abgeordneter Blecha. 

Abgeordneter Blecha: Zu welchem Zeit­
punkt, sehr geehrte Frau Bundesminister, 
erwarten Sie konkrete Arbeitsergebnisse die­
ses Projektteams? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter! Das Projektteam hat seine 
Arbeiten bereits aufgenommen. Voraussicht­
lich werden sie am 22. Dezember abgeschlos­
sen werden. Das Expose wird darauf den 
Organen der Gesellschaft, dem Betriebsrat zur 
Stellungnahme vorgelegt werden und mit der 
Stellungnahme der Organe der Gesellschaft 
und des Betriebsrates dem Wissenschafts­
forum zur weiteren Beratung übermittelt wer­
den. 

Präsident: Danke, Frau Bundesminister. 

In diesem Zusammenhang möchte ich an Die beiden nächsten Anfragen an den Bun-
Sie die Frage richten: Wer sind die Mitglie- desminister für soziale Verwaltung wird die 
der dieses Projektteams, und welche beson- Frau Staatssekretär Wondrack beantworten. 
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Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: Wir kommen zur 17. Anfrage: 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Kohl­
maier (OV P) an den Herrn Bundesminister für 
soziale Verwaltung. 

500jM 

Auf welche Weise werden im Bundesmini­
sterium für soziale Verwaltung die Vorschläge 
des Hauptverbandes der österreichischen Sozial­
versicherungsträger, betreffend Neuordnung des 
Spitalwesens, bearbeitet? 

Präsident: Frau Staatssekretär. 

Staatssekretär im Bundesministerium für 
soziale Verwaltung Gertrude Wondrack: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Diese Denk­
schrift der Osterreichischen Sozialversiche­
rungsträger wurde im Jahre 1969 übermittelt 
und war dann am 14. April des gleichen Jahres 
Gegenstand der Behandlung des Kranken­
anstaltenausschusses beim Bundesministerium 
für soziale Verwaltung. Nach eingehender 
Beratung wurde die Frage vorläufig zurück­
gestellt. Es hat dann keine weitere Sitzung 
des Krankenanstaltenausschusses stattgefun­
den. 

Frau Bundesminister Rehor hat im Herbst 
des Jahres 1969 einem internationalen Gre­
mium der Weltgesundheitsorganisation, ich 
weiß nicht, ob ich sagen kann, den Auftrag 
gegeben; aber jedenfalls pat diese Organisa­
tion ein Expertenteam von drei namhaften 
Fachleuten nach Osterreich geschickt, und die­
ses Expertenteam hat ein Gutachten erstellt. 
Dieses wurde dann auch den Mitgliedern des 
Hohen Hauses im Laufe dieses Sommers über­
mittelt, und es wurde auch dem Hauptverband 
der Osterreichischen Sozialversicherungsträ­
ger sowie verschiedenen anderen Körperschaf­
ten, die an Spitalsfragen besonders interes­
siert sind, mit dem Ersuchen übermittelt, zu 
den im Bericht aufgezeichneten Gesichtspunk­
ten, die in weiten Bereichen mit der Denk­
schrift des Hauptverbandes identisch sind, 
Stellung zu nehmen. 

Wenn diese Stellungnahmen vorliegen, wer­
den die bei den Unterlagen, nämlich die Denk­
schrift des Hauptverbandes der Osterreichi­
schen Sozialversicherungsträger und das Gut­
achten der Experten der Weltgesundheits­
organisation, wieder auf die Tagesordnung 
des Krankenanstaltenausschusses beim Bun-

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Sehr verehrte 
Frau Staatssekretär! Sie haben sich bei der 
Budgetdebatte vor einem Jahr darüber 
mokiert, daß auf dem Sektor Spitalsreform 
nichts veranlaßt wurde, obwohl schon im 
Frühjahr 1969 die Vorarbeiten des Haupt­
verbandes abgeschlossen wurden. Nun ent­
nehme ich Ihrer Antwort, daß Sie die zusätz­
lichen Prüfungen durch das Expertenteam der 
WHO zum Anlaß nehmen, solange die Stel­
lungnahmen dazu nicht abgeschlossen sind, 
keine weiteren Vorarbeiten vorzunehmen. 

Frau Staatssekretär! Wann, rechnen Sie, 
wird es so weit sein, daß die Stellungnahmen 
zum WHO-Gutachten beim Bundesministerium 
für soziale Verwaltung eingetroffen sind und 
damit die hoffentlich endgültige Inangriff­
nahme des Problems erfolgen kann? 

Präsident: Frau Staatssekretär. 

Staatssekretär Gertrude Wondradt: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Ich glaube, es 
wäre etwas übertrieben, wenn wir nun sagen 
würden, daß in der ganzen Zeit keine weite­
ren Arbeiten im Bundesministerium für soziale 
Verwaltung erfolgt sind. Selbstverständlich 
haben die Beamten vor allem die Unterlagen 
in Bearbeitung gezogen. Aber wenn schon ein 
solches - ich glaube, wir sind hier einer 
Meinung - wertvolles Gutachten erstellt 
wurde, dann sollen wir uns auch der Ergeb­
nisse dieses Gutachtens bedienen. Wir wer­
den mit Jahresende die Stellungnahmen 
haben. Wenn wir sie bis zu diesem Zeitpunkt, 
den wir als den weitestgesteckten Zeitpunkt 
angesehen haben, nicht haben, so werden wir 
natürlich in die Beratungen eintreten. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Kohl­
maier. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Frau Staats­
sekretär! Erwarten Sie sich von der derzeit 
stattfindenden sogenannten Krankenversiche­
rungsenquete auch zusätzliche Gesichtspunkte 
für eine Reform des Spitalwesens, vor allem 
im Hinblick darauf, daß dort auch Finanzie­
rungsfragen zur Sprache kommen, und kann 
es unter Umständen geschehen, Frau Staats­
sekretär, daß Sie auch die Ergebnisse und 
Begutachtung dieser Enquete abwarten, bis 
Sie endgültige Schritte im Spitalssektor unter­
nehmen? 

Präsident: Frau Staatssekretär. 

Staatssekretär Gertrude Wondrack: Sehr des ministerium für soziale Verwaltung gesetzt 
werden. Wir werden uns weiter mit diesen geehrter Herr Abgeordneter! Sicherlich wer-
Problemen befassen, wenn wir die Unterlagen den die Ergebnisse auch dieser Arbeit ihren 
für weitere Maßnahmen heranziehen können. Einfluß auf unsere Arbeit nehmen. Aber ich 

möchte in aller Offenheit eine Illusion zer-
Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Kohl- stören: Ich bin der Meinung, daß man dieses 

mai er. Problem endlich in Angriff nehmen muß, es 
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Staatssekretär Gertrude Wondrack 

ist lange genug hinausgeschoben worden. Ich 
teile aber auf der anderen Seite nicht die 
Illusion, daß man ein so kompliziertes Pro­
blem, das man leider durch viele Jahre, ich 
möchte nicht sagen, absichtlich hinausgescho­
ben hat, aber es ist eben sehr kompliziert, 
sofort einer Lösung zuführen kann. Wir wer­
den uns alle anstrengen müssen, daß wir 
sukzessive Lösungen herbeiführen können. 
Nur bin ich nach wie vor der Meinung, daß 
wir beginnen müssen, um die Schwierigkei­
ten langsam wegzubringen. Es ist natürlich, 
und da sind wir auch, glaube ich, einer Mei­
nung, vor allem ein finanzielles, aber auch ein 
organisatorisches Problem. 

Die Unterlagen, die uns nun zur Verfügung 
stehen, berechtigen uns zu der Hoffnung, daß 
wir die Frage vor allem auch auf dem organi­
satorischen Sektor endlich in Angriff nehmen 
können. 

Präsident: 18. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Linsbauer (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 

494/M 

Sind Sie in der Lage, Herr Minister, mitzu­
teilen, wie sich die Verpachtung der Bundes­
apotheke Mariahilf für den Bundeshaushalt 
ausgewirkt hat? 

Präsident: Frau Staatssekretär. 

Staatssekretär Gertrude Wondrack: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Die Apotheke 
Mariahilf wurde mit 1. Mai 1970 verpachtet. 
Nachdem der Pachtschilling in einem Prozent­
satz des Umsatzes festgelegt wurde, sind wir 
leider nicht in der Lage, derzeit über den finan­
ziellen Erfolg oder Mißerfolg Auskunft zu 
geben, weil bekanntlich dieses Jahr erst abge­
schlossen wird. 

Präsident: Herr Abgeordneter Linsbauer. 
Abgeordneter Linsbauer: Frau Staatssekre­

tär! Es wurde auch die Verpachtung der 
Apotheke Schönbrunn vorbereitet und einge­
leitet. Glauben Sie, Frau Staatssekretär, wird, 
wenn es zu einem positiven Erfolg kommt, 
neben der anderen Apotheke auch die Apo­
theke Schönbrunn verpachtet werden? 

Präsident: Frau Staatssekretär. 

Staatssekretär Gertrude Wondrack: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Da bin ich, das 
sage ich ehrlich, überfragt, denn die Belastun­
gen, die uns aus der Verpachtung der Apo­
theke Mariahilf für den Staat erwachsen sind, 
sind nicht unbeträchtlich. Sie wissen ja selbst, 
daß Personal nicht eingespart wurde, das 
wurde natürlich übernommen, und Sie selber 
wissen vielleicht auch, daß wir zusätzlich nun 
zehn Pensionisten versorgen müssen. Die Be-

lastung aus diesen Pensionen können nun 
nicht mehr auf drei Apotheken, sondern nur 
mehr auf zwei Apotheken aufgeteilt werden. 
l<fatürlich wird dadurch der Ertrag der beiden 
Apotheken verschlechtert. Je geringer die 
Möglichkeit der Verteilung dieser Kosten ist, 
umso ungünstiger wird natürlich das Ver­
hältnis. 

Leider muß ich jetzt sagen, daß gerade die 
Apotheke Mariahilf eine positive und große 
Apotheke war und daß dadurch, daß sie weg­
fällt, natürlich die Belastungen der beiden 
anderen Apotheken enorm steigen. 

Präsident: Danke, Frau Staatssekretär. 

Bundesministerlum für Finanzen 

Prä.sident: 19. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Robak (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Finanzen. 

472JM 

Ist die Auflassung des Zollamtes Rechnitz 
vorgesehen ? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Finanzen Doktor 
Androsch: Sehr geehrter Herr Abgeordneterl 
Das Zollamt Redmitz war ursprünglich ein 
Eisenbahngrenzzollamt. Diese Funktion hat es 
infolge der Einstellung des grenzüberschrei­
tenden Eisenbahnverkehrs verloren. Da dort 
auch kein Straßenübergang besteht, ist Rech­
nitz derzeit funktionell ein Inlandszollamt, das 
seine Abfertigungstätigkeit fast ausschließlich 
im Hausbeschauwege, und zwar in dem von 
der Grenze landeinwärts gelegenen Gebiet, 
ausübt. 

Nun sind seit Jahren Bestrebungen im 
Gange, den seinerzeitigen Straßenübergang 
an der Bundesstraße 63, das heißt Oberwart, 
Großpetersdorf, Schachendorf, wieder zu "er­
öffnen, was zur Folge hätte, daß bei Scha­
ehendorf ein entsprechendes Zollamt errichtet 
werden müßte. Diesfalls würde es verständ­
licherweise zu einer Auflassung des nur 
2 Kilometer entfernten Zollamtes Rechnitz 
kommen. 

Seitens interessierter Wirtschaftskreise und 
deren Gemeinden wird überdies unabhängig 
vom Projekt Schachendorf eine Verlegung des 
ZoIJamtes Rechnitz in einen anderen Ort 
- Oberwart oder Pinkafeld - angestrebt. 
Diese Bestrebungen wurden wohl einer Prü­
fung unterzogen, sind aber wegen der noch. 
ungeklärten Gesamtsituation, insbesondere im 
Hinblick auf die Frage der Wiedereröffnung 
des Zollamtes in Schachendorf, nicht realisier­
bar. 

Präsident: Herr Abgeordneter Robak. 
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Abgeordneter Robak: Herr Minister! Bis 
zum Kriegsende gab es in Rechnitz ein Zoll­
amt und einen Grenzübergang. Das bedeutete 
für diese sehr abgelegene Stadt einen großen 
wirtschaftlichen Vorteil. Nach dem Krieg ist 
Reclmitz ein Notstandsgebiet geworden, und 
die Gemeinde Rechnitz bemüht sich sd10n seit 
vielen Jahren um die Eröffnung dieses alten 
Grenzüberganges. 

Ich möchte Sie jetzt fragen, ob Sie sich, 
bevor Sie endgültig entscheiden, ob das Zoll­
amt Rechnitz aufgelassen wird, mit der Bur­
genländischen Landesregierung in Verbindung 
setzen werden. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Andl'Osch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Sie werden mit mir über­
einstimmen, daß es nur dann, wenn die 
Eröffnung eines Grenzüberganges möglich sein 
sollte, sinnvoll ist, hier das Zollamt aufrecht­
zuerhalten, nicht hingegen, wenn ein solcher 
Grenzübergang 2 Kilometer weiter eröffnet 
werden sollte. Aber unbeschadet dieser Vor­
frage werde ich selbstverständlich das Ein­
vernehmen mit der Burgenländischen Landes­
regierung in dieser Frage herstellen. 

Präsident: 20. Anfrage: Anfrage des Herrn 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bund2s­
minister! Ich darf statt eigener Worte eine 
Erklärung des Herrn Bundesministers Doktor 
Broda zitieren, die folgenden Wortlcmt hat: 

"Die Versicherungs wirtschaft muß immer 
daran denken, daß die Autohaftpflichtversiche­
rung in vVahrheit längst eine obligatorische 
Zwangsversicherung geworden ist." 

Sind Sie, Herr Bundesminister, nicht der 
Auffassung, daß bezüglich der steuerlichen 
Behandlung zwischen einer Pflichtversicherung 
und einer freiwilligen Versicherung eine 
Differenzierung erfolgen sollte~ 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich würde den Standpunkt 
einnehmen, daß es sIch hier um einen fixier­
ten Preis handelt, wie er in anderen Fällen 
auch anzutreffen ist, und daß deswegen noch 
keine:! steuerliche Reduktion, Begünstigung, 
oder wie immer man es nennen möchte, er­
folgt Es ist ein gewisser Tatbestand gegeben, 
der steuerliche Konsequenzen auslöst, und ich 
sehe aus den angeführten Gründen keine 
Möglichkeit, eine solche Differenzierung, wie 
sie Ihnen vorschwebt, herbeizuführen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Broe-
Abgeordneten Dr. Broesigke (FPO) an den 
Herrn Bundesminister für Finanzen. sigke. 

533jM 

'Verden Sie im Zusammenhang mit, dem 
Antrag der Versicherungsunternehmer auf Er­
höhung der Kraftfahrhaftpflichtversicherung die 
Möglichkeit einer Befreiung dieser Versicherungs­
art von der 7 %igen Versicherungsstener prüfen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Der Antrag des Fachver­
bandes der Versicherungs unternehmungen auf 
Anderung der Geschäftsgrundlagen in der 
Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung wird 
noch überprüft. Es kann zurzeit nicht verläß­
lich beurteilt werden, ob und wenn ja in 
welcher Höhe eine Prämienerhöhung Platz 
greifen wird. Unabhängig jedoch von dem 
Ergebnis dieser Uberprüfung kann an einen 
Entfall der 7prozentigen Versicherungssteuer 
nidlt gedacht werden. Ich bitte um Verständ­
nis dafür, daß sich einerseits die Kraftfahr­
zeughaftpflichtversicherung selbst erhalten 
muß und nicht durch Steuerreduktionen sub­
ventioniert werden soH, andererseits die bud­
getäre Lage den Entfall der Versicherungs­
steuer nid1t vertretbar erscheinen läßt. 

Präsiden!: Herr Abgeordneter Dr. Broe­
sigke. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes­
minister! Ich möchte noch die Zusatzfrage stel­
len, w21cher Einnahmenausfall dem Bunde 
entstehen würde, wenn die Versicherungs­
steuer bei der Haftpflichtversicheruag für 
Kraftfahrzeuge wegfiele. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Ich kann das jetzt 
nur aus dem Gedächtnis beantworten, und ich 
bitte, mich also nicht auf die Genauigkeit fest­
zulegen. Ich glaube, im heurigen Jahr wer­
den etwa 2,8 bis 3 Milliarden an Kraftfahr­
zeughaftpflichtversicherungsprämien eingehen, 
das hejßt, daß dies ungefähr einen Steueraus­
fall von 200 Millionen Schilling zur Folge 
hätte. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Die 60 Minuten der Fragestunde sind abge­
lavJen. Die Fragestunde ist beendet. (Zwi­
schenrufe bei der OVP.) 

Es sind zwölf Anfrageb~antwortullgen ein­
gelangt, die den AnfragesteUern zugegangen 
sind. Diese Anfragebeantwortungen wurden 
auch vervielfältigt und an alle Abgeordneten 
verteilt. 
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Zuweisung 

Präsident: Den in der letzten Sitzung einge­
brachten Antrag 52/A der Abgeordneten Dok­
tor Hauser und Genossen, betreffend die 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1959, 
weise ich dem Finanz- und Budgetausschuß 
zu. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Debatte über die Punkte 1 bis einschließlich 7 
und sodann über die Punkte 9 und 10 der 
heutigen Tagesordnung jeweils unter einem 
abzuführen. 

Bei den Punkten 1 bis 7 handelt es sich um 
die Verlängerung der Wirtsch.aftsgesetze; 

die Punkte 9 und 10 betreffen 
ein Bundesgesetz, mit dem das Struktur­

verbesserungsgesetz abgeändert wird, und 
ein Bundesgesetz, mit dem die Geltungs­

dauer des Bundesgesetzes vom 6. Juli 1966 
über die steuerlichen Maßnahmen bei der 
Kapitalerhöhung aus Gesellsch.aftsmitteln ver­
längert wird. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden jedesmal zuerst die Berichterstatter 
ihrer Berichte geben, sodann wird die Debatte 
über die jeweils zusammengezogenen Punkte 
gemeinsam abgeführt. Die Abstimmung erfolgt 
selbstverständlich getrennt. - Einwand wird 
keiner erhoben. Dann werden wir so vor­
gehen, also jeweils die Punkte 1 bis 7 gemein­
sam und die Punkte 9 und 10 gemeinsam 
behandeln. 

1. Punkt: Beridlt des Verfassungs ausschusses 
über die Regierungsvorlage (140 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Preisrege­
lungsgesetz 1951 geändert wird (269 der Bei-

6. Punkt: Bericbt des Ausscbusses für Land­
und Forstwirtschaft über die Regierungsvor­
lage (247 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem 
das Landwirtschaftsgesetz geändert wird (263 

der Beilagen) 

1. Punkt:' Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft über die Regierungsvor­
lage (248 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem 
das Lebensmittelbewirtschaitungsgesetz 1952 

geändert wird (264 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu den Punkten 1 bis ein­
schließlich 7, über die beschlossen wurde, die 
Debatte unter einem abzuführen. Ich zähle auf. 
Es sind dies: 

Bericht des Verfassungsausschusses 
(Anhaltende Unruhe.) 

Ich bitte, meine Herren, vor allem rück­
wärts ein wenig ruhig zu sein, wenn ich vor­
zutragen habe, denn gerade von den oberen, 
rückwärtigen Bänken kommt alles genau zu 
mir her, und das stört natürlich sehr. (Zwi­
schenruf des Abg. Mac h u n z e.) Sie haben 
es da unten etwas besser als die da oben. Die 
oben, die höre ich genau. Das ist der Nachteil 
des Kollegen Zeillinger zum Beispiel. (Heiter­
]{eit.) Er ist jetzt nicht da, aber den höre ich 
immer, weil das genau auf mich zukommt. 
Also ich bitte um Verständnis. 

Bericht des Verfassungsausschusses über 
die Regierungsvorlage: Bundesgesetz, mit dem 
das Preisregelungsgesetz 1957 geändert wird, 

Bericht des Justizausschusses über die Re­
gierungsvorlage: Bundesgesetz, mit dem das 
Preistreibereigesetz 1959 geändert wird, 

Bericht des Handelsausschusses über die 
Regierungsvorlage: Bundesgesetz, mit dem das 

2. Punkt: Bericbt des Justizausschusses über Rohstofflenkungsgesetz 1951 geändert wird 
die Regierungsvorlage (141 der Beilagen): (Rohstofflenkungsgesetznovelle 1970), 

lagen) 

Bundesgesetz, mit dem das Preistreiberei-
gesetz 1959 geändert wird (260 der Beilagen) 

3. Punkt: Bericht des Handelsausschusses über 
die Regierungsvorlage (142 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Rohstofflenkungs­
gesetz 1951 geändert wird (Rohstofflenkungs-

gesetznovelle 1970) (259 der Beilagen) 
4. Punkt: Bericht des Aussdmsses für Verkehr 
und EI'ektrizitätswirtschaft über die Regie­
rungsvorlage (143 der Beilagen): Bundes­
gesetz, mit dem die Geltungsdauer des Last­
verteilungsgesetzes 1952 neuerlich verlängert 

wird (265 der Beilagen) 

5. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft über die Regierungsvor­
lage (24'6 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem 
das Marktordnungsgesetz 1961 geändert wird 
(2. Marktordnungsgesetz-Novelle 1970) (262 

der Beilagen) 

Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft über die Regierungs­
vorlage: Bundesgesetz, mit dem die Geltungs­
dauer des Lastverteilungsgesetzes 1952 neuer­
lich verlängert wird, 

Bericht des Ausschusses für Land- und Forst­
wirtschaft über die Regierungsvorlage: Bun­
desgesetz, mit dem das Marktordnungsgesetz 
1967 geändert wird (2. Marktordnungsgesetz­
Novelle 1970) , 

Bericht des Ausschusses für Land- und Forst­
wirtschaft über die Regierungsvorlage: Bun­
desgesetz, mit dem das Landwirtschaftsgesetz 
geändert wird, und 

Bericht des Ausschusses für Land- und Forst­
wirtschaft über die Regierungsvorlage: Bun­
desgesetz, mit dem das Lebensmittelbewirt­
schaftungsgesetz 1952 geändert wird. 
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Präsident 

Berichterstatter zu Punkt 1 ist der Herr Berichterstatter Dr. Reinhart: Herr Präsi-
Abgeordnete Ströer. Ich bitte um den Bericht. dent! Hohes Haus! Meine Damen und Her-

Berichterstatter Ströer: Herr Präsident! ren! Ich unterbreite dem Hohen Haus den 
Hohes Haus! Ich berichte im Namen des Ver- Bericht des Justizausschusses über die Regie­
fassungsausschusses über die Regierungsvor- rungsvorlage (141 der Beilagen): Bundes­
lage (140 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem gesetz, mit dem das Preistreibereigesetz 1959 
das Preisregelungsgesetz 1957 geändert wird. geändert wird. 

Die dem Ausschuß zur Vorberatung vorge­
legte Regierungsvorlage hat vor allem eine 
Verlängerung der Geltungsdauer des Preis­
regelungsgesetzes bis 31. Dezember 1971 zum 
Gegenstand. Darüber hinaus sah sie eine 
Änderung der geltenden Bestimmungen des 
Preisregelungsgesetzes 1957 vor, wonach der 
Bundesminister für Inneres künftighin eine 
behördliche Preisbestimmung auch für den 
Fall vornehmen könnte, daß nicht wie bisher 
die Bundeskammer der gewerblid.1en Wirt­
schaft, die Präsidentenkonferenz der Land­
wirtschaftskammern Osterreichs, der Osterrei­
chische Arbeiterkammertag und der Osterrei­
chische Gewerkschaftsbund dem Bundesmini­
sterium übereinstimmend Mitteilung über eine 
erfolgte Preiserhöhung machen, sondern eine 
solche Mitteilung durch eines der im Gesetz 
genannten Bundesministerien oder eine der 
obgenannten Interessenvertretungen erfolgt. 
Weiter war in Aussicht genommen, die Straf­
bestimmungen des § 9 des Preisregelungs­
gesetzes 1957 neu zu fassen. 

Anläßlich der Vorberatung der Regierungs­
vorlage in der Sitzung des Verfassungsaus­
schusses vom 4. Dezember 1970 brachten die 
Abgeordneten Dr. Kranzlmayr, Weisz und 
Dr. Broesigke einen Abänderungsantrag ein, 
durch den die Regierungsvorlage dahin ge­
ändert wird, daß lediglich die derzeit mit 
31. Dezember 1970 befristete Geltungsdauer 
des Preisregelungsgesetzes 1957 um ein Jahr 
bis 31. Dezember 1971 verlängert wird. 

Nach Wortmeldungen der Abgeordneten 
Dr. Kranzlmayr und Thalhammer hat der Aus­
schuß beschlossen, dem Hohen Haus die An­
nahme des Gesetzentwurfes unter Berück­
sichtigung der dem Ausschußbericht bei­
gedruckten Abänderungen zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(140 der Beilagen) mit den dem Ausschuß­
bericht angeschlossenen Abänderungen die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie-

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht außer 
der Verlängerung der Geltungsdauer des Ge­
setzes bis zum 31. Dezember 1971 weiters vor, 
daß Uberschreitungen des ortsüblichen Preises 
künftig nicht erst dann strafbar sein sollen, 
wenn sie "erheblich" sind, sondern schon 
dann, wenn es sich um "nicht nur ganz uner­
hebliche" Uberschreitungen handelt. 

Bei der Ermittlung des ortsüblichen Preises 
sollen nicht bloß Bedarfsgüter und Bedarfs­
leistungen "gleicher Art und Beschaffenheit" 
herangezogen werden können, sondern auch 
Güter und Leistungen "gleicher Art und glei­
cher oder ähnlicher Beschaffenheit". 

Der für die Abgrenzung zwischen verwal­
tungsbehördlich und gerichtlich strafbaren 
Handlungen maßgebende Geldbetrag und die 
im Gesetz vorgesehenen Geldstrafen sollen 
der wirtschaftlichen Entwicklung angepaßt 
werden. 

Der Justizausschuß hat den erwähnten Ge­
setzentwurf in seiner Sitzung am 4. Dezember 
1970 der Vorberatung unterzogen. Da die 
Regierungsvorlage Bestimmungen enthält, 
über die eine Einigung nicht erreichbar er­
schien, brachten die Abgeordneten Dr. Hau­
ser, Skritek, Zeillinger und Genossen einen 
Abänderungsantrag ein, der lediglich eine 
einjährige Verlängerung der Geltungsdauer 
des Gesetzes in der derzeit geltenden Fassung 
zum Gegenstand hat. Nach einer Debatte, an 
der sich außer dem Berichterstatter die Abge­
ordneten Skritek und Dr. Hauser sowie der 
Bundesminister für Justiz Dr. Broda und der 
Ausschußobmann Abgeordneter Zeillinger 
beteiligten, wurde der Gesetzentwurf mit den 
beige druckten Abänderungen mit Stimmen­
einhelligkeit angenommen. 

Der Justizausschuß stellt somit den A n­
t rag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(141 der Beilagen) mit den folgenden Abände­
rungen die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

gen, Herr Präsident, ersuche ich, General- und Abänderungen zum Gesetzentwurf in 141 
Spezialdebatte unter einem durchzuführen. der Beilagen: 

Präsident: Danke. 1. In der Uberschrift ist das Wort "geän-
Berichterstatter zu Punkt 2 ist Herr Abge- dert" durch das Wort "verlängert" zu erset­

ordneter Dr. Reinhart. Ich bitte ihn um seinen zen. 
Bericht. 2. Artikel II hat zu lauten: 
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Dr. Reinhart 

, ,Artikel II 

Das Preistreibereigesetz 1959 wird geändert 
wie folgt: 

§ 15 hat zu lauten: 

,Dieses Bundesgesetz tritt rrüt Ablauf des 
31. Dezember 1971 außer Kraft.' " 

Im Auftrag des Justizausschusses stelle ich 
den Antrag, falls eine Debatte gewünscht 
wird, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident: Danke. 

Berichterstatter zu Punkt 3 ist Herr Abge­
ordneter Thalhammer. 

Berichterstatter Thalhammer: Hohes Haus! 
Namens des Handeisausschusses berichte ich 
über die Regierungsvorlage (142 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Rohstoff­
lenkungsgesetz 1951 geändert wird (Rohstoff­
lenkungsgesetznovelle 1970). 

Die Geltungsdauer des Rohstofflenkungs­
gesetzes 1951 in der derzeit geltenden Fas­
sung läuft am 31. Dezember 1910 ab. Auf 
Grund einer Enquete, die unter dem Vorsitz 
des Bundesministers für Handel, Gewerbe und 
Industrie stattgefunden hat, wurden Dber­
legungen angestellt, Erdöl und seine Derivate, 
Benzol, wieder in den Geltungsbereich des 
Rohstofflenkungsgesetzes einzubeziehen. 

Der vorliegende Entwurf sieht daher eine 
Ergänzung der Bestimmungen des Rohstoff­
lenkungsgesetzes 1951 in diesem Sinne vor 
und enthält außerdem formale Änderungen. 
Die Geltungsdauer soll mit 31. Dezember 1971 
festgelegt werden. 

Der Handelsausschuß hat den vorliegenden 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 4. Dezem­
ber 1970 der Vorberatung unterzogen. Da die 
Regierungsvorlage verfassungsrechtliche Be­
stimmungen enthält, über die eine Einigung 
nicht erreichbar erschien, brachten die Abge. 
ordneten Dr. Fiedler, Kostroun, Meißl und 
Genossen einen Abänderungsantrag ein, der 
lediglich eine einjährige Verlängerung der 
Geltungsdauer des Gesetzes in der derzeiti­
gen Fassung zum Gegenstand hat. 

bericht angeschlossenen Abänderungen die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, bin ich beauftragt zu beantragen, Gene­
ral- und Spezialdebatte unter einem abzufüh­
ren. 

PräsIdent: Danke. 

Ich frage jetzt das Plenum, ob es bereit ist, 
Uberzeit über 21 Uhr hinaus zu leisten, um 
sich noch die restlichen Berichterstatter anzu­
hören, sodaß wir dann morgen mit der 
Debatte beginnen können. - Ich mache aber 
aufmerksam: Eine zusätzliche Vergütung wird 
dafür nicht geleistet. (Heiterkeit und Zustim­
mung.) 

Somit kommen wir zu Punkt 4. Bericht­
erstatter ist Herr lng. Scheibengraf. 

Berichterstatter Ing. Scheibengraf: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich berichte namens 
des Ausschusses für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft über die Regierungsvorlage 
(143 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem die 
Geltungsdauer des Lastverteilungsgesetzes 
1952 neuerlich verlängert wird. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht aus 
Gründen der Einheitlid1keit der Wirtschafts­
gesetze eine Verlängerung der Geltungsdauer 
bis 31. Dezember 1911 vor. 

Durch die Verfassungsbestimmung des Arti­
kels I des Gesetzentwurfes soll eine einwand­
freie verfassungsrechtliche Grundlage für die 
Kompetenz des Bundes zur Erlassung und 
Vollziehung der Vorschriften dieses Gesetz­
entwurfes hergestellt werden. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft hat den vorliegenden Gesetz­
entwurf in seiner Sitzung am 4. Dezember 
1970 in Verhandlung gezogen und einstimmig 
angenommen. 

Namens des Ausschusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft stelle ich somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(143 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

In einer Debatte, an der sich außer dem Für den Fall, daß Wortmeldungen erfolgen, 
Berichterstatter die Abgeordneten Dr. Fiedler beantrage ich, General- und Spezialdebatte 
und Erich Hofstetter sowie der Bundesminister unter einem abzuführen. 
für Handel, Gewerbe und Industrie beteilig­
ten, wurde die Regierungsvorlage unter Be­
rücksichtigung des erwähnten Abänderungs­
antrages einstimmig angenommen. 

Der Handelsausschuß stellt somit den A n­
t rag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(142 der Beilagen) mit den dem Ausschuß-

Präsident: Danke. 

Berichterstatter zu Punkt 5 ist Herr Abge­
ordneter Deut:>chmann. 

Berichterstatter Deutschmann: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich bringe den Bericht des 
Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft 
über die Regierungsvorlage (246 der Bei-
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Deutsdunann 

lagen): Bundesgesetz, mit dem das Markt- geeignete Grundlage für zielführende Maß­
ordnungsgesetz 1967 geändert wird (2. Markt- nahmen der Agrarpolitik, insbesondere im 
ordnungsgesetz-Novelle 1970). Bereich der Strukturpolitik, darstellen, wird 

Der vorliegende Gesetzentwurf schlägt eine eine Verlängerung des Gesetzes um ein wei­
Verlängerung des Marktordnungsgesetzes um teres Jahr vorgeschlagen. Weiter werden die 
ein weiteres Jahr vor und enthält eine Reihe Ziele des Gesetzes den heutigen Gegebenhei­
technischer Verbesserungen, die in ihrer Ge- ten der Wirtschaftspolitik angepaßt und 
samtheit eine wesentlich wirksamere Anwen- schließlich der durch § 7 Abs. 2 des Gesetzes 
dung des Gesetzes erwarten lassen, sowie die eingerichteten Kommission auch beratende 
Einleitung einer ersten Phase von Maßnah- Funktion eingeräumt. 
men zur Rationalisierung und Strukturverbes- Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
serung in der Milchwirtschaft. hat die Regierungsvorlage in seiner Sitzung 

Eine zusätzliche Belastung des Bundeshaus- vom 4. Dezember 1970 in Verhandlung 
haltes durch die vorgeschlagenen Maßnahmen gezogen. 
wird nicht eintreten. An der Debatte beteiligten sich außer dem 

Berichterstatter die Abgeordneten Pfeifer, 
Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr und Meißl sowie der 

hat die Regierungsvorlage in seiner Sitzung Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
vom 4. Dezember 1970 in Verhandlung gezo- Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs. 
gen. 

Zu der Regierungsvorlage wurde von den 
Abgeordneten Pfeifer, Minkowitsch und Meißl 
ein Abänderungsantrag gestellt. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr, Pfeifer, Pansi, Vollmann und 
Koller sowie der Bundesminister für Land- Der von der Bundesregierung vorgelegte 
und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Gesetzentwurf wurde unter Berücksichtigung 
Weihs. der dem Ausschußbericht beigedruckten Ab-

änderungen vom Ausschuß einstimmig ange­
Zu der Regierungsvorlage wurde von den nommen. 

Abgeordneten Pfeifer, Minkowitsch und Meißl 
ein Abänderungsantrag gestellt. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Gesetzentwurf wurde unter Berücksichtigung 
der dem Ausschußbericht beigedruckten Ab­
änderungen vom Ausschuß einstimmig ange­
nommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen, 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (246 der Beilagen) mit den dem 
Ausschußbericht angeschlossenen Abänderun­
gen die verfassungsmäßige Zustimmung zu 
erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen ge­
wünscht werden, beantrage ich, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Präsident: Danke. 

Berichterstatter zu Punkt 6 ist Herr Abge­
ordneter Horejs. 

Berichterstatter Horejs: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Im Auftrag des Ausschusses für 
Land- und Forstwirtschaft habe ich über die 
Regierungsvorlage (247 der Beilagen): Bun­
desgesetz, mit dem das Landwirtschaftsgesetz 
geändert wird, zu berichten. 

Die Geltungsdauer des Landwirtschafts­
gesetzes ist derzeit bis Ende des Jahres 1970 
befristet. Da die Regelungen des Gesetzes eine 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft den A n-
t rag, der Nationalrat wolle beschließen, dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (247 der Beilagen) mit den dem Aus­
sdmßbericht angeschlossenen Abänderungen 
die verfassungsmäßige Zustimmung zu ertei­
len. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, beantrage ich, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident: Danke. 

Berichterstatter zu Punkt ., ist Herr Abge­
ordneter Deutschmann. 

Berichterstatter Deutschmann: Ich bringe 
den Bericht des Ausschusses für Land- und 
Forstwirtschaft über die Regierungsvorlage 
(248 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Le bensmi ttelbewirtschaftungsgesetz 1952 ge­
ändert wird. 

Die Geltungsdauer des Lebensmittelbewirt­
schaftungsgesetzes ist derzeit gemäß § 13 
Abs. 1 dieses Gesetzes in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. NT. 176/1970 mit 31. De­
zember 1970 befristet. Die Regelungen des 
Gesetzes ermöglichen es in der Hauptsache, 
allfälligen Versorgungsschwierigkeiten bei 
Lebensmitteln, die im Gefolge internationaler 
Spannungen oder von Naturkatastrophen ein­
treten können, rasch und wirksam zu begeg-

172 

29. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 19 von 65

www.parlament.gv.at



2476 Nationalrat XII. GP. - 29. Sitzung - 18. und 19. Dezember 1970 

Deutschmann 

nen. Darüber hinaus wird im Bereich der 
Zucker- und der Brotgetreidewirtschaft von 
den Bestimmungen des Gesetzes auch derzeit 
Gebrauch gemacht. Es wird deshalb vor­
geschlagen, die Geltungsdauer des Lebens­
mittelbewirtschaftungsgesetzes, analog den 
anderen mit Verfassungsbestimmung versehe­
nen Wirtschaftslenkungsgesetzen, um ein wei­
teres Jahr zu erstrecken. Weiter soll Geflügel 

t rag, der Nationalrat wolle beschließen, dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (248 der Beilagen) mit der dem Aus­
schußbericht angeschlossenen Abänderung die 
verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Ich bin ermächtigt, im Namen des Aus­
schusses zu beantragen, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. 

wegen seiner zunehmenden Bedeutung als Präsident: Danke. 
menschliches Nahrungsmittel in den Geltungs- Alle sieben Berichterstatter haben bean-
bereich des Gesetzes einbezogen werden. tragt, General- und Spezialdebatte unter 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft einem durchzuführen. - Dagegen wird kein 
hat die Regierungsvorlage in seiner Sitzung Einwand erhoben. 
vom 4. Dezember 1970 in Verhandlung gezo­
gen. 

Zu der Regierungsvorlage stellten die Ab­
geordneten Pfeifer, Minkowitsch und MeißI 
einen Abänderungsantrag. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Gesetzentwurf wurde unter Berücksichtigung 
der dem Ausschußbericht beigedruckten Ab­
änderung vom Ausschuß einstimmig angenom-

Ich unterbreche nunmehr die Sitzung bis 
morgen, Samstag, dem 19. Dezember, 9 Uhr. 

Nach vViederaufnahme der Verhandlungen 
wird in der Erledigung der für die heutige 
Sitzung ausgegebenen Tagesordnung fort­
gefahren. Als erster Debattenredner ist Herr 
Abgeordneter Minkowitsch gemeldet. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

men. Die Sitzung wird um 21 Uhr 5 Minuten 
Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus- unterbrochen und am Samstag, dem 19. Dezem­

schuß für Land- und Forstwirtschaft den A n- ber 1970, um 9 Uhr wiederaufgenommen. 

Fortsetzung der Sitzung am 19. Dezember 1970 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene Sit­
zung wieder auf. 

Zur Verhandlung stehen die ersten sieben 
Punkte der Tagesordnung. Es sind dies die 
Ausschußberichte betreffend die Verlängerung 
der Wirtschaftsgesetze. Die Berichterstatter 
haben ihre Berichte bereits gegeben. Wir 
gehen in die Debatte ein. 

Zum V/ort gemeldet ist Herr Abgeord­
neter Minkowitsch. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Minkowitsch (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Meine Fraktion wird dem Paket der 
Wirtschafts gesetze die Zustimmung erteilen. 
Wenn man dem Gang der Verhandlungen im 
Ausschuß folgen darf, werden das Marktord­
nungsgesetz und das Landwirtschaftsgesetz 
einstimmig hier in diesem Hohen Haus um 
ein Jahr verlängert werden. Konzentrierte 
Verhandlungsweise in einem Dreiparteien­
gespräch zwischen dem Herrn Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Herrn Abge­
ordneten MeißI und mir hat nach Intensiv­
beratungen auf Expertenebene einige beacht­
liche Änderungen ermöglicht. 

Für wirtschaftspolitisch einsichtige Kreise 
der Sozialistischen Partei Osterreichs - davon 
bin ich überzeugt - war die Verlängerung 
dieser Gesetze nie eine Frage. Denn ein 
Vakuum auf dem Grundnahrungsmittelvertei­
lungssektor hätte selbstverständlich Negativ­
wirkungen für alle Osterreicher beinhaltet, 
die Bauern wären nur als erste davon be­
troffen gewesen. Die Frage war nur, ob eine 
Verlängerung, ohne einen Beistrich zu ändern, 
stattfinden würde oder ob es zu einer Adaptie­
rung und Modernisierung kommen würde, die 
wegen des Zweidrittelmehrheitserfordernisses 
nur einvernehmlich zwischen den großen Par­
teien möglich gewesen ist. 

Nochmals stelle ich fest: Ich glaube, daß 
die Verlängerung an sich außer Frage gestan­
den ist, die Debatte ging nur um das Wie. 
Es blieb dem Herrn Bundeskanzler vorbehal­
ten, den Bauern nahezulegen, daß sie unbe­
dingt dem Budget zustimmen müßten, da es 
sonst keine Marktordnung geben würde. Wir 
haben - wohlüberlegt - dem Budget nicht 
zugestimmt, und ich darf hoffen, daß dennoch 
einstimmig die Marktordnungsgesetzgebung 
lmd das Landwirtschaftsgesetz beschlossen 
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werden. Es ist in meinen Augen damit neuer­
lich eine Schaumschlägerei Dr. Kreiskys in 
sich zusammengebrochen. 

Ich, meine Damen und Herren, empfinde 
keine Freude, wenn der politische Gegner 
irgend einen plumpen Fehler macht, und ich 
bin überzeugt, dieses Junktim war ein solcher. 
Denn trotz aller parteibedingten Auffassungs­
unterschiede glaube ich, daß wir nicht nur die 
Fraktionen sehen dürfen, sondern daß wir das 
Parlament als Ganzes und die Politik als Gan­
zes nach wie vor im Auge behalten müssen. 
(Zustimmung bei der GVP.) Denn nur so, 
meine Damen und Herren, werden wir die 
Staatsform der demokratisdlen Republik für 
die jungen Staatsbürger auch in der Zukunft 
erstrebenswert erhalten. 

Darf ich hier ganz kurz auf die Ausführun­
gen, die gestern Herr Altvizekanzler Doktor 
Pittermann gemacht hat, eingehen. Nicht erst 
gestern, sondern schon lange früher hätte ich 
mir vorgetellt, daß die sozialistische Fraktion 
dieses Hauses gut beraten wäre, wenn sie von 
einer Fallfrist der Altersgrenze in diesem 
Falle abgehen würde. Es ist so, daß man in 
gewissen Situationen des Parlaments nicht 
nur den Präsidenten des Hauses braucht. Wir, 
die wir schon länger hier in diesem Hause 
sind, haben es schon einmal erlebt - nicht 
nur einmal! - Man braucht einen anerkann­
ten Doyen, der aus einer Fraktion kommt und 
doch die Meinung aller Fraktionen vertritt, 
damit er diese gemeinsame Ansicht der Abge­
ordneten dieses Hauses, die gemeinsame Poli­
tik, die für die Republik maßgeblich ist, inter­
pretieren kann. (Zustimmung bei der GVP.) 

Natürlich gilt das Gesetz der Mehrheit, aber 
je weniger grundlegende Gesetze nur mit 
knappen Mehrheiten beschlossen werden, also 
gegen den Willen einer großen Oppositions­
partei, desto stabiler wird die Entwicklung 
unseres Staatswesens sein. Denn jede Oppo­
sitionspartei kann ja ziemlich rasch wieder 
in eine andere Rolle, in die Rolle der Mehrheit 
kommen. Wenn ich das als OVP-Abgeord­
neter sage, dann spreche ich aus Erfahrung, 
wie rasch unvermutete Ereignisse eintreten 
können. Und wenn ich die Kollegen der sozia­
listischen Fraktion erinnern darf: Ich weiß 
auch noch, daß es eine Nacht gegeben hat, 
in der die Sozialisten geweint haben. 

Meine Damen und Herren! Trotz aller Offen­
heit nach allen Seiten der Nach-Semmering­
Politik der Osterreichischen Volkspartei 
möchte ich mich heute konkret nicht mit der 
Meinung der freiheitlichen Abgeordneten be­
schäftigen, sondern wegen des Zweidrittel­
mehrheitserfordernisses nur mit der der Ab­
geordneten der Sozialistischen Partei Oster-

reichs. Und da muß ich doch ganz kurz zurück­
blenden auf den 17. Juni 1970, als Herr Abge­
ordneter Pfeifer als Hauptsprecher der Sozia­
listischen Partei in Agrarfragen damals das 
im Munde eines Bauern bedauerliche Wort 
geprägt hat, eine unbefristete Verlängerung 
dieser Gesetze wäre "Narrenfreiheit für die 
Produktion in der Landwirtschaft". In dersel­
ben Sitzung, und zwar auf den Seiten 387 und 
388 des stenographischen Protokolls, ist auch 
nachzulesen, daß bei Anderungsgesprächen die 
Zustimmung des Präsidenten des Osterreichi­
schen Bauernbundes für den Abgeordneten 
Pfeifer fast eine Beleidigung wäre. Meine 
Damen und Herren! Wie eine eklatante Fehl­
einschätzung eines politischen Gegners zum 
eigenen Ausrutscher werden kann, habe ich, 
glaube ich, mit diesem kurzen Zitat hier unter 
Beweis gestellt. (Zustimmung bei der GVP.) 

Ich habe mich persönlich sehr bemüht, ein 
loyaler Verhandlungspartner zu sein, und ich 
möchte das den beiden anderen Herren, an der 
Spitze dem Herrn Bundesminister, von Anfang 
an konzedieren, damit wir zu einem allseits 
tragbaren Ergebnis kommen. Dieses Verhand­
lungsergebnis konnte übereinstimmend her­
beigeführt werden. 

Ich will nun niemanden beleidigen, weil mir 
persönlich das Florett lieber ist als eine ver­
bale Beleidigung. Aber wenn jetzt der Abge­
ordnete Pfeifer beleidigt sein wollte, würde 
ich ihn bitten, auf seinen Klubkollegen Doktor 
Weihs beleidigt zu sein, der ihn jetzt in diese 
fatale Situation der Ubereinstimmung mit mei­
nen Ansichten gebracht hat. 

Um der Sozialistischen Partei asterreichs 
doch noch die Möglichkeit zu geben, eine -
wie wir glauben - Fehlhaltung zu korrigie­
ren, denn das Gesetz ist in seiner Wirksam­
keit zu kurz bemessen, möchte ich einen An­
trag einbringen, der auf unbefristete Verlänge­
rung des Marktordnungsgesetzes lautet. Ich 
hoffe doch, daß die sozialistische Fraktion 
diesem Antrag zustimmen wird. 

Die Anträge liegen dem Herrn Präsidenten 
vor. Ich darf den einen mit Genehmigung 
des Herrn Präsidenten zur Verlesung bringen: 

Antrag 

der Abgeordneten Minkowitsch und Genos­
sen betreffend Abänderung zu 246 der Bei­
lagen in der Fassung des Ausschußberichtes 
262 der Beilagen (2. Marktordnungsgesetz­
Novelle 1970). 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
folgenden 
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Minkowitscb 
Antrag 

1. Im Artikel I des Marktordnungsgesetzes 
haben die Worte "bis zum Ablauf des 
31. Dezember 1971" zu entfallen. 

2. Der Absatz 1 des § 62 im Artikel 11 
des Marktordnungsgesetzes hat zu entfallen. 

3. Die Bezeichnung 11 (2)" des § 62 im 
Artikel II des Marktordnungsgesetzes hat 
daher zu entfallen. 

Nicht alle Modernisierungswünsche der Be­
rufsvertretung konnten in dieser Novelle 
schon untergebracht werden. Ich habe aber 
die Hoffnung, daß Expertengespräche weitere 
Fortschritte ermöglichen werden. Diese Hoff­
nung ist von unserer Seite aus, wie ich glaube, 
berechtigt. Denn bei der Transparenz, wie wir 
sie verstehen, und bei der verantwortungs­
bewußten Opposition, wie wir sie betreiben, 
wird unter der Voraussetzung nüchterner Ein­
schätzung politischer Realitäten ohne stören­
des Kreiskysches Beiwerk bei Wahrung von 
Verhandlungsprinzipien, wie sie anderswo 
selbstverständlich sind, unser strukturell und 
erzeugungspolitisch dynamischer bäuerlicher 
Berufsstand weiterhin ehrlich gesprächsbereit 
bleiben. 

Folgende Beratungspunkte könnte ich mir 
für die Zukunft bei diesen Expertengesprächen 
unter anderem vorstellen - es ist keine all­
gemeine Aufzählung -: Erarbeitung vernünf­
tiger Normkosten. Aufnahme einer Bestim­
mung, die eine Haltung von nationalen 
Reserven ermöglicht. 

Meine Damen und Herren! Aktualisiert 
wurde die Notwendigkeit dieser Bestimmung 
durch die internationale Futtergetreidepreis­
entwicklung des heurigen Jahres genauso wie 
durch die unvorhersehbare Verknappung ganz 
besonders des Fleischangebotes im Sommer 
in Europa. Ich habe schon einmal ausgeführt, 
daß die vielen Fremden, die zu uns kommen, 
nicht nur wegen der schönen Landschaft, son­
dern auch wegen des guten Essens und wegen 
der großen Auswahl unser Land besuchen. 

Des weiteren: Sicherung der Finanzierung 
von Maßnahmen, die die reibungslose Uber­
nahme und Lenkung der Brot- und Futter­
getreideernte im Gesetz vorsehen. Verbesse­
rung der Importausgleichsregelung bei Käse 
und Topfen. Interventionsverpflichtung bei 
Schlachtrindern und Kälbern, wobei eine an­
gemessene Preisrelation zwischen Milch- und 
Viehpreis ab Hof entsprechend zu beachten 
ist. Schutz der bäuerlichen Veredlungswirt­
schaft im vielfältigsten Interesse. 

Diese Probleme konnten bisher nicht gelöst 
werden und werden sicherlich weiter Ver-

handlungsgegenstand bleiben. Aber dennoch 
glaube ich, daß wir die Lichter der 2. Markt­
ordnungsgesetz-Novelle nicht unter den Schef­
fel zu stellen brauchen und daß einige beacht­
liche Änderungen herbeigeführt werden konn­
ten. 

Ich zähle dazu die Erweiterung des Ziel­
paragraphen des Milchwirtschaftsfonds, der 
jetzt auch den Schutz der inländischen Milch­
wirtschaft und die Lenkungsmöglichkeit von 
Futtergetreideimporten bis zu den Bedarfs­
trägern umfaßt, was eine raschere und weniger 
spekulationsbelastete Versorgung ermöglichen 
wird; desgleichen die Produktionsanpassung 
an die Aufnahmefähigkeit des in- und aus­
ländischen Marktes, wobei wir erstmalig das 
Großraumdenken auch gesetzlich im Landwirt­
schaftsbereich verankert haben; die dem Ver­
fassungsgerichtshoferkenntnis, Sammlung 
4775, angepaßte Neuformulierung der Trans­
portentschädigung, wobei eine Zusage vor­
liegt, daß die bewährte Vorgangsweise des 
Fonds beibehalten werden soll, sowie die Neu­
regelung im Interesse bewährter Qualitäts­
kontrolle. 

Aus der Regierungsvorlage konnten einver­
nehmlich eliminiert werden: unzumutbare Vor­
schriften für gemischte Betriebe der Milch­
wirtschaft, die in unseren Augen ein unan­
nehmbares Präjudiz für die marktwirtschaft­
liche Orientierung der österreichischen Ge­
samtwirtschaft bedeutet hätten, sowie die un­
nötige Erweiterung des Zielparagraphen des 
Getreidewirtschaftsfonds. Desgleichen konnte 
die Änderung des Abstimmungsquorums eli­
miniert werden - es bleibt also bei der alten 
Bestimmung. Eine unnötige Mehrbelastung des 
Fonds durch übergebührliche Kontrollen fällt 
weg, wobei wir der Auffassung waren, daß 
die vorgeschlagene Formulierung bis zur Aus­
höhlung der Ministerverantwortlichkeit ge­
führt hätte. 

Auch im Landwirtschaftsgesetz konnten 
einige sinnvolle Ergänzungen vorgenommen 
werden, so die des Zielparagraphen, der die 
Erhaltung des Bauernstandes in einem funk­
tionsfähigen ländlichen Raum jetzt ausdrück­
lich vorsieht - somit konnte eine alte Bauern­
bundforderung erfüllt werden -, weiters die 
Schaffung von Anpassungsmöglichkeiten bei 
Änderungen der volkswirtschaftlichen Ver­
hältnisse. 

Die § 7-Kommission hat nun die Möglichkeit, 
stimmeneinhellige Empfehlungen für Förde­
rungsschwerpunkte zu geben, was unser fort­
schrittfreudiger Berufsstand nur begrüßt. 

In der Regierungsvorlage war vorgesehen, 
daß die Sätze über den Wein gestrichen wer­
den sollten. Ich bin sehr froh darüber, daß 
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diese Streichung nun nicht erfolgt, weil es mir 
undenkbar erscheint, daß ein Produktions­
zweig mit einem Urproduktionswert von über 
2 Milliarden Schilling im Landwirtschaftsge­
setz nicht mit einem Worte erwähnt wird. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte auch 
zum Landwirtschaftsgesetz einen Antrag auf 
unbefristete Verlängerung einbringen und darf 
ihn mit Genehmigung des Herrn Präsidenten 
zur Verlesung bringen: 

Antrag 

der Abgeordneten Minkowitsch und Genos­
sen betreffend Abänderung zu 247 der Bei­
lagen in der Fassung des Ausschußberichtes 
263 der Beilagen (Landwirtschaftsgesetz). 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
folgenden 

Antrag 
1. Im Artikel I des Landwirtschaftsgesetzes 

haben die Worte "bis zum Ablauf des 
1. Dezember 1971" zu entfallen. 

2. Der Absatz 1 des § 12 im Artikel TI 
des Landwirtschaftsgesetzes hat zu entfallen. 

3. Die Bezeichnung ,,(2)" des § 12 im 
Artikel II des Landwirtschaftsgesetzes hat 
daher zu entfallen. 

Meine Damen und Herren! Nun komme ich 
einer allgemein geäußerten Aufforderung 
nach, nur in Stichworten zu sprechen, denn 
es sind mir liebevolle, aber doch irgendwie 
gefährlid1 anmutende "Drohungen" von Kolle­
gen hüben und drüben rechtzeitig mitgeteilt 
worden, daß man sich heute kurz fassen möge. 
Ich tue dies unter der Voraussetzung, daß 
nicht nur ich mich daran halte, sondern alle, 
die auch nach mir kommen. (Beifall bei OVP 
und SPO.) 

Deshalb darf ich zusammenfassend sagen: 
Ich hoffe, daß trotz des Regierungsstils Doktor 
Kreiskys Brückenköpfe, die zwischen den 
Klubs bestehen, weiterhin funktionstüchtig 
bleiben und daß sie nicht in weiteren Anlaß­
fällen begründeten Mißtrauens zerstört wer­
den. Dann wird es möglich sein, die notwen­
dige Anpassung der Grundgesetze der Agrar­
wirtschaft auf der vernünftigen Basis der Ach­
tung gegenseitiger vitaler Interessen weiter­
zuführen. 

Und darum nochmals: Die Bauernvertreter 
der Osterreichischen Volkspartei sind ge­
sprächsbereit, denn wir sind moderner, als 
sich die Herren Abgeordneten der Sozialisti­
schen Partei Osterreichs ihr modernes Oster­
reich träumen lassen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Die beiden vom Redner vorge­
tragenen Abänderungsanträge sind genügend 
unterstützt und stehen zur Behandlung. 

Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Meißl das Wort. 

Abgeordneter Meißl (FPO): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich darf namens 
der Freiheitlichen die Stellungnahme zu die­
sem Paket von sogenannten Wirtschaftsge­
setzen abgeben. 

Zuerst darf ich mich auf die Stellungnahme 
des Herrn Präsidenten Minkowitsch kurz be­
ziehen. Ich weiß nicht, was er unter "liebe­
vollen Drohungen" verstanden hat. War das 
vielleicht die Meinung der Freiheitlichen, am 
Sonntag weiterzuarbeiten, wenn es nicht 
anders ginge? (Abg. Dr. Hai der: Das ist 
keine Drohung, das ist eine Einladung!) Ein­
ladung, selbstverständlich. Trotzdem möchte 
ich mich an die von Ihnen vorgeschlagene 
Spielregel des heutigen Tages halten, wenn 
es einigermaßen geht. 

Diese sogenannten Wirtschaftsgesetze sind 
zum Teil Gesetze, die einer gewissen Vor­
sorge zustatten kommen. Bei der Marktord­
nung, dem Kernstück, und beim Landwirt­
schaftsgesetz sind es natürlich sehr, sehr wirk­
same Gesetze. Wir glauben, daß sie vor allem 
im Interesse der Landwirtschaft weiter ver­
längert gehören. 

Wir sind selbstverständlich für die unbe­
fristete Verlängerung. Vlir haben das immer 
wieder betont. Ich kann mich noch genau 
daran erinnern, daß wir sogar in Zeiten der 
großen Koalition auch immer dafür waren, 
wo aber die Osterreichische Volkspartei 
ich weiß natürlich: durch Vereinbarung 
nicht dafür war. 

Es hat mich deshalb eigentlich etwas ge­
wundert, Herr Präsident Minkowitsch, daß Sie 
die Freiheitlichen nicht dazu eingeladen haben, 
diese beiden Abänderungsanträge mit zu 
unterschreiben. Ich habe Sie wiederholt ange­
sprochen, aber eine Einladung kam nicht. Ich 
hoffe nicht, daß es Absicht war. (Abg. 
M j n k 0 w j t s c h: Intern schon! Ich hoffte, 
daß ein Wort zwischen Männern genügt und 
daß es nicht noch offiziell gemacht werden 
muß!) Gern zur Kenntnis genommen, Herr 
Präsident, aber trotzdem wäre es sehr, sehr 
schön gewesen, wenn es "NIinkowitsch -
MeißI" geheißen hätte. (Abg. S 0 r 0 nie s: 
Sie können noch beitreten!) Das wollte ich ge­
rade sagen, Herr Minister. Selbstverständlich 
werden wir diesen Anträgen gerne beitreten. 
Wir können ihnen nicht mehr namentlich bei­
treten, aber wir werden diese beiden Anträge 
auf unbefristete Verlängerung in der Abstim­
mung selbstverständlich unterstützen. (Abg. 
Dr. Hai der: pfeifer tritt auch beil) 
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Ich habe wiederholt gesagt, daß es uns 

Freiheitlichen wirklich sehr, sehr leid tut, daß 
diese Fragen immer wieder und alle Jahre 
wieder eineinhalb- oder halbjährig, wie es 
das letzte Mal war, in die Junktimierung her­
eingezogen werden. Herr Minister Weihs weiß 
sehr genau - wenn ich ihn auch sonst in 
verschiedenen Belangen durchaus schätze -, 
daß es nicht unser Wunsch ist, wenn das 
in die politische Auseinandersetzung der bei­
den Großparteien kommt, denn das Quorum 
verpflichtet letzten Endes in diesem Falle dazu. 

Wir glauben, daß die Geltungsdauer dieser 
Gesetze verlängert gehörte. Ich möchte nur 
noch etwas sagen: Daß es uns gerade in der 
Frage des Marktordnungsgesetzes sehr, sehr 
recht ist, daß die Frage der Zweidrittelmehr­
heit nicht in dieser Form gelöst wurde, son­
dern daß es bei der alten Vierfünftelmehrheit 
blieb. Wenn drei Gruppen zu entscheiden 
haben, so sollte die Gruppe, die es in erster 
Linie angeht, doch immerhin die Möglichkeit 
haben, wenn - möchte ich sagen - Gefahr 
im Verzuge ist, zu sperren. 

Ich weiß sehr wohl - der Herr Minister 
hat das im Ausschuß gesagt -, daß ein ein­
ziges Mal keine Einstimmigkeit zu erzielen 
war. Das war, glaube ich, beim Milchwirt­
schaftsfonds. Hier liegt es ähnlich. Trotzdem 
scheint es uns richtig zu sein, daß die Vier­
fünftelmehrheit bestehen bleibt. 

Bezüglich der Abänderungen für Rationali­
sierungsmaßnahmen auf dem Gebiete der 
Milchwirtschaft sind auch wir der Meinung, 
daß es richtig wäre, im Sinne einer echten 
Strukturpolitik in der Landwirtschaft weiter 
fortzuschrei ten. 

Herr Minister I Es wäre interessant, wenn 
Sie uns in ein paar Zügen sagen könnten, 
wie Sie sich diese Rationalisierung grundsätz­
lich vorstellen und ob diesbezüglich schon 
irgendwelche Pläne vorhanden sind. 

Etwas bedauerlich haben wir Freiheitlichen 
es gefunden, daß in einer Frage im Markt­
ordnungsgesetz doch wieder eine gewisse 
Lenkungstendenz sichtbar wird. Das ist die 
Frage, die vor allem den Mais betrifft. Ich 
weiß, daß hier vielleicht gewisse berechtigte 
Wünsche diesbezüglich vorgelegen sind, nur 
haben wir immer etwas Sorge, wenn irgendwo 
wieder etwas reglementiert wird, das heißt, 
vom Staat gelenkt werden kann. 

Ich hoffe, Herr Minister, daß Sie dies immer 
im Interesse der Betroffenen - und das ist 
die Landwirtschaft - tun werden. Ich weiß, 
daß damit angeblich gewisse Kosten erspart 
bleiben. Ich glaube nun, daß der Handel seine 

Funktion immer gut erfüllt hat. Das noch zum 
Marktordnungsgesetz. 

Lassen Sie mich noch ein paar Ausführun­
gen zu den weiteren in Verhandlung stehen­
den Gesetzen machen, die uns Freiheitliche 
auch sehr interessieren. Sie werden jetzt 
praktisch ohne Veränderung verlängert. Es ist 
das das Preistreiberei gesetz und das Preis­
regelungsgesetz. 

Wenn ich hier ein paar Sätze aus einer 
Stellungnahme der Präsidentenkonferenz der 
Verbände des Handels herausnehme, so zei­
gen sie treffend auf, worum es hier geht. Die 
beabsichtigte Verschärfung im Preistreiberei­
gesetz stößt auf entschiedenen Widerstand der 
betroffenen Stellen und des Handels selbst. 
Warum? Ich zitiere daraus: 

" ... daß Uberschreitungen" - es geht hier 
um den ortsüblichen Preis und darum, was 
der ortsübliche Preis ist - "des ortsüblichen 
Preises künftig nicht erst dann strafbar sein 
sollen, wenn sie ,erheblich' sind, sondern 
schon dann, wenn es sich um ,nicht nur ganz 
unerhebliche' Uberschreitungen handelt." -
Das wäre ja die gewünschte Veränderung 
gewesen. - "Bei der Ermittlung des soge­
nannten ortsüblichen Preises sollen nicht bloß 
Bedarfsgüter ,gleicher Art und Beschaffenheit' 
herangezogen werden können, sondern auch 
Güter ,gleicher Art und gleicher oder ähn­
licher Beschaffenheit'. 

Das Preistreibereigesetz wurde zu einer Zeit 
beschlossen, da Warenknappheit die Möglich­
keit überhöhter Preisforderungen begünstigte. 
Das bestimmende Merkmal des Marktes von 
heute ist aber die Warenfülle. Der starke 
Konkurrenzdruck im Angebotsbereich gleich­
artiger Waren verhindert von vornherein 
überhöhte oder wirtschaftlich nicht gerecht­
fertigte Preise, da ja das Kaufinteresse in 
hohem Maße vom Preis der Ware bestimmt 
wird. Da die Voraussetzungen für das Gesetz 
weggefallen sind, gehört auch das Gesetz 
außer Kraft gesetzt." 

Es geht weiter: "Die Widersinnigkeit des 
Preistreibereigesetzes manifestiert sich am 
klarsten in jenen Artikelbereichen, für die das 
Nettopreissystem eingeführt worden ist. Die 
Nettopreisverordnungen zwingen die Händler 
zur Eigenkalkulation, um die Orientierung an 
Preisen Dritter zu verhindern. Durch das Preis­
treibereigesetz, das die Ortsüblichkeit zum 
Orientierungskriterium macht, wird also vom 
Händler ein Verhalten gefordert, das Kartell­
gesetz und Nettopreisverordnung unter Strafe 
stellt." 

Wir sind sehr froh, daß diese Bestimmung 
nicht aufgenommen wurde. Ich nehme an, daß 
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wir uns hier in Ubereinstimmung mit der 
Osterreichischen Volkspartei befinden. 

Ich darf abschließend im Namen meiner 
Fraktion sagen: Wir werden der Verlänge­
rung der Geltungsdauer dieser Gesetze zu­
stimmen, hoffen aber auf eine unbefristete 
Verlängerung. Sollte diese aber nicht möglich 
sein, so werden wir im Interesse der Wirt­
schaftspolitik und der österreichischen Rechts­
ordnung die Zustimmung geben. (Beifall bei 
der FPO.j 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Pfeifer das Wort. 

Abgeordneter Pfeifer (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus' Herr Präsident Abgeordneter 
Minkowitsch hat in seinen Ausführungen von 
den funktionstüchtigen Brückenköpfen gespro­
chen, und ich glaube, wenn ich Sie richtig 
interpretiere, haben Sie unter anderem auch 
gemeint, daß es zu den funktionstüchtigen 
Brückenköpfen heute, in der letzten Sitzung 
vor Weihnachten gehört, daß sich jeder Redner 
kurz faßt. Ich darf das für mich ebenfalls in 
Anspruch nehmen; ich werde heute ebenfalls 
sehr kurz zu diesen Wirtschaftsgesetzen Stel­
lung nehmen. (Abg. So r 0 nie s: Wenigstens 
ein Punkt, wo wir uns einig sind!) 

Hohes Haus! Ich habe vom Herrn Abge­
ordneten Minkowitsch außerdem wieder ein­
mal gehört, daß er als Repräsentant des 
Bauernbundes - ich glaube, das richtig inter­
pretieren zu können - für eine Politik im 
ländlichen Raum ist. Herr Präsident! Ich sage 
Ihnen, daß wir bei der Ausarbeitung unseres 
Wirtschaftsprogramms beim Agrarpro­
gramm finden Sie diese Sätze, diese Begriffe 
genau, und ich darf das für meine Partei in 
Anspruch nehmen - das vielleicht ein wenig 
früher gesagt haben. Wir freuen uns aber, 
Herr Präsident, wenn Sie jetzt zu der Meinung 
kommen, daß wir in der Landwirtschaft ein 
Großraumdenken an den Tag legen müssen, 
daß wir für die Landwirtschaft nur eine 
Politik im ländlichen Raum machen können 
und sollen. (Abg. M i n k 0 w i t s c h: Kollege 
Pfeifer! Ich habe das letzte Mal ausdrücklich 
einige Aussagen des Herrn Ministers Hart­
mann zitiert! Der hat schon vor Ihrem Pro­
gramm genau dieselben Gedanken nachweis­
bar vertreten!) Herr Kollege Minkowitsch! Ich 
stelle nur fest, daß Sie erst jetzt vom länd­
lichen Raum reden. Hartmann war ja bekannt­
lich schon zu einer Zeit Minister, als Sie 
überhaupt kein Wort von Hartmann in bezug 
auf den ländlichen Raum interpretiert haben. 
Aber wenn Sie Zwischenrufduelle wollen, bin 
ich dazu gerne bereit. Ich fürchte aber, daß 
es dann ein wenig länger dauern wird. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes 
Haus! Die vorliegenden Wirtschaftsgesetze 
sind für den Produzenten wie auch für den 
Konsumenten notwendig. Ich darf für die 
Regierungsfraktion dieses Hauses sagen, daß 
es auch ein Verdienst des zuständigen Herrn 
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft 
ist, daß er Gespräche in Gang gebracht hat. 

Herr Kollege Minkowitschl Wenn Sie vor­
her geglaubt haben, ich müßte jetzt eigentlich 
auf meinen Minister beleidigt sein, darf ich 
Ihnen sagen, daß weder ich auf meinen Mini­
ster beleidigt bin, noch daß der Minister auf 
mich beleidigt ist. (Abg. So r 0 nie s: Das 
ist auch nicllt unsere Sorge!) 

Ich möchte Ihnen nur sagen, daß wir, ob 
Ihnen das recht ist oder nicht, versuchen, eine 
vernünftige Agrarpolitik zu machen, daß wir 
alle, die dazu imstande sind, Vorschläge dar­
zulegen, zu Gesprächen einladen und mit 
ihnen diese sicherlich nicht leichten Themen 
verhandeln und besprechen wollen. 

Ich möchte nichts wiederholen, was schon 
gesagt wurde. Sie wissen, daß die wesent­
lichsten Bestimmungen dieser Gesetze 
- Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz, Markt­
ordnung, Landwirtschaftsgesetz - im wesent­
lichen akkordiert sind. Ich bin der Auffassung, 
daß man diesen Gesetzen so, wie sie vor­
liegen, die Zustimmung geben sollte. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Wenn der Kollege Minkowitsch einen Abände­
rungsantrag für seine Fraktion auf unbe­
fristete Verlängerung gestellt hat, darf ich 
dazu folgendes sagen: Sie wissen, Herr Präsi­
dent Minkowitsch, daß dieser Antrag auf un­
befristete Verlängerung vom Verfassungs­
dienst des Bundeskanzleramtes wie auch von 
den Ländern als bedenklich erachtet wird. Wir 
sind der Meinung - und das sage ich Ihnen 
jetzt als sehr persönliche Meinung -: Herr 
Präsident! Sie sagten - und ich glaube, hier 
vielleicht ein allgemein verstecktes Lob für 
alle herausgehört zu haben -, daß es not­
wendig war, doch gewisse Adaptierungen bei 
diesen Gesetzen durchzuführen, weil sie ja 
aus einer Zeit kommen, in der völlig andere 
Voraussetzungen waren. 

Ich bin der Auffassung - und der Herr 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
hat diese Mitteilung bereits im Ausschuß für 
Land- und Forstwirtschaft gemacht -, daß 
es bereits zu Beginn des kommenden Jahres, 
im Jänner, zu weiteren Gesprächen kommen 
wird. Ich halte diese Gespräche für äußerst 
notwendig und bin sicher, daß hier in äußerst 
sachlicher Form die nötigen Dinge besprochen 
werden. 
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Ich darf für meine Fraktion sagen, daß wir 
den vorliegenden Regierungsvorlagen der 
Wirtschaftsgesetze, verlängert auf ein Jahr, 
zustimmen werden. Wir werden dem Antrag 
Minkowitsch auf unbefristete Verlängerung 
auf Grund meiner angeführten Argumente 
nicht die Zustimmung geben. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dr. Weihs. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich hätte es .Ihnen erspart, zu sprechen, aber 
da ich durch den Herrn Abgeordneten Meißl 
direkt angesprochen wurde, darf ich einige 
kurze Bemerkungen dazu machen. 

Kollege Meißl wollte wissen, in welchem 
Ausmaß wir uns mit der Frage der Struktur­
bereinigung in der Milchwirtschaft befassen. 
Hiezu darf ich bemerken, daß bereits die Ver­
waltungskommission des Milchwirtschafts­
fonds vor zwei Jahren Professor Köttl den 
Auftrag gegeben hat, eine solche Studie aus­
zuarbeiten. Professor Köttl stellte ein Modell 
auf, welches auf der Basis der Transportkosten 
berechnet wurde, aus dem ersichtlich ist, wo 
die Masse der Milchanlieferungszentren be­
steht, wo Betriebe hingehören sollten und wo 
Betriebe, die derzeit bestehen, auf Grund von 
genauen Kostenberechnungen theoretisch 
keine Lebensfähigkeit hätten. 

Auf Grund dieses Modells sollten im End­
ergebnis von den derzeit rund 330 Betrieben 
nur noch 84 Betriebe überbleiben, weil damit 
eine entsprechende Auslastung größerer Be­
triebe gegeben wäre, weil damit eine gleich­
mäßige Qualität hätte erzeugt werden können 
und weil damit auch entsprechende Kosten­
senkungen eingetreten wären. 

Da wir ein Exportland sind, auf dem Sektor 
Milch und Milcherzeugnisse vor allem, legt 
das Ausland großen Wert darauf, eine gleich­
mäßige, gute Qualität zu bekommen. Eine 
solche Qualität kann man nur herstellen, wenn 
man entsprechende Mengen in sehr gut aus­
gestatteten Betrieben erzeugen kann. Ich 
glaube, daß wir in Verfolg dieses Planes 
noch verschiedene andere Betrachtungen wer­
den anstellen müssen, die uns dann letztlich 
doch zu dem Ergebnis führen, daß wir erst­
klassige Qualitätsprodukte dem Ausland 
- selbstverständlich natürlich in überwiegen­
dem Ausmaß im Inland, aber auch dem Aus­
land - werden anbieten können. 

Ich möchte noch bemerken - alle Fraktions­

mit Beginn des neuen Jahres weitere Ge­
spräche über alle jene Punkte führen werden, 
die man in der Kürze der Zeit des ver­
gangenen halben Jahres nicht erledigen 
konnte. Es wird derselbe Arbeitskreis wieder 
zusammentreten, und ich glaube, daß das 
Klima in diesem Arbeitskreis außerordentlich 
gut war, sodaß ich berechtigter Hoffnung bin, 
daß wir alle derzeit noch im Raum stehenden 
Probleme einer vernünftigen Lösung für beide 
großen Gesellschaftsgruppen, Produzenten und 
Konsumenten, einer befrieidigenden Lösung 
werden zuführen können. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Mussil das Wort. 

Abgeordneter Dr. Mussil (OVP): Herr Präsi­
dent! (Abg. Pet e r: Herr Dr. Mussil! Denken 
Sie daran, Weihnachten steht vor der Tür!) 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
darf zuerst zu den Marktordnungsgesetzen 
folgendes sagen. Wir von der gewerblichen 
Wirtschaft waren seinerzeit - ich glaube, das 
erste Mal ist noch unter Minister Thoma ver­
handelt worden, dann unter Minister Hart­
mann - skeptisch gegenüber diesen Gesetzen. 
In der Zwischenzeit haben sich die Gesetze 
so bewährt, daß wir die Marktordnungsgesetze 
als einen unerläßlichen Bestandteil unserer 
Wirtschaftspolitik betrachten; daher tritt auch 
die gewerbliche Wirtschaft für eine unver­
änderte Verlängerung dieser Marktordnungs­
gesetze ein. 

Ich darf noch eines sagen: Wenn hier so 
manche Frustrierung oder Kränkung aus Wort­
meldungen herausgehört worden ist, daß bei 
den Gesprächen Minkowitsch-Meißl-Weihs 
der eine oder andere nicht dabei war, 
so darf ich sagen, wir waren auch nicht 
dabei, obwohl wir von der gewerblichen Wirt­
schaft ein sehr starkes Interesse gehabt hätten, 
bei diesen Gesprächen dabei zu sein. 

Gestern hat Professor Nemschak die Pro­
gnose für das nächste Jahr in einem Vortrag 
bekanntgegeben, welchen er gestern im Fern­
sehen gehalten hat. Die Ziffern, die wir dort 
gehört haben, decken sich etwa mit den Pro­
gnosen, die wir erstellt haben. Wir müssen 
daher alles gemeinsam daransetzen, um mit 
diesen wirtschaftlichen Schwierigkeiten fertig 
zu werden, mit einem Steigen der Inflations­
raten und mit einem Sinken des Wachstums. 
Ich wäre dafür, daß wir wie seinerzeit im 
Jahre 1967 gemeinsam, wie damals der soge­
nannte Big bargain, Finanzminister, Handels­
minister, Notenbank und die Sozialpartner, 
versuchen, in den nächsten Wochen mit diesen 
Dingen fertig zu werden. 

redner haben das ja eigentlich betont -, daß Ich darf aber eines mit aller Deutlichkeit 
ich schon im Ausschuß gesagt habe, daß wir sagen: Maßnahmen der Preispolizei sind nicht 
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geeignet, mit der steigenden Preisentwicklung 
fertig zu werden. 

Man kann mit dem Preistreibereigesetz und 
mit dem Preisregelungsgesetz nur die Sym­
ptome bekämpfen, man kann aber damit keine 
Kausalkur durchführen. Und diese Kausalkur, 
die Bekämpfung der Herde dieser Entwick­
lung, ist das allerwichtigste, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! 

Zum PreistreilJereigesetz folgendes: Der 
Begriff "ortsüblicher Preis" hätte nach der 
Vorstellung der Regierung verschärft werden 
sollen, und es hätte statt der Worte "erheb­
liche Uberschreitung" die Formulierung ge­
wählt werden sollen "nicht nur ganz uner­
hebliche Uberschreitungen". Das hätte bedeu­
tet, daß nur ganz geringfügige Dberschreitun­
gen des ortsüblichen Preises strafbar gewor­
den wären. 

Meine Damen und Herren! Das hätte eine 
vollkommene Gleichpreisigkeit bedeutet oder 
das System der Einheitspreise nicht nur für 
gleichartige "Varen, sondern auch für ähnliche. 
In den Gutachten, die ich von den Rechts­
unwaltskammern, auch vom Obersten Gerichts­
hof und so weiter, gesehen habe, sind sehr, 
sehr starke Bedeeken bezüglich der Judizier­
barkeit derartiger Vorschriften vorgebracht 
worden. Es ist außerdem gesagt worden, daß 
damit eine Art Quasikartelle entsteht. Man 
hegte Zweifel, daß damit ein mögliches Sinken 
der Preise verhindert werden würde, und 
meinte, daß diese Formulierung geradezu 
gegenüber einer wettbewerbsmäßig notwendi­
gen Herabsetzung von Preisen als Sperriegel 
wirken würde, weil hier eben, wie gesagt, eine 
Quasikartellfunktion entstehen v,rürde. 

Meine Damen und Herren! Dabei ist nach 
dem Preistreibereigesetz - ich möchte das 
hier noch einmal ausdrücklich festlegen -
nicht nur derjenige strafbar, der mit seinen 
Preisen in die Höhe geht, sondern auch der, 
der die Preise nicht verändert, wenn seine 
Konkurrenten heruntergehen und der damit 
oberhalb des ortsüblichen Preises zu tiegeL 
kommt, und zwar auch dann, wenn er mit 
Verlust verkauft. Prelstreiber ist also auch 
jemand, der mit Verlaust verkauft, der nicht 
in die Höhe geht, also untätig bleibt. Und 
es ist so - ich glaube, das ist einmalig im 
Strafrecht -, daß jemand für das Verhalten 
von anderen strafrechtlich ve~antwortlich 

wird. 

Das, Herr Justizminister, müßte man bei 
der nächsten Novelle aus dem Gesetz aus­
merzen. Das müßte nach unserer Meinung ge­
macht werden. "Vir wären bereit, in der Frage 
der Nettopreise wesentlich weiter zu gehen, 
wenn die Nettopreiswaren ausgenommen wer-

den würden, es müßte die Kalkulation als 
Entsdmldigungs- oder Schuldauschließungs­
grund zugelassen werden, und es müßte der 
Begriff "ortsüblicher Preis", wenn man ihn 
überhaupt notwendig braucht, "nach Art und 
Ausstattung der entsprechenden Betriebe" 
formuliert werden. 

Es ist überhaupt so, daß allgemein ein Zug 
zur Entkriminalisierung des Strafrechtes vor­
genommen wird, das hat der Herr Justiz­
minister auf seine Fahnen geschrieben. Hier 
beim Preistreibereigesetz verlangen wir das­
selbe und sind daher der Meinung, daß man 
versuchen müßte, diese Straftatbestände durch 
ein ziviles Klagerecht zu ersetzen. 

Zwei Worte noch zum Preisregelungsgesetz. 
Es ist a.llgemein anerkannt, und es ist auch 
im Beirat gemeinsam festgestellt worden, daß 
eine Preisregelung durch den sogenannten 
Stufeneffekt und den Ausweicheffekt preis­
steigernd wirkt. Durch den Stufeneffekt des­
wegen, weil die anstehenden Preiserhöhungen 
zurückgestaut werden und es dann, wenn die 
Speae aufgemacht wird, einen stärkeren Ruck 
in der Preisenbvicklung gibt. Durch die Preis­
Preis-Spirale, also nicht die Lohn-Preis-Spirale, 
sondern die Preis-Preis-Spirale, wird so das 
allgemeine Preisniveau in die Höhe gezogen. 

Beim sogenannten Ausweicheffekt ist es so, 
Jdß die Kaufkraft, die durch ein künstliches 
\Tiederhalten der Preise von diesem Preis­
sektor abgehalten wird, sich am anderen 
-ereissektor ausvrirkt und daß der übrige 
Preis sektor entsprechend in die Höhe gezogen 
wird. 

Die Ausdehnung des § 3 a Preisregelungs­
gesetz in der Form, daß das Einstimmigkeits­
prinzip beseitigt werden soll und daß in 
Zukunft nach den Vorstellungen der Regie­
n:ng ein Mitglied der Paritätischen Kommis­
sion genügt hätte, um Waren oder Dienst­
leistungen in die Preisregelung einzubeziehen, 
halten wir mit der gesamten Konstruktion 
der Paritätischen Kommission nicht für ver­
einbar. Es ist überdies so, meine Damen und 
Herren, daß es, wenn dieses Prinzip Platz 
greifEn würde, in der Paritätischen Kommis­
sion nkht mehr zu Kompromißpreisen kommen 
würde, sondern nur zu denjenigen Preisen, 
die sich die Arbeitnehmervertretungen vor­
stellen. Wir hätten dabei auf die Preisent­
wicklung überhaupt keinerlei Einfluß mehr. 

Ich kann Ihnen ein Beispiel - der Herr 
Prilsident Benya weiß das - aus der letzten 
Zeit sagen. Auf Grund der Lohnerhöhungen, 
die im Metallsektor zustandegekommen sind, 
und zwar von 8 Prozent Ist- und 13 Prozent 
Kollektivvertragslohnerhöhung, sind für ge­
wisse Metallwaren nach Auffassung des 

1'73 
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Arbeiterkammertages Preiserhöhungen von 
0,6 Prozent gerechtfertigt. Das wären also 
reine Diktatpreise, wenn diese Möglichkeit 
der Änderung des Preisregelungsgesetzes 
wirklich zum Durchbruch gekommen wäre, und 
es würden kaum Preiserhöhungen zugestan­
den werden können, wenn auch nur eine ganz 
dünne Schichte von Gewinnen in diesen Be­
trieben vorhanden wäre: also Preiserhöhungen 
auf Grund von Lohnerhöhungen nur dann, 
wenn keine Gewinne mehr vorhanden sind. 
Dieses Prinzip halten wir für unrichtig, weil 
damit die Investitionen abgewürgt werden 
würden und weil damit außerdem die Arbeits­
plätze gefährdet wären. 

Meine Damen und Herren! Das Rohstoff­
lenkungsgesetz, das die flüssigen und festen 
Brennstoffe in dieses Gesetz hätte einbeziehen 
sollen, halten wir deshalb für nicht ziel­
führend, weil damit Lagerhaltungsvorschriften 
verbunden gewesen wären. Wir sind für ein 
umfassendes Bevorratungsgesetz das 
brauchen wir über kurz oder lang, das ist 
außerordentlich dringend -, aber dann müs­
sen auch die Lagerhaltungskosten in irgend­
einer Form geregelt werden. 

Abschließend darf ich sagen, daß das Preis­
regelungsgesetz und das Preistreibereigesetz 
kein moderner Weg der Preispolitik sind. Ein 
moderner Weg der Preispolitik ist die Er­
zielung von echten Marktpreisen durch Be­
seitigung von Hindernissen, die auf dem 
Gebiet des Wettbewerbs vorhanden sind. Hier 
sind wir bereit mitzugehen, das heißt, sind 
wir bereit, von uns aus die entsprechenden 
Maßnahmen vorzuschlagen. (Beifall bei der 
avp.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Skritek das Wort. 

Abgeordneter Skritek (SPO): Hohes Haus I 
Meine Damen und Herren! Wir haben in der 
Budgetdebatte kein Kapitel gehabt, bei dem 
nicht die Frage der Preissteigerungen vor 
allem aus den Reihen der OVP-Abgeordneten 
zur Sprache gebracht wurde, ob das gerade 
mit dem jeweiligen Thema in Zusammen­
hang stand oder nicht. Es ist daher not­
wendig, zu den zwei Gesetzen, zu denen mein 
Vorredner gesprochen hat, Preistreiberei- und 
Preisregelungsgesetz, doch auch einige Fest­
stellungen zu machen. Ich werde versuchen, 
das in der gleichen Kürze zu tun. 

Ich möchte zunächst feststellen, daß wir es 
sehr bedauern, daß die Vorschläge, die von 
der Regierung in den Regierungsvorlagen ent­
halten waren, um diese Gesetze zu verbessern, 
das heißt wirksamer zu gestalten, leider keine 
Mehrheit gefunden haben und die Gesetze 
in der alten unzulänglichen Form bestehen 
bleiben. 

Meine Damen und Herren! Die Vorschläge, 
die gemacht wurden, die in den einzelnen 
Ministerien ausgearbeitet und in den Regie­
rungsvorlagen enthalten sind, sind ja nicht 
aus der Luft gegriffen, sondern ergeben sich 
aus den Erfahrungen, die in den vielen Jahren, 
die diese Gesetze bestehen, gewonnen wurden, 
sei es das Preistreibereigesetz oder ein 
anderes. 

Der Herr Abgeordnete Mussil hat gemeint, 
die neue Formulierung sei nicht ausreichend. 
Es wurde ja eine andere gesucht, weil die 
jetzige nicht ausreichend ist, und Sie wissen 
ganz genau, daß hier eine Änderung not­
wendig wäre. Es wurde ja keiner der Vor­
schläge berücksichtigt, weder die Änderung 
der jetzigen Formulierung, betreffend eine 
"erhebliche Preisüberschreitung" , auch nicht 
bei "gleicher Art und Beschaffenheit" und 
"ähnlicher Beschaffenheit", und auch nicht ein­
mal eine Korrektur der Strafen, die seit vielen 
Jahren dort unverändert sind und natürlich 
an Wirksamkeit verlieren, wenn sie einem 
Preisniveau entsprechen, das vor 15 Jahren, 
Herr Handelsminister außer Dienst, bestanden 
hat. (Abg. Mit te r e r: Ich habe zwar kein 
Wort gesagtJ) Ja, Sie nicken I (Abg. Mit t e­
re r: Aber wenn Sie mich provozieren: Glau­
ben Sie, daß die Polizei die Okonomie be­
siegen wird?) Herr Abgeordneter Mittererl 
Wir haben das nie erwartet und wir haben 
immer ganz klar festgestellt, daß diese bei den 
Gesetze der Ergänzung der ökonomischen und 
wirtschaftlichen Maßnahmen zu dienen haben. 
Denn wir haben immer erlebt, wenn beson­
dere Preissteigerungen da waren, die nicht 
erträglich waren, daß alle gelaufen gekommen 
sind und erklärt haben: Regierung, jetzt greife 
ein! Dafür wende die Gesetze an! - Und 
es hat sich herausgestellt, daß die Gesetze 
auf Grund der nicht ausreichenden Formulie­
rungen leider nicht anwendbar waren. Das, 
meine Damen und Herren, ist ein Unding, 
daß man Gesetze beschließt, die dann fast 
nicht anwendbar sind. Das war auch der 
Grund, warum diese Änderungen vorgeschla­
gen wurden. 

Dasselbe gilt für das Preisregelungsgesetz. 
Hier ist schon die Frage angeschnitten worden, 
daß Anträge gemeinsam von allen vier in 
der Paritätischen Kommission sitzenden Inter­
essenvertretungen gestellt werden müssen. 
Praktisch hat das dazu geführt, daß das zu 
einer Blockade wurde. Von den Interessen­
vertretungen der Dienstgeber ist dieser 
Passus des Preisregelungsgesetzes damit ein­
fach blockiert worden. Er ist nie zur Anwen­
dung gekommen. 

Ich möchte nicht all diese Beispiele an­
führen, die es gegeben hat. Ich denke da zum 
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Beispiel an den ORF, wo die Werbegebühren 
erhöht wurden. Es war nicht einmal möglich, 
den ORF in die Paritätische Kommission zu 
bekommen. Und Sie haben sich auch dann 
geweigert, einen solchen Antrag zu stellen 
und mitzuunterzeichnen. 

Wären Sie in den Fällen bereit gewesen, 
wo die Paritätische Kommission von einzelnen 
Wirtschaftszweigen nicht beachtet wurde, tat­
sächlich solche Anträge zu stellen, dann wären 
wir heute nicht mit einem Abänderungsantrag 
hier, denn dann wäre das Gesetz wirksam 
geworden; der Abänderungsantrag ist ja nur 
wegen dieser Blockade in das Gesetz hinein­
gekommen. 

Sie werden dem nicht zustimmen, es ist 
eine Verfassungsbestimmung, aber Sie haben 
damit natürlich auch die Verantwortung über­
nommen. 

Ich habe gesagt: Wir bedauern es, denn 
diese Vorschläge hätten den wiederholt von 
den Dienstnehmervertretungen, sei es der 
Gewerkschaftsbund, sei es der Arbeiter­
kammertag, gefaßten Beschlüssen entsprochen. 
Noch die letzte Arbeiterkammertags-Haupt­
versammlung, die Wiener Vollversammlung, 
hat derartige Beschlüsse, ich möchte es hier 
wiederholen, einstimmig gefaßt. Es wäre doch 
auch sicherlich notwendig, daß in Wirtschafts­
fragen nicht nur der Standpunkt der Dienst­
geber Berücksichtigung findet, sondern auch 
der der Dienstnehmer. Schließlich sind sie 
zahlenmäßig nicht so wenige, sondern zahlen­
mäßig sicherlich eine weit überlegene Mehr­
heit, und ihr Anteil an der Wirtschaft wird 

gen! - Es gab keinen Redner, der nicht mit 
diesen Worten schloß. (Abg. So r 0 nie S: 

Aber das soll früher auch so gewesen sein, 
wie ich mich erinnere!) Warten Sie nur ein 
bisserl, Herr Minister außer Dienst. Wenn 
die Regierung aber dann etwas getan hat 
oder sich ein Instrumentarium wünscht, mit 
dem sie etwas tun kann, dann sagen Sie 
nein, so wie hier bei der Verbesserung des 
Preistreiberei- und Preisregelungsgesetzes. 

Der Herr Abgeordnete Mussil hat gestern 
nein gesagt zu den Zollherabsetzungen und 
zur Ausgleichsteuerherabsetzung, Sie haben 
nein gesagt bei der Herabsetzung der Waren­
umsatzsteuer für Kunstspeisefett, Margarine, 
die Sie ja in Ihrer Alleinregierungszeit hinauf­
gesetzt haben. Sie haben dazu nein gesagt. 
Wir bedauern es, meine Damen und Herren, 
daß das geschehen ist. (Ruf bei der OVP: Ihr 
habt ja gesagt zur Dieselölpreiserhöhungf) 
Wenn Sie dazu Stellung n~men wollen, bitte. 

Sie haben uns einen Vorschlag gemacht, 
ich glaube, es war der Herr Abgeordnete 
Zittmayr: Ermäßigen Sie den Butterpreis! -
Nun, statt 42 S hätte sie dann 41,70 S ge­
kostet. Sie wissen doch, daß das nicht durch­
führbar ist. Um 1,20 S wären die Margarine­
preise gestiegen. Sie werden doch verstehen, 
daß es einem Hohn gleichkommt, wenn ich 
jemandem, der Konsument von Margarine ist, 
die zwischen 15 und 21 S kostet, sage: Dafür 
wird die Butter billiger, die statt 42 S jetzt 
41,70 S kosten wird; weiche dort aus! -
Meine Damen und Herren! Das war ein Vor­
schlag, der nicht zum Tragen kommt. 

doch von Ihnen wohl hier nicht bestritten Der Herr Abgeordnete Glaser hat hier 
werden. über unsere Haltung zur Regierung und zu 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! den Fragen der Preissenkung Beschwerde ge-
führt. Meine Damen und Herren! Wir haben Sie haben diese Wünsche abgelehnt. Das sind 

einheitliche Beschlüsse. Es sind doch im 
Gewerkschaftsbund auch einheitliche Resolu­
tionen, wo Vertreter Ihrer Partei am Zu­
standekommen dieser Resolutionen mitgewirkt 
haben und mitwirken können. Es ist doch 
nicht irgendwer, dem man eine Resolution 
vorlegt und der vielleicht nicht abschätzen 
kann, was er da beschließt, sondern es sind 
Männer und Frauen, die sehr wohl wissen, 
was der Inhalt einer solchen Resolution ist, 
und die sich ihre Zustimmung sicherlich über­
legt haben. Sie haben sich nicht durchsetzen 
können. Das ist bedauerlich, und wir be­
dauern das sehr, daß hier ein Versuch, einmal 
auch den Interessen der Dienstnehmer Rech­
nung zu tragen, leider in der Praxis nicht 
wirksam wird. 

keine Ursache, sowohl als Gewerkschaften als 
auch als Arbeiterkammer, gegen die Regierung 
Stellung zu nehmen, wenn sie sich bemüht, 
ausgesprochene Wünsche, Resolutionen, die 
die Dienstnehmer aufgestellt haben, durchzu­
setzen. 

Meine Damen und Herren! Warum sollten 
wir dann gerade gegen diese Maßnahmen sein, 
wenn hier versucht wird, sie von der Regie­
rung durchzusetzen? Wir haben es begrüßt, 
daß die Bundesregierung auf dem Sektor der 
Zollsenkungen und der Ausgleichsteuer, Er­
mäßigung der Einfuhrliberalisierung aktiv ge­
worden ist und daß es ihr gelungen ist, die 
schon im Vorjahr prognostizierte Preissteige­
rung herabzudrücken und unter die Vorher­
sage zu setzen. 

Hohes Haus! In der Budgetdebatte ging es Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
von Ihrer Seite ja immer in die Richtung: Ich glaube, daß das zu begrüßen ist, wenn 
Regierung, tu etwas gegen die Preis steige run- auch die Höhe der Preissteigerungen noch 
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immer über dem liegt, was man erwartet 
und was irgendwie, sagen wir, zum No::-malen 
gehört. Das dürfen wir hier doch auch fest­
stellen, und ich möchte noch einmal erwähne:J.: 
Wenn es Oste'rreieh gelungen ist, im Hin­
blick auf den Preissektor von den letzten 
Stellen, von den schlechten Steilen der OECD­
Länder zu den Spitzenstellungen zu gelangen, 
das heißt, daß Osterreich zu den Ländern 
gehört, denen es in diesem Jahr gelungen 
ist, die niedrigste Preiserhöhung zu haben, 
so ist das sicherlich auch ein Erfolg, den man 
nicht unerwähnt lassen sollte und doch aner­
kennen müßte. (Abg. Mit te r e I: Nicht 
dank der Preisgesetze!) Auch zum Teil. Viel­
leicht wäre es noeh besser möglich gewesen. 
(Abg. Mit I eIe I: Es gibt kein Land der 
EIde, wo solche äl1nliche Gesetze einen Deka 
Erfolg haben!) Herr Abgeordneter Mitterer! 
\Nenn die Werbegebühren des ORF nicht in 
diesem Ausmaß erhöht worden wären, wären 
die Waschmittelpreise nicht so erhöht worden, 
und so ergibt das eine das andere. Aber 
nach meiner Ansicht zum Glück haben wir 
die Umsat.zsteuer tei der Margarine ermä.ßigen 
können, damit wenigstens dieses wichtige 
Nahrungsmittel im Preis nicht gestiegen ist, 
denn sonst läge der Preisindex heute noch 
höher. (Zwischenrufe bei deI OVP.) 

Hohes Haus! lvIeine Damen und Herren! 
Ich habe es für notwendig befunden; diese 
paar Bemerkungen, diese Klarstellung hier zu 
machen. 'Nir stimmen der Verlängerung zu, 
obwohl sie unseren Vlünschen nicht voll ent­
spricht. Wenn aber dann Anforderungen an die 
Regierung gestellt werden wegen Nicht­
funktionieren dieser Gesetze gemessen an 
einem Erfolg, wie ihn vielleicht die Bevölke­
rung wünscht, dann b:agen Sie allein dafür die 
Verantwortung. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Kern das VVort. 

Abgeordneter Kern (OVP): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte zunächst eine Bemerkung zu den Aus­
führungen meines Herrn Vorredners machen, 
und zwar bezüglic9. seiner Anmerkung, daß 
mit diesen Gesetzen doch die Preissteigerun­
gen besser verhindert werden sollten. (Abg. 
Ing. H ä u s e r: "Könnten"!) Vielleicht ein 
Wort dazu: 

Ich glaube, daß hier doch in erster Linie die 
Wirtschaftsentwicklung und wirtschaftliche 
Maßnahmen im Vordergrund zu sehen sind. 
Herr Abgeordneter Skritek, Sie werden mit 
mir einer Meinung sein müssen, daß die Die­
selölpreiserhöhung leider Gottes nidü so zu 
sehen sein wird, daß die Preissteigerungen 
dadurch in Zukunft nicht noch größer werden. 

Ich glaube noch eines sagen zu dürfen: Wir 
erleben doch gerade in den letzten Tagen in 
einem Nachbarland eine Entwicklung, in einem 
Land, wo es sicherlich Gesetze gibt, die weit­
aus strenger sind als die Gesetze bei uns und 
in den westlichen Ländern. Man muß dort 
erleben, daß auf Grund des Nichtfunktionie­
rens der \rVirtschaft eine Situation eingetreten 
ist, die mehr als bedauerlich ist. Ich möchte 
darüber nicht mehr sagen. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Herr Abgeordneter Pfeifer! Auch zu Ihren 
Ausführungen noch eine Bemerkung, weil Sie 
gemeint haben, daß die spa bezüglich der 
Forderung "Berücksichtigung des ländlichen 
Raumes" sozusagen das Urheberrecht gepach­
tet hätte. Ich darf daran erinnern, daß es Mini­
ster Hartmann war, der bereits im Jahre 1960 
bekanntlich hier mit der Durchsetzung des 
Landwirtschaftsgesetzes, mit dem Beschluß 
dieses Gesetzes die wesentlichsten Vorausset­
zungen dafür geschaffen hat, daß wir im länd­
lichen Raum doch eine entsprechende Entwick­
lung einleiten konnten. Wir wissen ganz 
genau, daß diese Dinge noch lange nicht so 
sind, wie sie sein müssen, um dieser Entwick­
lun.g entsprechend Rechnung zu tragen. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Bun­
despräsident hat gestern in seiner Festan­
sprache mit Recht darauf hingewiesen, und 
auch der Bundesparteiobmann der OVP, Herr 
Abgeordneter Dr. vVithalm, hat das hier 
gestern abend bekräftigt, daß gewisse Bereiche 
"lUS der Pa.rteipolitik ausgeschlossen sein sol­
len. Er hat dabei genannt: die Währmlgspoli­
ti~(, die Außenpolitik und die Landesverteidi­
gungspolitik. Hiezu möchte ich nur eines 
sagen: Ich glaube, daß gerade die Agrarpolitik, 
deren \vesentlichstes Ziel die Ernährungs­
sicherung der Bevölkerung ist, im Zusammen­
hang mit der Verteidigungspolitik und auch 
mit der l'-Jeutralitätspolitik zu sehen ist und 
daß wir, so gesehen, der Verabschiedung 
dieser Gesetze, der Marktordnung und des 
Landwirtschaftsgesetzes, nach meiner Ansicht 
eine sehr große Bedeutung zumessen müssen. 

Die Hauptaufgabe der Landwirtschaft ist es, 
und so sehen wir das, daß die Ernährung der 
Bevölkerung zu allen Zeiten gesichert wird, 
daß aber auch der Kultur- und Lebensraum 
erhalten werden kann, und drittens, daß mit 
einer entsprechenden Einkommensgestaltung 
a.uch die Kaufkraft unserer ländlichen Bevöl­
kerung erhalten wird. 

Es ist im Marktordnungsgesetz - das wurde 
bereits gesagt - in einigen Adaptierungen, 
und hier gerade im § 1, die Zielsetzung präzi­
siert. Es sind hier nach meiner Meinung rich-
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tigerweise diese Dinge ganz genau bezi'2hungs­
weise besser formuliert. 

Ich möchte dazu, Herr Minis~er, nachdem 
Präsident Minkowitscn und auch Sie anqe­
kündigt haben, daß im nächsten Jahr, im J~n­
ner, die Verhandlungen b9züg1ich der Neuge­
staltung des Marktordmmgsgeset~es y-.reiter­
gehen werden, hier folgendes deponieren: leG 
glaube, dc!ß mün doch auch Bestimmungen ein­
hemen sollte, die eine gewisse Reservehaltung 
von Grundnahrungsmitteln ermöglic:1en. Ich 
glaube auch, daß wir Bestimmungen einbauen 
sollten, die einen Schutz der landwirtschaft­
lid1en Produktion vor einer übermäßigen indu­
strie~len Konkurrenz gewährleisten. 

\Varum glaube ich das? Sehen wir uns die 
Entwic~dung vor einigen '-Noehen und Mona­
ten an. Ich hätte hier das ster,ographisc1J.e Pro­
tokoll vom Juni - ich muß es mir aber ver­
sagen, darauf einzugehen -, nach dem damals 
die Sprecher der SPO, und zvrar in erste-;­
Linie Kollege Pansi, darauf hingewiesen 
l-::.aben, daß eie Produktion der Landwirtschaft 
eine ungeheuerliche wäre und wir nicht wüß­
ten, was bis zum Herbst sein würde bezüglid~ 
Milch, Brotgetreide et cetera. Wie gesagt, ich 
muß es mir versagen, darauf einzugehen. Abel 
ich glaube eines feststellen zu dürfen: daß 
sich hier gerade in den letzten \Aloehen eine 
Entwicklung gezeigt hat, die lange nicht so 
ist, wie das damals von diesen Herren aufge­
zeigt wurde. 

Es ist sicherlich etwas prolJle:r:1atisch, in 
einer Zeit, wo man i111.rner wieder die Sorgen 
der Uherproduktion sogar als das größte 
Staatsübel hinstellt, darauf zu verweisen, daß 
man Vorsorge zu treffen hätte, entsprechende 
Reserv811bildungen zu machen. 

Meine sellr Verehrten! Wie sieht es heute 
mit dem Butterberg aus? Wir haben derzeit 
einige hundert Tonnen Butter auf Lager. Ube"' 
die Weihnachtsfeiertage würde dieses Butt8r­
lager weg sein, wenn nicht eine tägliche Zu­
lieferung an Milch erfolgte, aus der man INie­
der Butter erzeugen kann. Bei Hartkäse haben 
wir keine Vorräte, bei Milchpulver ebenfalls 
nicht. Ich könnte hier noch fortrahren (Heiter­
keit bei cleI SPO), ich wollt2 aber nur aufzei­
gen, wie sicb hier die Situation ver~indert hat. 
\Vir haben heuer in den letzten V/oehen und 
Monaten, um unserer Exportverpflichtung bei 
Butter entsprechen und die Exportmäl'kte auf­
rechterhalten zu können, Rahm importiert, um 
unserer Aufgabe als Exporteure nachkommen 
zu können. 

Wie ist es mit der Fettversorgung über­
haupt? '!Iir vIissen, d.aß heute mehr als die 
Hälfte auf Margarine aufgebaut ist. (Abg. 

Pa y: Stille Nacht, Heilige Nacht! - Heiter­
keit.) Es tut mir leid, daß Sie keine witzigeren 
Zwischenrufe haben, Herr Kollege PaYi ich 
möchte darauf wirklich nicht eingehen. Ich 
g:.::.ube, daß diese Dinge nicht ganz so lustig 
sind, 'Nie Sie sie hier darstellen wollen. (Abg. 
Dr. Pi t te r man n, zur SPO gewendet: Wenn 
ihr nicht ruhig .':eid, be01~tragen wir "Schluß 
äer Debatte"j) He,r Vizekanzler, wir sind in 
c.e:- ~vVeihnachtszeit, ich möchte das wirklich 
nicht tun. (Abg. Dr. P j t te Im a n n: Das ist 
nettf) 

Vlir wissen, daß be_i Rindfleisch der Ver­
brauch in den letzten Jahren auch im Ausland 
ganz gewaltig gestiegen ist. Wir haben derzeit 
einige Sorgen bei Schweinen. Ich möchte aber 
auch hier darauf hinweisen, daß in den ver­
gangenen Sommermonaten, obwohl Import­
vil;nsche bewilligt worden sind, diese zeit­
weise nicht eriüllt werden konnten, weil vom 
i\',lsland die entsprechenden Mengen an 
Schw2lnen und auch an Kiilbern nicht zur Ver­
fügung gestellt worden sind. Damit möchte ich 
llnters~reichen, wie notwendig die Versorgung 
aus der inländischen Landwirtschaft für die 
Be-völkerung ist. 

Bezüglich der industriellen Herstellung von 
Agrarprodukten glaube ich, daß man gerade 
die Produktio::1 von synthetischen Nahrungs­
mitteln doch zum Teil skeptisch sehen muß. 
Ich bin der Auffassung, daß die biologische 
Qualitiit unserer Urprodukte durch nichts er­
setzt werden kann. 

Ich bin weiter der Auffassung, daß die Kon­
zentration der Veredlungswirtschaft, die heute 
zum großen Teil in den bäuerlichen Betrieben 
er:olgt, auch die Frage der Erhaltung unserer 
Familienbetriebe und damit wieder der Erhal­
~U:-lg der Kulturlandschaft mit beinhaltet und 
daß dieses Problem auch so zu sehen ist. 

Ich glaube also, daß wir diesem Gedanken 
8iner gewissen Reservenbildung von Agrar­
produlrten und auch der industriellen Erzeu­
gung unser Augenmerk schenken müssen. 

Bezüglich der Zweidrittelmehrheit wurde 
bec'eits gesagt, daß das von uns nicht gemacht 
\verden konnte. 

Ich möchte abschließend (Bravol-Rufe bei 
der SPO) -- ich danke für den Applaus (Hei­
terJ.:eit bei der SPO) - folgendes deponieren: 
V/ir leben in einer Welt voller Krisen. Gerade 
die Entwiddung in einem Nachbarland - ich 
habe bereits eingangs darauf hingewiesen -
zeigt uns, VOll welcher Bedeutung die land­
wirtschaftliche Produktion, die ausreichende 
Versorgung mit Agrarprodukten für die Be­
vc,lkerung ist. Ich glaube, daß gerade diese 
Di.nge uns zu oenken geben müssen. 
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Kern 

Voraussetzung für die Durchsetzung einer 
vernünftigen Agrarpolitik ist letzten Endes 
auch die Wohlmeinung der gesamten Bevöl­
kerung. Hier, Herr Minister, muß ich abschlie­
ßend doch noch etwas feststellen: Ich habe in 
meinem Debattenbeitrag zum Kapitel Land­
wirtschaft am 3. Dezember diese Fragen be­
handelt und möchte jetzt nicht nochmals 
darauf näher eingehen. Ich möchte nur auf 
eines hinweisen, und das muß ich, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, weil hier etwas 
im Raum hängengeblieben ist, das nicht un­
widersprochen bleiben kann. 

Herr Minister, Sie haben in der Antwort 
am 9. Dezember auf meinen Debattenbeitrag 
ausgeführt, daß ich die Beamtenschaft und in 
erster Linie die Beamtenschaft Ihres Ministe­
riums irgendwie verdächtigt hätte, daß sie 
manipuliert hätte. Ich mache ausdrücklich 
darauf aufmerksam, Herr Minister, daß ich 
hier nicht die Beamten, sondern die Regierung 
gemeint habe. Für uns Abgeordnete sind die 
Regierungsmitglieder verantwortlich und nicht 
die Beamten in irgendeinem Ressort. (Beifall 
bei deI OVP.) Das möchte ich festgestellt 
haben. 

Im übrigen darf ich noch bemerken, Herr 
Minister: Sie haben meine Anfragen nicht 
beantwortet. Ich gebe Ihnen daher jetzt die 
Gelegenheit dazu, denn ich habe gestern 
schriftliche Anfragen eingebracht. (Beifall bei 
der OVP. - Abg. W e i k haI t: Er kommt 
spät daIauff) 

Präsident: Beruhigen Sie sichl 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. Wünscht einer der 
Berichterstatter ein Schlußwort? - Das ist 
nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur A b s tim m u n g, 
die ich über jeden der sieben Gesetzentwürfe 
getrennt vornehmen lasse. Da diese Gesetz­
entwürfe Verfassungsbestimmungen enthalten, 
stelle ich die gemäß § 61 Abs. 2 der Geschäfts­
ordnung zur Abstimmung erforderliche An­
wesenheit der Hälfte der Mitglieder des 
Nationalrates fest. 

Wir stimmen vorerst ab über den Gesetz­
entwurf, mit dem das Peisregelungsgesetz 
abgeändert wird. Die erforderliche Anwesen­
heit der Hälfte der Mitglieder ist gegeben. Ich 
bitte jene Damen und Herren, die dem vorlie­
genden Gesetzentwurf samt Titel und Eingang 
in der Fassung des Ausschußberichtes ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Danke. Das ist einstimmig ange-

bitte ich die Damen und Herren, die auch in 
dritter Lesung zustimmen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das ist ebenfalls ei n­
s tim m i g a n gen 0 m m e n, also in beiden 
Lesungen die erforderliche Mehrheit gegeben. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf, mit dem das Preistreiberei­
gesetz geändert wird. Wieder ist die erforder­
liche Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder 
gegeben. Ich bitte jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel 
und Eingang in der Fassung des Ausschuß­
berichtes ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist ein­
stimmig. 

Es ist die sofortige Vornahme der dritten 
Lesung beantragt. - Kein Einwand. Dann 
bitte ich die Damen und Herren, die auch in 
dritter Lesung zustimmen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Auch in dritter Lesung 
ein s tim m i g a n gen 0 m m e n, wieder ist 
die erforderliche Mehrheit gegeben. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Entwurf der Rohstofflenkungsgesetznovelle. Es 
ist die Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder 
gegeben. Ich bitte jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel 
und Eingang in der Fassung des Ausschuß­
berichtes ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Ebenfalls 
einstimmig. 

Wieder ist die sofortige Vornahme der drit­
ten Lesung beantragt. - Kein Einwand. Dann 
bitte ich die Damen und Herren, die in dritter 
Lesung zustimmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Danke. Wieder ein s tim m i g 
a n gen 0 m m e n, also wieder die erforder­
liche Mehrheit. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Gesetzentwurf, mit dem die Gel­
tungsdauer des Lastverteilungsgesetzes neuer­
lich verlängert wird. Wieder ist die Anwesen­
heit der Hälfte der Mitglieder gegeben. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem vorlie­
genden Gesetzentwurf samt Titel und Eingang 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Einstimmig angenom­
men. 

Die dritte Lesung ist beantragt. - Kein 
Einwand. Dann bitte ich die Damen und Her­
ren, die auch in dritter Lesung zustimmen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Auch in dritter Lesung ein s tim m i g a n­
g. e n 0 m m e n, es ist wieder die erforderliche 
Mehrheit gegeben. 

nommen. Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
Es ist die sofortige Vornahme der dritten über den Entwurf der 2. Marktordnungsgesetz­

Lesung beantragt. - Kein Einwand. Dann Novelle. 
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Präsident 
Da ein Abänderungsantrag vorliegt, werde 

ich getrennt abstimmen lassen. 

Die Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder 
ist wieder gegeben. 

von den Sitzen zu erheben. - Danke. Ei n­
s tim m i 9 a n gen 0 m m e n, das Gesetz ist 
also mit der erforderlichen Mehrheit ange­
nommen. 

Es liegt ein Abänderungsantrag der Abge- Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
ordneten Minkowitsch und Genossen vor. über den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

Ich lasse zunächst über Artikel I in der 
Fassung des Abänderungsantrages abstimmen 
und, falls sich hiefür nicht die erforderliche 
Mehrheit findet, in der Fassung des Aussdluß­
berichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Artikel I in der Fassung des Abänderungs­
antrages der Abgeordneten Minkowitsch und 
Genossen zustimmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Danke. Das ist nicht die erforder­
liche Zweidrittelmehrheit, daher abgelehnt. 

Ich bitte nunmehr jene Damen und Herren, 
die dem Artikel I in der Fassung des Aus­
sdlußberichtes ihre Zustimmung erteilen, siCh 
von den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
einstimmig, damit die erforderliche Mehrheit 
gegeben. 

Zu Artikel II bis einschließlich Ziffer 32 in 
der Fassung des Ausschußberichtes liegt kein 
Abänderungsantrag vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Teilen des Gesetzentwurfes in der Fassung 
des Ausschußberichtes ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Das ist einstimmig, damit die erforder­
liche Mehrheit. 

Zu Artikel II Ziffer 33 liegt ein Abände­
rungsantrag vor, der aber im Hinblick auf die 
Ablehnung des Abänderungsantrages zu Ar­
tikel I gegenstandslos erscheint. 

Ich lasse daher sogleich über Artikel II 
Ziffer 33 in der Fassung des Ausschußberichtes 
abstimmen und bitte jene Damen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Einstimmig, 
daher die erforderliche Mehrheit gegeben. 

Zu den restlichen Teilen des Gesetzentwur­
fes liegen keine Abänderungsanträge vor. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die diesen restlichen Teilen des Gesetzent­
wurfes samt Titel und Eingang in der Fassung 
des Ausschußberidltes zustimmen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Ist ein­
stimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung mit der erfor­
derlichen Mehrheit beendet. 

dem das Landwirtschaftsgesetz geändert wird. 

Es liegt ein Abänderungsantrag vor. Ich 
werde daher getrennt abstimmen lassen. 

Die erforderliche Anwesenheit der Hälfte 
der Mitglieder ist wieder gegeben. 

Zu diesem Artikel liegt ein Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Minkowitsch und 
Genossen vor. 

Ich lasse daher zunächst über Artikel I in 
der Fassung des Abänderungsantrages der Ab­
geordneten Minkowitsch und Genossen ab­
stimmen und, falls sich hiefür nicht die erfor­
derliche Mehrheit findet, in der Fassung des 
Ausschußberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Artikel I in der Fassung des Abänderungs­
antrages der Abgeordneten Minkowitsch und 
Genossen zustimmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Danke. Das ist nicht die erforder­
liche Zweidrittelmehrheit, ist abgelehnt. 

Ich bitte nunmehr jene Damen und Herren, 
die dem Artikel I in der Fassung der Regie­
rungsvorlage ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist ein­
stimmig, also die erforderliche Mehrheit. 

Zu Artikel 11 bis einschließlich Ziffer 2 liegt 
kein Abänderungsantrag vor. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die 
diesem Teil des Gesetzentwurfes zustimmen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. Ist 
einstimmig angenommen. 

Zu Ziffer 3 liegt ein Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Minkowitsch und Genossen vor, 
über den sich aber im Hinblick auf die Ableh­
nung des Abänderungsantrages zu Artikel I 
eine Abstimmung erübrigt. 

ICh lasse daher sogleich über Artikel II 
Ziffer 3 in der Fassung des Ausschußberichtes 
abstimmen und bitte jene Damen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist ein­
stimmig. 

Zu den restlichen Teilen des Gesetzentwur­
fes liegen keine Ab änderungs anträge vor. 

ICh bitte jene Damen und Herren, die diesen 
restliChen Teilen des Gesetzentwurfes samt 

Die dritte Lesung ist beantragt. - Kein Titel und Eingang in der Fassung der Regie­
Einwand. Dann bitte ich die Damen und Her- rungsvorlage zustimmen, sich von den Sitzen 
ren, die auch in dritter Lesung zustimmen, sich zu erheben. - Danke. Das ist einstimmig. 
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Präsident 
Damit ist in zweiter Lesung die erforderliche 

Mehrheit gegeben. 

Die dritte Lesung ist beantragt. - Kein 
Einwand. Dann bitte ich die Damen und 
Herren, die auch in dritter Lesung zu­
stimmen, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Danke. Das ist ein s tim m i g, 
das Gesetz ist mit der erforderlichen Mehr­
heit a n gen 0 m !TI e n. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf, mit dem das Lebensmittel·· 
bewirtschaftungsgesetz geändert wirel. Die er­
forderliche Anwesenheit der Hälfte der Mit·· 
glieder ist wieder gegeben. Ich bitte jene 
Damen und Herren, die dem vorliegenden 
Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in der 
Fassung des Ausschußberichtes zustimmen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. Ist 
einstimmig. 

Die dritte Lesung ist beantragt. - Kein 
Einwand. Dann bitte ich die Damen und Her­
ren, die auch in dritter Lesung zustimmen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Danke. Ist auch 
in dritter Lesung ein s tim m i g an g e­
no m me n, damit mit der erforderlichen 
Mehrheit angenommen. 

8. Punkt: Bericht des Unterrichtsausschusses 
über die Regierungsvorlage (204 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Hochschul­
taxengesetz abermals abgeändel't wird (261 

Die Bareinzahlung jeder einzelnen Prüfungs­
taxe soll durch die nachträgliche Entrichtung 
der Taxen für die im Laufe eines Semesters 
abgelegten Prüfungen ersetzt werden. 

Die Bestimmungen über das Kollegiengeld 
wurden der 20. Gehaltsgesetz-Novelle ange­
paßt. 

Schließlich wurde im Interesse einer Auf­
wertung der Dozentur und einer engeren Ver­
bindung der Hochschuldozenten mit ihrer 
Hochschule unter bestimmten Voraussetzun­
gen die Gewährung einer Entschädigung an 
Hochsöuldozenten in Aussicht genommen. 

Der Unterrichts ausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 4. Dezember 1970 
in Verhandlung gezogen. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter zwölf Abgeordnete und der 
Ausschußobmann sowie Frau Bundesminister 
Dr. Hertha Firnberg. 

Vom Abgeordneten Radinger wurde ein Ent­
schließungsantrag auf Abschaffung der Hoch­
schultaxen eingebracht. Die Abgeordneten 
Dr. Mock und Melter traten dem Antrag bei. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Gesetzentwurf wurde vom Ausschuß mit Stim­
meneinhelligkeit angenommen. 

Weiters hat der Ausschuß die eingebrachte 
E n t s chI i e ß u n g auf Abschaffung der 
Hochschultaxen einstimmig angenommen. 

der Beilagen) 
Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 

Präsident: Wir kommen zum 8. Punkt der Unterrichts ausschuß durch mich den An t rag, 
Tagesordnung: Abermalige Abänderung deE der Nationalrat wolle 
Hochschultaxengesetzes. 

Berichterstatter war die Frau Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer. An ihrer Stelle 
wird der Obmann-Stellvertreter des Ausschus­
ses, Herr Abgeordneter Zankl. berichten. 

1. dem von der Bundesregierung vorgeleg­
ten Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen und 

2. die dem Ausschußbericht beigedruckte 
Entschließung annehmen. 

Berichterstatter Zankl: Herr Präsident! Für den Fall, daß \Nortmeldungen vorliegen, 
Hohes Haus! Ich berichte für den Unterrichts- beantrage ich, General- und Spezialdebatte 
ausschuß über das Bundesgesetz, mit den'! das unter einern durchzuführen. 
Hochschultaxengesetz abermals abgeändert 
wird. 

Das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz 
sieht an mehreren Stellen die Anwendung 
moderner technischer Hilfsmittel für Zwecke 
der Hochschulverwaltung vor. Schon jetzt 
wurde die Immatrikulation und Inskription an 
fast allen wissenschaftlichen Hochschulen auf 
elektronische Datenverarbeitung umgestellt. 
Auch die Einrichtung einer Prüfungsevidenz 
unter Anwendung elektronischer Datenverar­
beitungsanlagen ist in Aussicht genommen. 
Um dieses Vorhaben rationell durchführen zu 
können, bedarf es auch einer Änderung des 
Hochschultaxengesetzes. 

Präsident: Danke. Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzufüh­
ren. - Kein Einwand. 

Dann gehen wir in die Debatte ein. Zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dok­
tor Gruber. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Gruber (OVP) : Hohes 
-Hausl Meine Damen und Herren! Zum Hoch­
schultaxengesetz könnte man natürlich sehr 
viel sagen. Da aber im Unterrichtsausschuß 
ein Entschließungsantrag angenommen wurde, 
demzufolge im kommenden Jahr die Hoch­
schultaxen allgemein abgeschafft werden sol­
len, erübrigt es sicb, jetzt des langen und 
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breiten über Gen Anlaß dieser Novelle zu hier die bildungspolitischen Aspekte im Vor­
sprechen. dergrund, daß eben für das Studium an den 

Hochschulen nach Möglichkeit kein Entgelt 
Wir begrüßen diese Novelle, weil sie eine geleistet werden soll, und _ das möchte ich 

Verwaltungsvereinfachung ermöglicht. Wir auch dazusagen _ in diesem Fall stehen ja 
begrüßen sie, weil eine gerechtere Verteilung die Dienste, die angeboten werden, und die 
des Kollecriengeldes auch im Hinblick uuf die T 

~ , K os'.:en, die dadurch erwachsen, mit den axen Dozenten dadurch ermöglic;:ü ist. I h D 
'in übel'haupt keinem Verhältnis me r. a 

Die Debatte im Unterrichtsausschuß hat sich :::liese Relation ohnehin so stark gestört ist, 
im wesentlichen aber um dcn Entschließu~1]3- hat es keinen Sinn, diese Taxen noch länger 
antrag, der von allen drei Parteien unterstütz': aufrechtzuerha.lten, da doch ein Gutteil der 
wurde, gedreht. Es haben längere Diskm- Taxen ohnehül durch die komplizierte Ein­
sionen über Probleme stattgefunden, die dabei hebung wieder iür den Verwaltungs aufwand 
aufgetaucht sind. Ich glaube, die Frau ßundes- verbraucht wird. So begrüßen wir nicht nur 
minister ist mit der Fassung des UaterrichL::;- die Novelle selbst, sondern auch die Ent­
ausschusses dann sehr einve:,:standen gewesen, schließung, die damit ge faßt werden soll. 
da wir die Vorlage der Regierungsvoriage d HP'" 1 t estatte t .. - . h . Vlenn es er err raSlCen g e, 
nldlt bereits zu Beginn der FrullJa rsseSSlOn .. ,. . h ch- k'urz e1'I'e andere Be 

. f d J h mocme lC - uo ganz, - ~ -
verlangen, sondern erst 1m Lau e es a res ~l- b' d ',0) G 1 enheit abgeben Idl 
1971, weil mit der Vorlage einer solchen Regie- ~e .. ,-ung

d 
e
0
1. tlvSer. 'h~"~g H' h chu"lersc'haft 

' . , • Din von er s 8fIeiC l::.Cllen _ac s rungsvor~age doch verschledeöJ.e mcnt ganz, - d . E klo . 
• '" , <> 0- d" 'd aUIge~ordert war en, meme L arung vom 

lelCilt zu losende Problem" v~tbun ",!1 sm . jn D '70 1 b '7" l' :1.. der Demonstration der 
d h d · F . " 't t kt v. e~~m,)er e~ug lCll 

"Vir haben a er lese 'ns·. 'JO wel ers .i'ec . C'L d t . :l..t· t 11 M'r wurcle vorge 
,-,:,li eu,en net! 19ZUS e en. 11 , -

Es hat sich dabei aber auch gleich gezeigt, worfen, daß ich behauptet hätte, die Oster-
daß es nicht ganz einfach sein wird, alle Stu- reichische Hochschülerschaft habe als Veran­
dierenden der österreichischen Hochschulen r,talter der Demonstration die teilnehmenden 
von den Hochschultaxell auszunehmen. Es Stud.enten für ihren Einsatz bezahlt. 
wurde das Problem der Ausländer an unseren 
Hochschulen in die Debatte geworfen. Wir 
hoffen, dilß wir auch diesbezüglich zu einer 
befriedigenden Löspng kommen werden. 

Uns ist es auch darum gegangen, in dieser 
Resolution festzuhalten, daß es zu keiner 
Schmäle:-ung des Entgeltes für das wissen­
schaftliche Personal und auch nicht zu einer 
Sc'o.mtilerung der Zmvendungen des Silchauf­
wandes an den Hochschulen kommt. Die Hoch­
schultaxen sind seit dem Jahr 1953 unverän­
dert, dadurch konnte jedoch auch das Entgelt, 
das die Professoren erhalten, in dieser Zeit 
nicht valorisiert werden. Wir sind der Mei­
nung, daß bei einer Neuregelung auch eine 
Valorisierung dieses Entgeltes zu überlegen 
ist, um eben diese lang anhängige Fra.ge 
auch zur Zufriedenheit zu IÖ3~n. 

Ich möc1lte auf noch ein Problem kurz zu 
sprechen kommen, das in einem Gespräch mit 
einem Hochschulprofessor an mich herange­
tragen wurde. Professoren argumentieren: 
\111 arum soll die öffentliche Hand nicht für eine 
Leistung, dIe sie erbringt, indem sie die 
Hochschulen zur Verfügung stellt, das Perso­
nal zur Verfügung stellt, Prüfungen abnimmt 
und so weiter, auch ein Entgelt verlangen, wo 
die öffentliche Hand doch auch sonst für die 
Bereitstellung gewisser Dienste Leistungen 
verlangt? 

Ich glaube, man kann dieses Argument in 
diesem Fall nicht gelten lassen. Für uns stehen 

Ich habe der Osterreichischen Hochschüler­
schaft mitgeteilt, daß ich eine solche Behaup­
tung nicht aufgestellt habe, daß ich im Gegen­
teil diese Behauptung zu entkräften versuchte, 
dCi.ß ich daher eigentlich auch keinen Grund 
habe, e1ne Richtigstellung hier vorzunehmen. 

Meine Damen und Herren! Wenn aber durch 
meine seinerzeitige Wortmeldung der Eindruck 
entstanden sein sollte, als seien Studenten 
für das Demonstrieren von der OH oder von 
der OSU bezahlt worden, so stehe ich nicht an 
zu erklären, daß eine solche Darstellung weder 
von mir beabsichtigt war noch auch meiner 
Gberzeugung entspricht. (Zwischenruf des 
Abg. La n c.) Ich glaube nicht, daß es eines 
finanziellen Anreizes bedarf, daß die Studen­
ten für die materielle Besserstellung unserer 
Hochschulen zu Demonstrationen durch Be­
zahlung veranlaßt werden. (Abg. B 1 e c 11 (1: 

lst ja längst zugegeben! - Abg. W e i k haI t: 
Da hat der Klubobmann von deI GVP eiwas 
anderes gesagtl) 

Ich habe auch keinen Grund, die Darstellung 
der Osterreichischen Hochschülerschaft bezie­
hungsweise der Osterreichischen Studenten­
union in dieser Frage in Zweifel zu ziehen. 
Ich möchte also hier erklären, daß ich der 
Meinung Ausdruck geben kann, daß weder 
von eIer Osterreichischen Hochschülerschaft 
noch von c1er Osterreichischen Studentenunion 
für die Teilnahme an der Studentendemonstra­
tion Geld gegeben wurde, daß auch für die 
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Transparentträger weder von der Osterreichi­
schen Hochschülerschaft noch von der Oster­
reichischen Studentenunion Geld gegeben 
wurde, sondern daß lediglich die vier Perso­
nen, wie klargestellt wurde, für ihre Leistung 
eine Entschädigung erhalten haben. (Abg. 
W e i k h art: Jetzt muß Gruber beichten 
gehen!) 

Ich bedaure, daß die damalige Parlaments­
debatte zum Anlaß genommen wurde, die stu­
dentischen Aktionen in Mißkredit zu bringen. 
Ich möchte erklären, daß ich mich solchen 
Diffamierungsaktionen in keiner Weise an­
schließen kann. (Beifall bei der avp. - Zwi­
schenruf des Abg. BI e eh a.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Radinger das Wort. 

Abgeordneter Rading·er (SPO): Herr Präsi­
dent! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Ich darf nur zum Entschließ,ungsantrag, 
betreffend Abschaffung der Hochschultaxen, 
Ihre Aufmerksamkeit ganz kurz in Anspruch 
nehmen, weil ja, wenn in Konsequenz dieses 
Entschließungsantrages nächstes Jahr eine 
Regierungsvorlage ins Haus kommt, sich aus­
reichend Gelegenheit bieten wird, über diese 
Maßnahme hier im Haus zu sprechen. 

Wir haben diesen Entschließungsantrag ein­
gebracht, weil wir der Auffassung sind, daß 
nach wie vor die Unterrepräsentanz gewisser 
Schichten von Kindern aus den Kreisen der 
Arbeiter, Angestellten und kleiner Gewerbe­
treibender an unseren Hochschulen bedauer­
lich ist. Diese Unterrepräsentanz hat unserer 
Auffassung nach ihre Ursachen erstens einmal 
in der in einem Alter von zehn Jahren zu frü­
hen Selektion für die Sekundarschulen; neben­
bei ein Mangel, der auch von den europäischen 
Unterrichtsministern festgestellt wurde. Daher 
ist es das erklärte Ziel der Sozialisten, im 
Sinne der Chancengleichheit ein Hinausschie­
ben dieser sehr wichtigen Entscheidung für 
die Sekundarschulen auf ein vertretbares und 
nach den heutigen Erkenntnissen notwendiges 
Alter festzusetzen. Dazu wollen wir die Ein­
führung von Schülerbeiiülfen, von Stützungs­
und Förderungseinrichtungen. 

Die Abschaffung der Hochschultaxen, die 
heute sehr vielfältig und sehr verwirrend sind, 
ist unserer Meinung nach eine Parallele zur 
Abschaffung des Schulgeldes an höheren Schu­
len. Sie soll eine weitere Offnung der Hoch­
schulen für alle begabten jungen Menschen 
in Osterreich erleichtern. Daß dabei nicht an 
eine Schmälerung der Einkünfte der Hoch­
schullehrer gedacht ist, auch nicht an eine 
Reduzierung des Sachaufwandes, ist selbst­
verständlich. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Darf ich ausnahmsweise eine ganz persön-

liehe Reminiszenz in diesem Zusammenhang 
anführen. Ich habe hier ein Meldungsbuch der 
Universität Wien aus dem Jahre 1933, Philo­
sophische Fakultät. Es ist mein eigenes. Ich 
erinnere mich, daß ich im Sommersemester 
1934 - es war mein zweites Studienseme­
ster - eines Samstags um 12 Uhr mit diesem 
Meldungsbuch, in dem die Vorlesungen für 
das Sommersemester verzeichnet waren, vor 
der Quästur stand und die 27 S, die für einen 
ganz Befreiten - so hieß es damals - zur 
Inskription des Semesters notwendig gewesen 
wären, nicht in der Tasche hatte. Der Vater 
war seit Jahren, wie damals Tausende andere, 
arbeitslos. Gelegenheitsarbeit war selbst für 
einen Studenten in der damaligen Zeit schwer 
zu bekommen. Nur eine Vergleichszahl: Die 
Arbeitslosenunterstützung für eine Familie be­
trug 16 S pro Woche. So sah ich zu, wie der 
Schalter der Quästur um 12 Uhr mittags ge­
schlossen wurde - und ein kostbares Semester 
war für mich verloren. Ich konnte zwar die 
Vorlesungen besuchen, ich konnte aber dann 
am Ende des Semesters nicht zu den Prüfungen 
antreten, weil das Semester nicht inskribiert 
war. 

Ich weiß, daß sich die Verhältnisse glück­
licherweise grundlegend geändert haben. Aber 
wenn ich höre, daß für gewisse höhere Seme­
ster in manchen Studienrichtungen pro Monat 
- ich kann das nicht kontrollieren, ich habe 
das der Presse entnommen - Taxen und Ge­
bühren bis zu 1000 S auflaufen sollen, so 
glaube ich, daß auch heute noch für manchen 
Studierenden diese vorgeschriebenen Taxen 
und Gebühren eine Erschwernis bedeuten. 
Wenn diese Erschwernis nun wegfallen sollte, 
so, glaube ich, wäre das ein entscheidender 
Fortschritt. 

Sie werden verstehen, daß es für mich eine 
besondere Genugtuung bedeutet, daß ich bei 
der Einbringung dieses Entschließungsantrages 
mitbeteiligt sein durfte. Ich stelle mit Freude 
fest, daß sich die anderen Fraktionen diesem 
unserem Entschließungsantrag angeschlossen 
haben. Es wird dadurch also in Hinkunft un­
möglich sein, daß wegen der vorgeschriebenen 
Taxen und Gebühren audl nur ein einziger 
österreichischer Student mit seinem Studium 
in Verzug kommen kann. 

Wir hoffen daher sehr, daß das Bundes­
ministerium für Wissenschaft und Forschung 
die begonnenen Vorarbeiten, die ja schon 
bestehen, im kommenden Jahr zu Ende führen 
wird und daß dann eine Maßnahme folgen 
wird, die für viele Studenten eine wesentliche 
Besserung bringen wird, eine Maßnahme, die 
hoffentlich nicht wieder, wie es leider in der 
letzten Zeit der Fall war, als eine studenten­
feindliche dieser Regierung betrachtet wird. 
(Beifall bei der SPO.) 
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Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Scrinzi das Wort. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Der vorlie­
genden Novelle zum Hochschultaxengesetz 
stimmen ja alle drei Parteien zu. Es dient diese 
Novelle einer Maßnahme der Verwaltungsver­
einfachung, die selbstverständlich allseits Zu­
stimmung findet. 

Wie meine beiden Vorredner möchte aber 
auch ich die Gelegenheit ergreifen, zu dem 
Entschließungsantrag doch ein paar ergän­
zende Worte zu sagen. Daß wir uns entschlos­
sen haben, hier neue Wege zu gehen und mit 
der Beseitigung der Hochschultaxen im näch­
sten Jahr einen weiteren Beitrag zum Abbau 
des sozialen und regionalen Zensus bei unse­
ren Bildungseinrichtungen zu leisten, liegt auf 
der Linie eines Bemühens aller drei Parteien 
dieses Hauses. 

Ich glaube, daß das Argument, das Ab­
schaffen dieser Taxen bringe natürlich eine 
gewisse Einnahmenminderung , scheine aber 
bei der sehr prekären finanziellen Lage unse­
rer Hochschulen geeignet, diese Lage noch zu 
verschärfen, nicht stichhältig ist. Der Entfall 
dieser Einnahmen wird die großen Probleme, 
die vor uns liegen, nicht verschärfen, ihr Wei­
terbestehen würde sie aber auch nicht fühlbar 
erleichtern. "Vir müssen auf diesem Gebiet, 
wie wir ja schon aus Anlaß der Debatte zum 
Ausdruck gebracht haben, neue und wirksame 
Wege der Finanzierung gehen. Gespräche mei­
ner Partei mit der Bundesregierung zu diesem 
Thema sind im Gange, und ich hoffe, sie füh­
ren zu einem positiven Abschluß. 

Ich darf aber auch, Frau Bundesminister, 
die Gelegenheit ergreifen, Ihnen noch ein paar 
Wünsche bekanntzugeben, die auf den weih­
nachtlichen Gabentisch der Hochschülerschaft 
zu legen wären und die nichts Wesentliches 
oder gar nichts kosten. 

Ich darf darauf verweisen, daß die Fest­
legung eines einzigen Wahltages für die Hoch­
schulwahlen gewisse Schwierigkeiten mit sich 
bringt. Vor allem für die Studierenden, die 
auswärts der Hoschulstädte wohnen - ihre 
Zahl ist nicht ganz unbedeutend -, bedeutet 
der sonntägliche Wahltag die Notwendigkeit, 
am Sonntag eigens anzureisen oder das 
Wochenende abzubrechen. Es wäre sehr wün­
schenswert, wenn es technisch noch durchführ­
bar ist, daß man für diese Hochschulwahlen, 
ähnlich wie bei anderen Wahlen von Inter­
essenvertretungen, einen zweiten Wahltag ein­
schaltet, was ja hinsichtlich des Ermittlungs­
vorganges keinerlei Schwierigkeiten mit sich 
bringt. Ich würde also an Sie appellieren, zu 
prüfen, ob das noch für diese Wahlen im Ver­
ordnungswege zu erreichen möglich wäre. 

Auf die Frage, daß die Vergütungen der 
Dozenten für Lehrveranstaltungen gegenwär­
tig trotz der inzwischen vorgenommenen 
durchaus spürbaren Valorisierung immer noch 
nicht befriedigend gelöst erscheint, hat schon 
mein Vorredner Herr Abgeordneter Dr. Gru­
ber hingewiesen. Ich kann mich dem nur an­
schließen. Ich glaube, daß wir im Zuge von 
Reformmaßnahmen auch dieses Problem ernst­
lich angehen müssen. Es hat ja auch bei den 
Diskussionen im Rahmen der parlamentari­
schen Hochschulkommission eine gewisse 
Rolle gespielt. 

Ich möchte aber auch nicht versäumen, bei 
dieser Gelegenheit einen Appell an die Oster­
reichische Hochschülerschaft zu richten. Es ist 
durchaus nicht selbstverständlich, daß wir 
unsere Bildungseinrichtungen jedem Studie­
renden in Zukunft kostenlos zur Verfügung 
stellen werden. Das ist zwar etwas, was wir 
bildungspolitisch alle verfolgen und bejahen, 
aber es bedeutet, wie gerade diese eindrucks­
volle persönliche Reminiszenz des Herrn Ab­
geordneten Radinger gezeigt hat, doch einen 
bedeutsamen Fortschritt und eine große Er­
leichterung für jeden einzelnen. Es ist durch­
aus richtig, daß zwar das Aufkommen aus 
diesen Taxen bei dem Milliardenaufwand, den 
wir hier leisten müssen, insgesamt nicht ins 
Gewicht fällt. Aber für viele einzelne und auch 
für manchen, der sicher nicht aus Gründen 
sozialer Bedürftigkeit den Anspruch darauf 
hat. ist der Fortfall dieser Taxen doch eine 
große Leistung, die die Allgemeinheit für den 
einzelnen Studierenden hier bringt. 

Es ist in der letzten Zeit in der Diskussion 
um die Hochschulreform immer wieder von 
studentischer Seite das Argument aufgetaucht 
- ich gebe zu, es ist eine Minderheit -, man 
müsse froh sein, daß der "Herr Student" über­
haupt studiert, daß er überhaupt bereit ist, 
sozusagen seine Intelligenz auf dem Markte 
der Hochschule anzubieten. 

Ich glaube, gerade dieser Gruppe gegen­
über muß einmal ganz klar gesagt werden: 
Es muß jeder einzelne junge Mensch, der die 
Gelegenheit hat - Intelligenz, Begabung und 
Fleiß vorausgesetzt -, studieren zu können 
und studieren zu dürfen, der Gesamtheit dank­
bar sein, daß sie ihm die Gelegenheit dazu 
gibt, und nicht umgekehrt. 

Diese Einstellung· ist insbesondere mit sehr 
vehementen Forderungen nach einem Studen­
tengehalt verbunden gewesen. Es ist also. 
glaube ich, an der Zeit, daß man an die Be­
sonnenen unter unseren Studierenden - und 
das ist die Mehrheit - appelliert und ihnen 
klarmacht, daß sie dankbar sein müssen. wenn 
wir ihnen unsere universitären Einrichtungen 
zur Verfügung stellen. 
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Dr. Scrinzi 

Wir wollen hoffen, daß wir diese Einrich­
tungen im nächsten J alu doch wesentlich bes­
ser ausstatten können. Daß die personellen 
Voraussetzungen besser sein werden, das hat 
dieses Budget gebracht, daß aber auch die 
sachlichen Einrichtungen, daß die instrumen­
telle Ausstattung, daß die Räume vermehrt, 
verbessert, modernisiert und saniert werden, 
darum wollen wir uns in allernächster Zeit 
gemeinsam bemühen. 

1',,1eine Fraktion wird also der Novelle und 
auch dem Entschließungs antrag, dem sie ja 
beigetreten ist, ihre Zustimmung geben, (Bei­
fall bei der FPO.) 

Prä;;ideni:: Zum Wort hat sich niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen, - Der 
Herr Berichterstatter verzichtet auf ein Schluß­
wort. 

\lVir kommen zur Ab s tim m u n g. Ich bitte 
jene Damen und Herren, die dem vorliegenden 
Gesetzentwurf samt Titel und Eingang ihre 
Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben, - Danke, Das ist einstimmig ange­
nommen. 

Es ist die sofortige Vornahme der dritten 
Lesung beantragt. - Kein Einwand. Dann bitte 
ich die Damen und Herren, die auch in der 
dritten Lesung. zustimmen, sich von den Sitzen 
zu erheben, - Danke. Der Gesetzentwurf ist 

Es sind dies: 

Bundesgesetz, mit dem das Strukturverbes­
serungsgesetz abgeändert wird, und 

Bundesge[etz, mit dem die Geltungsdauer 
des Bendesgesetzes vorn 6. Juli 1966 über 
stellei"liche Maßnahmen bei der Kapitalerhö­
hung aus Gesellschaftsmitteln verlängert wird. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Herr Abgeordnete Nittel. Ich bitte um die 
Berichte. 

Berichterstatter NiHel: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich berichte im Auftrage des 
Finanz- und Budgetausschusses über die Regie­
rungsvorlage 146 der Beilagen und über die 
Regierungsvorlage 147 der Beilagen, 

Die erstgenannte Regierungsvorlage be­
trifft ein Bundesgesetz, mit dem das Struktur­
verbesserungsgesetz abgeändert 'Nird, 

Die Bundesregierung hat am 20. Oktober 
1970 den Entwurf eines Bundesgesetzes im 
Nationalrat eingebracht, mit dem das Struktur­
verbesserungsgesetz, dessen Bestimmungen 
mit Ausnahme des Artikels V befristet sind, 
abgeän::lert werden soll. Durch die Regierungs­
vorlage sollen die Befristungen der Artikel I, 
III und IV auf den 31. Dezember 1973 ver­
schoben und gleichzeitig Mängel des Gesetzes 
beseitigt werden. 

auch in dritter Lesung ein s tim m i 9 a n- Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf am 18. November 1970 erstmals in 
Verhandlung genommen. Es wurden in dieser 
Sitzung umfangreiche Abänderungsanträge ge­
stellt, weshalb ein Unterausschuß eingesetzt 
wurde, Dieser Unterausschuß - er hielt eine 
mehrstündige Sitzung - berichtete dem Aus­
schußplenum, Da neuerliche Abänderungs­
anträge gestellt wurden, wurde neuerlich der 
Untercll1sschuß mit der Behandlung befaßt, und 
e3 wurde mit 4. Dezember 1970 ein Termin für 
die Berichterstattung im Ausschuß gesetzt. Zu 
diesem Termin kam der Ausschuß neuerlich 
zusammen, Er hörte den Bericht des Unter­
ausschusses an. In der Debatte hielt zuniichst 
Dr. Ne~ner an einem Teil der von ihm zur 
Regierungsvorlage gestellten Anträge fest, 
und er stellte dann einen neuen Antrag in 
diesem Sinne, Sodann ergriffen die Abgeord­
neten Dr. Broesigke, Tödling, Lane, Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr und Dkfm. Gorton sowie der 
Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch das 
\Vort. 

gen 0 m m e n, 

V!ir kommen zur Abstimmung über den za 
diesem Gesetzentwurf eingebrachten E n t­
sc h 1 i e ß u n g san t rag, der dem Aus­
schußbericht beigedruckt ist. Ich bitte jene 
Damen und Herren, die diesem Entschließungs­
antrag ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben, - Danke. Das ist auch e i n-
5 tim mi g an gen 0 m m e n, (E 36.) 

9. Punkt: Berkht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (146 der 
BeHagen): Bundesgesetz, mit dem das Struk­
turverbe5serungsgesetz abgeändert wird (267 

der BeHagen) 

10. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
auss{;husses über die Regierungsvorlage 
{t41 der Beilagen}: Bundesgesetz, mH dem die 
GeHlmgsdauer des Bundesgesetzes vom 
6. Ju.B 1956 über steuerlidle l\"laßl1ahmen bei 
der Kapii:alei"hölmng aus Gesenschafts:~tüHe!n 

verlängert wird (223 der Beilag€n) 

Präsident: "\ViI kommen nunmehr zu den 
Punkten 9 und 10, über die beschlossen wurde, 
die Debatte unter eiI!em abzuführen. 

Bei der Abstimmung wurde der vom Unter­
ausschuß vorgeschlagene Gesetzentwurf, der 
dem Ausschußbericht beigedruckt ist, unter 
Ablehnung der Anträge des Abgeordneten 
Dr. Neuner einstimmig angenommen. 
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Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanz- und BudgetQusschuß som.it durch mich 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem dem 
Ausschußbericht angeschlossenen Gesetzent­
wurf die v8rfassungsmäßige Zustimmung er­
teilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen abgege­
ben werden, stelle ich den Antrag, General­
und Spezialdebatte in einem zu führen. 

Darf ich bitte gleich zum n~chsten Gesetzes­
antrag berichten. Der zweite Gegenstand be­
trifft eine Regierungsvorlage über ein Bundes­
gesetz, mit dem die Geltungsdauer des Bun­
desgesetzes vom 6. Juli 1956 über steuerliche 
Maßnahmen bei der Kapitalerhöhung aus Ge­
sellschclftsmitteln verlängert wird. 

Durch dieses Bundesgesetz wurden stencr­
liehe Erleichterungen eingeräumt, um einen 
Anreiz zur Beseitigung des bei verschiedenen 
Kapitalgesellschaften bestehenden Mißver­
hältnisses zwischen Nennkapital und Rück· 
lagen zu geben. Derartige Kapitalberidlti­
gungsmaßnahmen werden häufig im Zusam­
menhang mit dem Strukturverbesserungs­
gesetz durchgeführt. Da die Geltungsdauer 
dieses Strukturverbesserungsgesetzes bis 
31. Dezember 1973 verlängert werden soll, hat 
die Bundesregierung den eingangs erwEihnten 
Gesetzentwurf im Nationalrat eingebracht, um 
die GeHungsdauer des Bundesgesetzes über 
steuerliche Maßnahmen bei der Kapitalerhö­
hung aus Gesellschaftsmitteln bis zum glei­
chen Endtermin zu verlängern. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
18. November 1970 in Gegenwart des Bundes­
ministers für Finanzen Dr. Androsch der Vor­
beratung unterzogen. Der Gesetzentwurf 
wurde unter Ablehnung eines Abänderungs­
antrages des Abgeordneten Dr. Neuner unver­
ändert mit Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Der Ausschuß stellt somit c[urdl mich den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(141 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

\Nie beim ersten Punkt stelle ich auch hier 

Abgeordnei2r Dr. Broesigke (FPO): Herr 
Pr~siJ.enU Ivlsine Damen und Herren! Ich 
~prelhe zu 267 der Beilagen, also zu dem 
3'..mdesgesetz, mit dem das Strukturverbesse­
rungsgesejz a:}geändert wird. 

Die BedelJ ~ung dieser Novelle liegt zunächst 
darin, daß die in dem ursprünglichen Gesetz 
enthaltenen Fristen bis Ende 1970 beziehungs­
we~se bis Ende 1971 auf 1973 verlängert wer­
den. Es war das Bestreben, diese Fristen auf 
unbestimmte Zeit zu verlängern. Ich glaube 
aber doch, daß dies mit dem Zweck des Ge­
setzes, das ja erreichen will, die Struktur der 
östcrreichiscl'en Wirtschaft in der erforder­
lichen Weise umzuändern, nicht vereinbar ge­
wesen wäre. 

Als zweite Verbesserung ist die Tatsache 
zu erwähnen, daß der Fehlbetrag gemäß § 6 
Abs. 3 des Gewerbesteuergesetzes nunmehr 
auch Berücksichtigung findet, und als drittes, 
daß bei Eige;:tumsübertragungen, die sich im 
Zl_l~3mmenhang mit dem Strukturverbesse­
TU11gsgesetz als crfOl'derlich erweisen, 
l:;estimmte Bestimmungen des Wohnbauförde­
rur:)~gese~z8s keine Anwendung finden. (Prä­
sic:ent Dr. /VI C! 1 eta übernimmt den Vorsitz.) 

\Vir bedaüern, daß es nicht möglich war, 
-~Ll erreichen, daß die Gerichtsgebühren, die 
im Zusammenhang mit Maßnahmen nach dem 
Struktmvel'besseru!1gsgesetz anlaufen, insbe-
30ndere die Einverleibungsgebühr im Grund­
Guch, v/egfallerr. 

Ich glaube, daß es nach der Formulierung 
des Gesetzes bisher klar gewesen ist, daß 
Vorgänge im Sinne des § 1 des Gesetzes in 
d2~ Augen:Jlick bewirkt sind, in dem die Ein· 
:_ragung in das Register erfolgt, ob das nun 
das Handels-, das Genossenschafts- oder da.s 
Sparkassenregister ist. 

[ine Un'~erredung mit den betreffenden Be­
amten des Finanzmir:isteriums hat diese meine 
!\uffassung bestätigt, sodaß ich glaube, daß 
es wegen der geringen Anzahl der Fälle, wo 
'=~les noch praktisch werden kann, nicht erfor­
:-lerlich ist, eine Abänderung der Novelle zu 
J8untragen. 

'.;Vohl aber hat sich trotz Unterausschuß, 
A.~s~chuß und eingehender Beratungen ein 

den Antrag, daß für den Fall von \VclTtmel- Fehler in diese Novelle zum Strukturverbes-
dungen die General- und die Spezialdebatte serungsgesetz insofern eingeschlichen, als eine 
gemeinsam abgeführt werden. Jahreszahl des bisher geltenden Gesetzes Ull-

Präsident: Danke. Es ist beantragt, üher richtig ang-eführt wurde. 
beide Tagesordnungspunkte General- u~1d Aus diesem Grund stelle ich zusammen mit 
Spezialdebütte unter einem abzuführen. - dem Herrn Abgeordneten Teschl einen A b­
Kein Einwand. Dann gehen wir in die Debatte ä n der u n g san t rag folgenden \l\Tortlau-
ein. tes: 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Dr. Broesigke. Ich erteile es ihm. 

Der oben genannte Gesetzentwurf ist wie 
folgt zu ändern: 
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Dr. Broesigke 
1. Im Artikel I hat die Ziffer 2 zu lauten: 

,,2. In den Abs. 1 und 6 des § 1 und im 
§ 2 tritt an die Stelle der Jahreszahl ,1971' 
die Jahreszahl ,1973'." 

2. Im Artikel I hat die Ziffer 7 zu lauten: 
• ,,7. Im § 3, § 8 Abs. 1, § 9 und § 11 Abs. 1 

tritt an die Stelle der Jahreszahl ,1970' die 
Jahreszahl ,1973'." 

Diese Abänderung betrifft lediglich im Kern 
den § 3, und zwar insofern, als im § 3 nicht, 
wie in dem Antrag des Ausschusses vorge­
sehen ist, die Jahreszahl 1971, sondern die 
Jahreszahl 1970 auf 1973 abzuändern ist. 

Ich bitte, den vorliegenden Abänderungs­
antrag, der gehörig unterstützt ist, in die De­
batte einzubeziehen, und teile im übrigen mit, 
daß wir den bei den Gesetzesnovellen in der 
Fassung des Ausschußberichtes unsere Zu­
stimmung geben werden. (Beifall bei der FPO.j 

Präsident Dr. Maleta: Der Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Teschl, Dr. Broesigke 
und Genossen ist genügend unterstützt und 
steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist 
der Abgeordnete Teschl. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Teschl (SPU): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Das vorliegende Strukturver­
besserungsgesetz beinhaltet im Zusammen­
hang mit den anderen Wirtschaftsgesetzen 
eine Reihe von Maßnahmen, die, wie der 
Titel schon sagt, für die Strukturverbesserung 
der Wirtschaft unseres Landes richtunggebend 
sein sollen. 

Aus den Erfahrungswerten, die wir gesam­
melt haben aus der Zeit, seit dieses Struktur­
verbesserungsgesetz in Geltung war, mußten 
wir die Feststellung machen, daß für eine 
Strukturveränderung beziehungsweise eine 
Strukturverbesserung unseres Landes von die­
sem Gesetz nicht jene Impulse ausgegangen 
sind, wie wir sie erwarteten. 

Als im Rahmen der Debatte um das Finanz­
gesetz so etwas Ahnlidles wie eine Wirt­
schaftsdebatte in diesem Haus aufklang, haben 
wir von der OVP-Seite doch erwartet, daß 
neben der - von der Opposition aus gese­
hen - beredltigten Kritik an dem Finanz­
gesetz doch auch zukunftsorientierte Vor­
schläge für die Strukturverbesserung unserer 
Wirtschaft gemacht werden. 

Im bedaure es sehr, daß wir gerade vom 
Generalsekretär der Bundeswirtschaftskammer 
eigentlich zuwenig in dieser Richtung gehört 
haben. Es ist dem Hohen Hause sicherlich 
bekannt, daß im vorparlamentarischen Raume 
gerade im Rahmen des Wirtschafts- und Sozial­
beirates Famleute der Arbeitgeber- und Ar-

beitnehmerorganisationen immer wieder bei­
sammensitzen, um über Wirtschaft und über 
das Wirtschaftsgeschehen und vor allen Din­
gen über die zukünftige Gestaltung der Wirt­
schaft unseres Landes zu beraten. Es wurde 
schon eine Reihe von Arbeitspapieren den zu­
ständigen Gremien zur Verfügung gestellt. 

Im Frühjahr - bis zur Jahresmitte etwa -
tagte oder arbeitete eine Unterkommission des 
Sozialbeirates für Industriepolitik. Ich möchte 
daran erinnern, daß die Fachleute beider Gre­
mien - es geschah dies unter dem Vorsitz 
von Herrn Dr. Kottulinsky - Konzepte erstellt 
haben über die Wirtschaftsstruktur unseres 
Landes, über die Finanzierung für eine Ver­
besserung der Wirtschaftsstruktur unseres 
Landes und ähnlimes mehr. 

Da die Wirtschaftspolitik unseres Landes 
den übergroßen Teil der unselbständig 
Erwerbstätigen unseres Landes im selben, 
wenn nicht sogar im größeren Ausmaße be­
trifft als die Inhaber der Betriebe, also die 
Wirtschaftstreibenden selbst, sind wir - vor 
allen Dingen jene, die als Gewerkschaftsver­
treter in diesem Hause anwesend sind -
natürlich in weitem Maße und in großem 
Maße interessiert, daß über die Tagespolitik 
hinaus auch in diesem Hohen Hause bei Dis­
kussionen Akzente gesetzt werden, die in der 
Offentlichkeit beweisen, daß dieses Hohe Haus 
mehr - auch von der Opposition aus gesehen 
mehr - will, als nur in der Tagespolitik für 
oder gegeneinander einzutreten, sondern daß 
wir darüber hinaus bereit sind, den Arbeitern 
und Angestellten unseres Landes den Beweis 
zu liefern, daß die Wirtschaft unseres Landes 
auch alle jene betrifft, die unmittelbar und 
direkt von der Gestaltung dieser Wirtschaft 
abhängig sind. 

Die unselbständig Erwerbstätigen, die Ar­
beiter und Angestellten, werden von den 
Gewerkschaften in einem umfangreichen Aus­
maße über das Wirtschaftsgeschehen infor­
miert, und die Betriebsfunktionäre werden 
weitgehend in dieser Richtung geschult. Wenn 
wir also versuchen, den Arbeitern und Ange­
stellten das Wirtschaftsgesch,ehen nahezubrin­
gen - wie wir glauben, mit Erfolg, denn 
mehrmals wurde in diesem Hohen Hause im 
Rahmen der Finanzgesetzdebatte erwähnt, 
daß zwischen den Wirtschaftspartnern ein 
gutes Einvernehmen herrsmt -, wenn wir 
also mit allem Nachdruck versuchen, die Ar­
beiter und Angestellten auf das Wirtsmafts­
gesdlehen aufmerksam zu machen, wenn wir 
darüber hinaus versuchen, unsere Betriebs­
räte, unsere Betriebsfunktionäre über den Zu­
sammenhang der Wirtschaft, über die Eigen­
gesetzlichkeit zu informieren und auszubilden, 
wenn wir darüber hinaus von ihnen verlan-
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gen, daß auf Grund dessen, daß die Wirtschaft 
ständigen Veränderungen unterworfen ist, 
auch manche Opfer auf sich genommen werden 
müssen, so glaube ich, Herr Generalsekretär, 
sagen zu müssen, daß gerade von der Bundes­
wirtschaftskammer aus die entsprechenden 
Impulse ausgehen müßten, daß auch die vielen 
Klein- und Mittelbetriebe endlich erkennen 
müssen, daß sie nicht für sich allein dastehen, 
daß sie ihre betriebswirtschaftliehe Arbeit im 
Sinne des Unternehmens nicht für sich leisten, 
sondern daß sie eben Umschau halten müssen 
und auch sich damit abfinden werden müssen, 
sich mit diesem oder jenem Betrieb, der gleich­
geartet ist, zusammenzuschließen, zu koope­
rieren und - wenn notwendig - zu konzen­
trieren. 

Ich habe oft die Ehre, mit vielen namhaften 
Herren der Wirtschaft zu reden, zu verhan­
deln. Ich bin manchmal erschüttert, wie sehr 
diese Herren bei den aktuellen Ereignissen 
der Wirtschaft an sich abwesend sind, aber 
wie wenig zukunftsorientiert sie schlechthin 
sind. Und in der Diskussion der Betriebsräte 
mit ihrem Chef oder Direktor erkennen unsere 
Kollegen oft sehr stark, wie wenig koopera­
tives Denken in der Wirtschaft vorhanden ist. 

Wenn wir an eine Strukturverbesserung der 
Wirtschaft denken, so ist es unbedingt erfor­
derlich, daß das kooperative Denken, das Ein­
fühlungsvermögen und die Risikofreudigkeit 
von der Unternehmerseite her oder von der 
Standesvertretung der Unternehmer her 
wesentlich mehr gefördert werden muß, als es 
bisher der Fall ist. (Abg. Dr. Mus s i 1: Wir 
gründen jetzt ein Heiratsbüro, Herr Kollege!) 
Es muß nicht gleich eine Ehe sein, Herr Gene­
ralsekretär. (Ruf bei der OVP: Pantscher]!) 
Es muß auch nicht ein Pantscherl sein, denn 
mit den heulenden Derwischen, Herr General­
sekretär, kann man sich schwer ein Pantscherl 
anfangen, wie Sie gestern etwa zitierten. Als 
Ihnen das gestern ausgerutscht ist, ist mir ein 
ganz bestimmter Titel von Dürrenmatt einge­
fallen, der lautet: "Biedermann und die Brand­
stifter." (Beifall bei der SPtJ.) Es muß also 
kein Pantscherl sein, und es muß schon gar 
keine Ehe sein, aber das sachliche Zusammen­
stehen, wie es bisher in den 25 Jahren der 
Fall war und wie es so gerne bei Festlichkei­
ten immer wieder zitiert wird, sollte in der 
Praxis doch mehr vertieft werden. 

Wie das manchmal auch von der Standes­
vertretung und auch von Ihnen, Herr General­
sekretär, nicht ganz so praktiziert wird, darf 
ich an einem Beispiel erläutern. Als es darum 
ging, jene Ansuchen zu behandeln, um ERP­
Bewerbern die notwendigen Mittel zur Ver­
fügung zu stellen, und festgestellt wurde, daß 
etwa 1,3 Milliarden Schilling benötigt würden, 

um alle Wünsche erfüllen zu können, da 
stellte man fest, daß eben nicht ausreichende 
ERP-Mittel zur Verfügung stehen. Sie wissen 
sehr genaui daß andere Finanzierungsmöglich­
keiten vorgeschlagen wurden. Und ich glaube, 
Sie, Herr Generalsekretär, haben zu jenen 
gehört, die gesagt haben, daß es unzweckmäßig 
wäre, daß die Investitionskredit AG. Maß­
nahmen ergreift, die die Währung gefährden 
würden. 

Ich möchte nicht das ganze Kapitel, das sich 
aus diesem Problem ergibt, hier vorlesen. Aber 
ich meine, wenn die Nationalbank ungeheure 
Mittel für den Außenhandel vorfinanziert, so 
wäre es auch zweckmäßig, auch für die Vor­
finanzierung der inländischen Wirtschaft eini­
ges zu tun. (Abg. Dr. Mus s i 1: Den Export­
förderungsrahmen hat man audl nicht aus 
währungspoliUschen Gründen erhöht!) Man 
kann nicht einerseits von diesem Pult aus der 
Offentlichkeit darlegen, wie sehr diese Regie­
rung derzeit die Währung gefährdet, und auf 
der anderen Seite die Forderung erheben, daß 
immer mehr und mehr Mittel - zu Recht -
für die langfristige Investitionstätigkeit zur 
Verfügung gestellt werden. Beides zu gleicher 
Zeit hier der tJffentIichkeit vormachen zu wol­
len, das klingt unglaubwürdig. (Zwischenruf 
bei der OVP.) 

Wenn gestern der Herr Abgeordnete Scher­
rer ebenfalls ein Donnerwetter über die Wäh­
rungspolitik der Regierung losließ, so ist zu 
sagen: Das wäre auch an die Adresse der Ban­
ken zu richten, nicht nur der Banken, sondern 
auch der Genossenschaftsbanken, der Volks­
banken et cetera, daß es notwendig wäre, daß 
sich die Kreditinstitute auch umorientieren. 
Eines steht fest: Die Raiffeisenkassen und ähn­
lich geartete Geldinstitute haben nicht nur 
ungeheure Mittel gehortet, sondern sie haben 
auch genügend Mittel, um sich in die Wirt­
schaft einzuschalten, nehmen aber nicht jenes 
Risiko auf sich, wie das etwa die Kreditinsti­
tute, die verstaatlichten Banken tun; das heißt, 
eine Neuordnung des Geld- und Kreditwesens 
zugunsten der Wirtschaft schiene auch erfor­
derlich. Aber, wie gesagt, dieses Thema ist ja 
im Augenblick nicht Gegenstand der Debatte. 

Wenn vorgeschlagen wurde, einige Themen, 
die unser Land besonders betreffen, wie Neu­
tralitätspolitik, Außenpolitik und ähnliches, 
gemeinsam zu behandeln, dann, glaube ich, 
ist kein anderes Thema besser geeignet als 
gerade die Wirtschaftspolitik, als Gesamtfrage 
behandelt zu sehen, die alle drei Parteien ein­
heitlich trifft. 

Als ich gestern abend im Fernsehen den 
Chef des Wirtschaftsforschungsinstitutes, 
Herrn Professor Nemschak, hörte, der meinte, 
er müßte zur Währungspolitik und zu Zins-
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problemen besonders Stellung nehmen, und 
zwar in einer Art, elie dazu angetan ist, in 
die Offentlichkeit Unruhe über die Vlährungs­
politik bezüglich des Zinsniveaus zu bringen, 
so möchte ich hier dodl meinen, daß dieses 
Institut und insbesondere der Leiter vornehm­
lich dazu da sein sollten (Abg. Dr. Mus si 1: 
Um die v'v'ahrheit zu sagen!), im Interesse 
beider Vlirtschaftspartne~' Prognostizierungen 
vorzunehmen und den zuständigen Gremien 
die notwendigen Unterlagen zu liefern. Ich 
finde es unangebracht, wenn sich Herr Pro­
fessor Nemschak so weit versteigt, schon zu so 
wichtigen Problemen in eigener Person Stel­
lung zu nehmen. (Beifall bei der SPO,) 

Meine Damen und Herrenl Ich glaube, es 
war der Chef des Klubs der OVP, Professor 
Koren, der gestern unterschwellig anklingen 
ließ, daß im Zusammenhang mit den Hoch­
schülern und mit den Hochschulen schlechthin 
weitere Maßnahmen zu erwarten seien. Ich 
möchte meinen, daß man auf diesem Gebiet 
etwas vorsichtiger sein soll, denn die Arbeiter 
und Angestellten unseres Landes werden von 
den Gewerkschaften öfter, als es angenehm 
ist, aufgefordert, im Interesse der vVirtschaft 
des Landes Opfer zu bringen. Wenn diese 

dann aus tagespolitischen Gründen Struktur­
verbesserungen, die in die Zukunft weisen, 
abgelehnt werden? 

Die unselbständig Erwerbstätigen unseres 
Landes stellen die allergrößte Gruppe unserer 
Gesellschaft dar. Die Wirtschaft unseres Lan­
des und auch anderswo ist der materielle Kern 
der Gesellsch'aft. Es kann den unselbständig 
ErwerbEtätigen nicht gleichgültig sein, wie 
diese Wirtschaft gestaltet wird, weil sie unmit­
telbar davon abhängig sind. 

Sie müssen also verstehen, meine Damen 
und Herren, wenn die Vertretung der unselb­
ständig Erwerbstätigen bemüht sein muß und 
auch das Recht fordert, bei der Gestaltung der 
Vvirtsd1aft für alle jene, die unmittelbar von 
dieser Gestaltung abhängig sind, auch mitzu­
wirken. Wenn es also daraum geht, die Wirt­
schaftsstruktur unseres Landes, Herr General­
sekretär, zu verbessern, werden die Arbeiter 
und Angestellten, die Arbeiterkammern und 
die Gewerkschaft gerne mittun, aber auch Sie 
mü::;sen Ihrerseits unsere Bereitschaft nicht nur 
akzeptieren, sondern mit einbauen. Anderer­
seits erwarten wir von Ihnen, daß Sie alle 
jene Vorbereitungen treffen, daß die Wirt­
schaftstreibenden sich nach und nach daran 

Regierung bemüht war, im Rahmen des Mög- gewöhnen, daß Kooperation und Konzentra­
lichen zu beginnen, die Situation auf den tion in der VVirtschaft nicht nur eine Floskel 

bei festlichen oder sonstigen Veranstaltungen, 
bei Sonntagsreden ist, sondern einfach die Not­
wendigkeit ist, die Konkurrenzfähigkeit unse­
res Landes zu verbessern. 

In (Hesem Sinne, meine Damen und Herren, 
erklärt sich meine Partei mit der Verlängerung 
dieses Gesetzes einerstanden. (Beifall bei der 
SPO.) 

Hochschulen zu verbessern, und wenn dann 
aus politischen Motiven heraus eine ganz be­
stimmte Gruppe der Bevölkerung immer wie­
der droht, Maßnahmen besonderer Art zu er­
greifen - nicht etwa deshalb, weil nicht darauf 
Bedacht genommen wird, für die Gruppe der 
studierenden Jugend die Situation zu verbes­
sern, sondern nur aus politischen Motiven -, 
so werden wir bei den Arbeitern und Ange­
stellten d'as nicht so ohne weiteres zur Kennt- Präsident Dr. l\ilaleta: Zum Wort gemeldet 
nis nehmen können. Man kann nicht auf der ist der Abgeordnete Dkfm. Gorton, Ich erteile 
einen Seite bestimmte Opfer von den unselb- es ihm. 
ständig Erwerbstätigen erwarten, wenn sie Abgeordneter Dkfm. Gorton (OVP): Herr 
andererseits als Steuerträger genauso ihr Präsident! Hohes Haus! Das Strukturverbes­
Scherflein dazu beitragen sollen, dilmit die serungsgesetz wurde ja seinerzeit vom Gesetz­
studierende Jugend jene Maßnahmen vorfin- geber nicht von ungefähr beschlossen, sondern 
dei, die geeignet sind, ihre Ausbildung zu es hat zweifellos eine ganze Reihe von sehr 
gewährleisten. wesentlichen und sachlichen Begründungen 

Wenn wir von Strukturverbesserung für die 
Wirtschaft sprechen, so glaube ich, daß wir 
im vorparlamentarischen Raum, im Rahmen 
des Wirtschafts- und Sozialbeirates, wo die 
Fachleute beisammensitzen, und auch in ande­
ren Gremien, die Ratschläge zwar nicht unbe­
dingt belol,gen, wohl aber berücksichtigen 
sollen. Denn sonst werden Sie diese Fach­
leute eines Tages nicht mehr haben, weil 
sie sagen: Wofür sollen wir uns stunden- und 
tagelang, ja wochen- und monatelang zusam­
mensetzen und alle Anstrengungen unterneh­
men, um Vorschläge zu unterbreiten, wenn 

für sich. Immer mehr Länder haben erkannt, 
daß das Steuerrecht kein Hindernis gegen die 
notwendigen Änderungen in der Unterneh­
mens- und Gesellschaftsform sein darf. In den 
meisten westlichen Ländern bestehen parallele 
Bestimmungen, die es dem einzelnen Unter­
nehmen erlauben, mehr oder weniger abgaben­
neutral in ein neues firmenrechtliches Kleid 
zu schlüpfen, also jene Rechtsform anzuneh­
men, die im Einzelfall die zweckmäßigste ist. 

Wenn der Herr Abgeordnete Teschl als mein 
Vorredner gerade empfohlen hat, man solle 
die Ratschläge der Fachleute auf den einzelnen 
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Gebieten immer überprüfen und auch befol­
gen, so glaube ich, daß gerade auch beim 
Strukturverbesserungsgesetz seinerzeit ein 
solcher Ratschlag mit befolgt wurde. Denn es 
hat auch der Beirat für Wirtschafts- und Sozial­
fragen dieser Entwicklung Rechnung getragen, 
indem er in seinen Vorschlägen zur Kapital­
marktspolitik ausgeführt hat: Es darf als Ziel 
der Steuerpolitik angesehen werden, ökono­
misch-zweckmäßige und erwünschte Anpas­
sungsprozesse im Wirtschaftsleben durch 
steuerliche Bestimmungen sowenig wie mög­
lich zu behindern. Darüber hinaus wird auch 
eine positive Förderung der Anpassungspro­
zesse und der Mobilität des Kapitals gefor­
dert werden können. Soweit seinerzeit auch 
die Vorschläge des Beirates für Wirtschafts­
und Sozialfragen zur Kapitalmarktpolitik. 

Das Strukturverbesserungsgesetz hat eine 
für Osterreich unerhört lebendige Entwicklung 
auf dem Gebiete der Umorganisation von 
Unternehmungen gebracht. Und waren die ein­
zelnen Umgründungen im ersten Jahr der Gel­
tung des Gesetzes wegen der fehlenden Pra­
xis und des Vorliegens vielfachen steuerlichen 
Neulandes noch zaghaft, so hat im Jahre 1970 
eine sicherlich breite Welle von Umgründun­
gen eingesetzt, die allen Berichten aus der 
Wirtschaft zufolge noch keineswegs abge­
schlossen erscheint. 

Ich möchte also sagen, daß das Anlaufen 
des Gesetzes in der Praxis vielleicht mit gewis­
sen Verzögerungseffekten begleitet war und 
daß zweifellos erst die Praxis und die ent­
sprechenden Richtlinien die ganze Frage dieser 
Um gründungen in Bewegung gebracht haben. 

Ich möchte weiters sagen, daß im Vorder­
grund dieser Vorgänge keineswegs die früher 
vielfach von sozialistischer Seite inkriminier­
ten Umwandlungen in Einzelunternehmungen 
oder Personengesellschaften gestanden hat, 
also die Rückbildung von Kapitalgesellschaf­
ten in Einzelfirmen und Personengesellschaf­
ten. Ich werde mir, so weit es möglich ist, 
hier auch noch erlauben, einige Zahlen zu 
bringen. Diese Bildung, diese Rückbildung 
gemäß dem Artikel II stand keineswegs im 
Vordergrund, sondern im Vordergrund stan­
den vielmehr die Fusionen von Kapitalgesell­
schaften - also der Artikel I - und die Ein­
bringungen in Kapitalgesellschaften gemäß 
dem Artikel IH. Sie stehen auch weiterhin 
im Vordergrund. 

Vor allem diese Umgründungsrichtung hat 
sich in vielen Einzelfällen für notwendig er­
wiesen, weil dem stattgefundenen und bevor­
stehenden Wachstum des einzelnen Unterneh­
mens in vielen Fällen die Rechtsform einer 
Kapitalgesellschaft gemäßer ist als jene der 
Einzelfirma oder der Personengesellschaft. 

Ich möchte hier weiter ausführen, daß diese 
Erfahrungstatsache, die allerdings keineswegs 
als Dogma anzusehen ist, vielfach auf organi­
satorische Momente, auf die bessere willens­
mäßige Zusammenfassung einer größeren 
Gruppe bisher vielleicht familienhaft gebun­
dener Gesellschafter darstellt, aber auch die 
finanztechnischen Notwendigkeiten, also die 
Möglichkeiten des Herantretens an den Kapi­
talmarkt, für diese Umgründungsentschlüsse 
vvesentlich mit maßgebend sind. Sicherlich 
spielen auch bei dieser Entscheidung die Fälle 
leichterer Kooperation mit in- und ausländi­
sc.1}en Konkurrenten und Partnern eine sehr 
wesentliche Rolle. 

Ich darf, wie gesagt, daran erinnern, daß 
seinerzeit bei Beschlußfassung des Gesetzes 
im Jänner 1969 vom heutigen Herrn finanz­
minister gerade auch gegen diesen Artikel II 
gewisse Bedenken vorgebracht wurden. Wie 
ich bereits anführen konnte, steht aber dieser 
Artikel II in der Betrachtung der Fälle, die 
von diesem Gesetz Gebrauch gemacht haben, 
keineswegs hier im Vordergrund. Ich glaube, 
daß diese Bedenken, die er damals vorgebracht 
hat, in der Praxis nicht so vordergründig er­
scheinen. Ich möchte es hier gleichzeitig auch 
begrüßen, daß im Gegensatz zur ursprüng­
lichen Regierungsvorlage, wo die Verlänge­
rung des Artikels II nicht vorgesehen war, 
durch die Arbeiten im Unterausschuß und im 
Ausschuß diese Verlängerung auch in der jetzt 
zur Beschiußfassung kommenden Vorlage ein­
gebaut werden konnte. 

Ich möchte nun zu der Frage, wie weit 
man - ich glaube, das dürfte zum Teil auch 
interessant sein - bisher von diesen gesetz­
lichen Möglichkeiten Gebrauch gemacht hat, 
Stellung nehmen. Ich wäre dem Herrn Finanz­
minister sehr dankbar, wenn auch er mir 
konkrete Ziffern bringen könnte. Nach meinen 
Erhebungen bei befreundeten Stellen konnte 
festgestellt werden, daß bisher insgesamt etwa 
in 260 Fällen von den Bestimmungen der 
Artikel I, II und IH des Strukturverbesse­
rungsgesetzes Gebrauch gemacht wurde. Uber 
Fälle des Artikels IV, das sind also die Zu­
sammenschlüsse von Personengesellschaften 
und so weiter, konnte ich keine hinreichenden 
Informationen bekommen. Wenn man diese 
260 Fälle einigermaßen aufteilen könnte, so 
wären nach dem Artikel I, also Verschmel­
zungen von Kapitalgesellschaften, zirka 90 
Fälle zu betrachten, die bereits vom Gesetz 
Gebrauch gemacht haben. Auf den Artikel II, 
das wären die Umwandlungen von Kapital­
gesellschaften in Personengesellschaften und 
Einzelunternehmungen, kämen rund 50 Fälle, 
und auf Artikel IH, die Einbringung in Kapital­
gesellschaften, rund 120 Fälle. 
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Die Informationen über das durch diese Vor­

gänge bewegte Kapital sind selbstverständlich 
auch nicht ganz leicht. Ich habe hier in Er­
fahrung bringen können, daß im Jahre 1969 
im Rahmen von Einbringungen gemäß dem 
ArtikellU, also Einbringung in Kapitalge­
sellschaften, zirka 550 Millionen Schilling an 
neuen Gesellschaftsanteilen beziehungsweise 
an Kapitalerhöhungen neu emittiert wurden. 
Für die Monate Jänner bis April 1970 soll 
sich dieser Betrag bereits auf rund 180 Mil­
lionen Schilling belaufen haben. Ich glaube, 
daß gerade auch in diesem letzten Jahr 1970 
sicherlich die Inanspruchnahme der Bestim­
mungen dieses Gesetzes weiterhin besonders 
im Vordergrund steht, und es ist erfreulich, 
daß nun eine weitere Verlängerung beschlos­
sen werden kann. 

Ich begrüße grundsätzlich, daß die Regie­
rungsvorlage zum Strukturverbesserungsge­
setz in der nun abgeänderten Form vorliegt 
und daß die Wirtschaft aus der Praxis sicher­
lich eine ganze Reihe weiterer Anregungen 
vorgebracht hat, die leider Gottes im Aus­
schuß keine vollständige Berücksichtigung fin­
den konnten. Infolge der Kürze der Zeit 
möchte ich es mir ersparen, auf diese Wünsche 
hier nochmals zurückzukommen, möchte aber 
ausdrücklich auch im Hohen Plenum nochmals 
auf den Abänderungsantrag verweisen, den 
unser Abgeordneter Dr. Neuner im Ausschuß 
eingebracht hat. Damit will ich deponieren, 
daß ich glaube, daß zu gegebener Zeit auf 
diese Wünsche noch eingegangen werden soll. 

Zum Abänderungsantrag der Abgeordneten 
Broesigke und Teschi möchte ich nur feststel­
len, daß wir demselben zweifellos zustimmen 
werden, denn dieser Abänderungsantrag zeigt 
mehr oder weniger, daß doch im Ausschuß 
beziehungsweise bei der Einigung der Frei­
heitlichen Partei mit den Sozialisten diese 
Fragen vielleicht etwas zu sehr im Husch­
Husch-Verfahren behandelt wurden. Es ist 
daher jetzt notwendig, diese kleine Berichti­
gung, die nur formeller Art ist, hier mitzu­
beschließen. Wir werden also diesem Abände­
rungsantrag unsere Zustimmung geben. 

Ich bedaure schließlich auch, daß wir im 
§ 11 Abs. 1 beim Zusammenschluß zu Per­
sonengesellschaften diese kleine Ergänzung 
der Teilbetriebe nicht mehr unterbringen 
konnten, zumal die Frage der Teilbetriebe 
bei den Kapitalgesellschaften schon von vorn­
herein im Gesetz erledigt war. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Wir begrüßen, wie gesagt, die nunmehr zu 
beschließende Verlängerung dieses Gesetzes. 
Die Wirtschaft bedauert aber, daß die Ver­
längerung nicht unbefristet beschlossen wer-

den kann. Dieses Gesetz wurde seinerzeit in 
erster Linie wegen des Sammelns von Erfah­
rungen und sicherlich auch wegen der Ab­
sicht, eine gewisse Beschleunigung für die 
Umbildungen zu bewirken, befristet beschlos­
sen. Ich glaube aber, daß die Erfahrungen 
heute so weit gesammelt sind, daß es möglich 
sein sollte, dieses Gesetz auch unbefristet zu 
beschließen. Das war im Ausschuß aber nicht 
durchsetzbar, wir werden daher notgedrungen 
selbstverständlich auch der befristeten Ver­
längerung unsere Zustimmung geben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn ich aber doch vielleicht noch ganz kurz 
zum Abschluß zurückblenden darf, dann 
möchte ich darauf hinweisen, daß seinerzeit 
im Jänner 1969 von der damaligen großen 
Oppositionspartei gerade der Titel dieses Ge­
setzes, nämlich Strukturverbesserungsgesetz, 
besonders unter Beschuß genommen wurde. 
Vom heutigen Herrn Finanzminister, damals 
noch Abgeordneter, wurde diese Bezeichnung 
als "Pisanische" Propagandakulisse kritisiert. 
Ich kann daher heute meiner Freude Aus­
druck verleihen, daß in der Zwischenzeit in 
den Kreisen der Sozialisten anscheinend doch 
ein Auffassungswandel vor sich gegangen ist, 
denn der Titel des Gesetzes stand bei der 
Behandlung in den Ausschüssen überhaupt 
nicht mehr in Frage, und auch die Regierungs­
vorlage hat keine Änderung im Titel des 
Gesetzes vorgesehen. Ich glaube also, daß 
dieser Titel doch sehr passend war. Wenn ich 
aus den stenographischen Protokollen den von 
den Sozialisten damals vorgeschlagenen 
Ersatztitel wie Umwandlungssteuergesetz ent­
nehmen konnte, so möchte ich bemerken: 
Wenn man schon umgetauft hätte, dann hätte 
man vielleicht Umwandlungsförderungsgesetz 

. sagen müssen, denn gerade die Steuer soll ja 
sozusagen nicht eingehoben werden oder, 
sagen wir, die Umwandlungen nicht mehr ver­
hindern. (Abg. Se k an i n a: Kollege Gorionl 
Sie haben Ihr Leistungssoll bereits erfüllt!) 
Kollege Sekanina, ich komme schon ganz zum 
Ende, ich wäre sowieso schon zum Ende ge­
kommen. Ich glaube aber doch, daß es bei 
diesem Gesetz notwendig ist, darauf hinzu­
weisen - und ich habe ja gesagt, ich freue 
mich darüber -, daß diesbezüglich heute kein 
Streit mehr vorhanden ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Wirtschaft würde gerne auch von der 
neuen Regierung noch weitere strukturver­
bessernde Initiativen erwarten, wobei ich 
Ihnen versichern darf, daß bei allen solchen 
strukturverbessernden Maßnahmen unserer­
seits die Taufe oder die Namensgebung sol­
cher neuer Maßnahmen nie Gegenstand be­
sonderer Streitereien sein wird. Ich danke 
schön. (Beifall bei der OVP.) 
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Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie- den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge- nommen. Damit ist die zweite Lesung beendet. 
schlossen. Der Herr Berichterstatter bittet um 
das Schlußwort. 

Berichterstatter Nittel (Schlußwort): Hohes 
Haus! Dem gestellten Abänderungsantrag trete 
ich bei. 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen nun­
mehr zur Ab s tim m u n g, die ich über 
jeden der beiden Gesetzentwürfe getrennt vor­
nehmen werde. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über 
den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Strukturverbesserungsgesetz abgeändert 
wird. 

Es liegt ein Abänderungsantrag vor, ich 
werde daher getrennt abstimmen lassen. 

Zu Artikel I bis einschließlich Ziffer 1 liegt 
kein Abänderungsantrag vor. Ich bitte jene 
Damen und Herren, die diesem Teil des Ge­
setzentwurfes in der Fassung des Ausschuß­
berichtes ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. 

Zu Ziffer 2 liegt ein Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Teschl, Broesigke und Ge­
nossen vor. Ich lasse zunächst über die Ziffer 2 
in der Fassung dieses Abänderungsantrages 
abstimmen und bitte jene Damen und Herren, 
die der Ziffer 2 in der Fassung dieses Abände­
rungsantrages zustimmen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. Damit 
erübrigt sich eine Abstimmung über die Zif­
fer 2 in der Fassung des Ausschußberichtes. 

Zu den Ziffern 3 bis einschließlich 6 liegen 
keine Abänderungsanträge vor. Ich bitte daher 
jene Damen und Herren, die diesem Teil des 
Gesetzentwurfes in der Fassung des Ausschuß­
berichtes ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. 

Zur Ziffer 7 liegt ein Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Teschl, Dr. Broesigke und 
Genossen vor. Ich lasse wiederum zunächst 
über Ziffer 7 in der Fassung dieses Abände­
rungsantrages abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Ein­
stimmig angenommen. Damit erübrigt sich 
wiederum eine Abstimmung über Ziffer 7 in 
der Fassung des Ausschußberichtes. 

Zu dem restlichen Teil des Gesetzentwurfes 
liegen keine Abänderungsanträge vor. Ich bitte 
daher jene Damen und Herren, die dem rest­
lichen Teil des Gesetzentwurfes samt Titel 
und Eingang in der Fassung des Ausschuß­
berichtes ihre Zustimmung erteilen, sich von 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. Ich bitte somit jene Damen 
und Herren, die dem vorliegenden Gesetz­
entwurf auch in dritter Lesung ihre Zustim­
mung erteilen, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Ich stelle die Ein s tim m i g k e i t 
fest, der Gesetzentwurf ist somit auch in 
dritter Lesung an gen 0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Gesetzentwurf, mit dem die Geltungs­
dauer des Bundesgesetzes vom 6. Juli 1966 
über steuerliche Maßnahmen bei der Kapital­
erhöhung aus Gesellschaftsmitteln verlängert 
wird. Ich bitte jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel 
und Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. Ich bitte somit jene Damen 
und Herren, die dem vorliegenden Gesetz­
entwurf auch in dritter Lesung ihre Zustim­
mung erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. 
- Ich stelle die Ein s tim m i g k e i t fest. 
Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n gen 0 m m e n. 

11. Punkt: Bericht des Zollausschusses über 
die Regierungsvorlage (217 der Beilagen): 
Bundesgesetz über die Erhebung einer Aus­
gleichsabgabe anläßlich der Einfuhr bestimm­
ter Waren aus der Europäischen Freihandels­
assoziation (EFTA-Ausgleidlsabgabegesetz) 

(277 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
11. Punkt der Tagesordnung: EFTA-Aus­
gleichsabgabegesetz. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Neuner. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter DDr. Neuner: Die Europä­
ische Freihandelsassoziation ist seit Jahren 
um eine Lösung des Problems der Preis­
disparitäten bei agrarischen Rohstoffen be­
müht, das dadurch entstanden ist, daß ver­
schiedene landwirtschaftliche Erzeugnisse vom 
Zollabbau in der EFT A ausgenommen, ge­
wisse aus solchen Erzeugnissen hergestellte 
Waren dem Zollabbau aber unterworfen sind. 

Die Minister der EFT A-Staaten sind nun 
übereingekommen, daß Osterreich als Ersatz 
für den am 31. Dezember 1970 auslaufenden 
Zollschutz für bestimmte Zuckerwaren, Schoko­
lade und feine Backwaren ab 1. Jänner 1971 
Ausgleichsabgaben erheben kann, um die 
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DDr. Neuner 
Preis disparitäten für die landwirtschaftlichen i Zölle finden nur auf Waren Anwendung, die 
Vormaterialien auszugleichen. aus den Gebieten der Vertragsparteien dieses 

Der vorliegende Gesetzentwurf soll der 
innerstaatlichen Durchführung dieser EFT A­
Vereinbarung dienen. 

Abkommens oder aus den von Osterreich 
meistbegünstigten Staaten stammen. Der vor­
liegende Gesetzentwurf hat die Beseitigung 
dieser Differenzierung auf der Basis der 

Der Zollausschuß hat den erwähnten Gesetz- Gegenseitigkeit zum Ziele, da es eines der 
entwurf in seiner Sitzung vom 14. Dezember 
1970 in Anwesenheit der Bundesminister Dok­
tor Androsch und Dr. Staribacher der Vorbe-

wesentlichsten Ziele der internationalen Ent­
wicklungspolitik ist, die unterschiedliche Be­
handlung der Entwicklungsländer zu beseiti­

ratung unterzogen. Bei der Abstimmung wurde gen. Diese Regelung liegt auch im handels­
der Gesetzentwurf mit Stimmeneinhelligkeit politischen Interesse Osterreichs, da eine In­
angenommen. tensivierung der österreichischen Exporte in 

Der Zollausschuß stellt somit durch mich diese Staaten zu erwarten ist. 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem Der Zollausschuß hat den erwähnten Gesetz­
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz- entwurf in seiner Sitzung am 14. Dezember 
entwurf, 217 der Beilagen, die verfassungs- 1970 in Anwesenheit der Bundesminister Dok­
mäßige Zustimmung erteilen. tor Androsch und .Dr. Staribacher der Vorbe-

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, ratung unterzogen. Bei der Abstimmung wurde 
beantrage ich, General- und Spezial debatte der Gesetzentwurf mit Stimmeneinhelligkeit 
unter einem abzuführen. angenommen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen liegen 
keine vor. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s t i m-
mungo 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange-
nommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in der dritten 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die Ei n­
s tim m i g k e i t fest. Der Gesetzentwurf ist 
somit auch in dritter Lesung an gen 0 m­
men. 

12: Punkt: Bericht des Zollausschusses über 
die Regierungsvorlage (183 der Beilagen): 
Bundesgesetz über zollrechtliche Maßnahmen 
gegenüber Staaten, Gebieten und Gebietstei­
len, auf die die Bestimmungen des GATT 
nicht angewendet werden (278 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
12. Punkt der Tagesordnung: Zollrechtliche 
Maßnahmen gegenüber Staaten, Gebieten und 
Gebietsteilen, auf die die Bestimmungen des 
GA TT nicht angewendet werden. 

Der Zollausschuß stellt somit durch mich 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (183 der Beilgagen) die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, beantrage ich, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. 

Wir gelangen nunmehr zur 
mungo 

Ab s t i m-

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein­
wand. Ich bitte jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit­
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
Ein s tim m i g k e i t fest. Der Gesetzent­
wurf ist somit auch in dritter Lesung an g e­
nommen. 

13. Punkt: Bericht des Zollausschusses über 
die Regierungsvorlage (255 der Beilagen) : 
Konvention vom 15. Dezember 1950 über den 
Zollwert von Waren einschließlidt ihrer An­
lagen I bis IH, in der durch die Empfehlung 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete des Rates für die Zusammenarbeit auf dem 
Ing. Hobl. Ich bitte um den Bericht. Gebiete des Zollwesens vom 1. Juni 1961 

Berichterstatter lng. Hobl: Herr Präsident! betreffend die Änderung der Konvention über 
Hohes Haus! Die im Rahmen des GATT seitens den Zollwert von Waren geänderten Fassung 
Osterreichs ermäßigten oder aufgehobenen (279 der Beilagen) 
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Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum: Dieser Staatsvertrag ist im Sinne des Art. 50 
13. Punkt der Tagesordnung: Konvention vom lAbs. 2 B-VG durch Erlassung von Gesetzen 
15. Dezember 1950 über den Zollwert von I zu erfüllen. 
Waren. Sofern eine Debatte gewünscht wird, bin 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Stohs. ich beauftragt, zu beantragen, General- und 
Ich bitte um den Bereicht. Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Berichterstatter Stohs: Der Hauptzweck der Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
Konvention über den Zollwert von Waren gemeldet. 
und der ihren Bestandteil bildenden Brüsseler 
Begriffsbestimmung des Zollwertes liegt darin, 
durch eine möglichst einheitliche Bewertung 
der Waren für Zollzwecke den internationalen 
Handel sowie internationale Zolltarifverhand-
lungen zu erleichtern. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstim-
mungo 

Zuerst lasse ich über die Konvention selbst 
abstimmen und bitte jene Damen und Herren, 
die dem Antrag des Berichterstatters beitreten, 
der gegenständlichen Konvention samt An-

Die vorliegende Konvention ist gesetzän- lagen die Genehmigung zu erteilen, sich von 
dernd und darf daher nur mit Genehmigung den Sitzen zu erheben. - Ein s tim m i g 
des Nationalrates gemäß Art. 50 B-VG abge- an gen 0 m m e n. 
schlossen werden. 

Der Konvention sind drei Anlagen ange­
schlossen. In der Anlage I ist die Begriffs­
bestimmung des Zollwertes enthalten, die An­
lage II enthält Erläuternde Anmerkungen hie­
zu, während die Anlage III ein Sonderproto­
kolI über die vorübergehende Beibehaltung 
bestimmter abweichender Bewertungsnormen 
für pharmazeutische und kosmetische Artikel 
enthält. 

Der Zollausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
14. Dezember 1970 in Anwesenheit der Bun­
desminister Dr. Androsch und Dr. Staribacher 
in Verhandlung gezogen. In der Debatte er­
griffen außer dem Berichterstatter der Abge­
ordnete Lanc sowie der Bundesminister Dok­
tor Androsch das Wort. 

Ich lasse nunmehr über den Antrag des 
Ausschusses abstimmen, festzulegen, daß der 
gegenständliche Staatsvertrag im Sinne des 
Artikels 50 Abs. 2 B-VG durch Erlassung 
von Gesetzen zu erfüllen ist. 

Ich. bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Ein s tim m i g an gen 0 m­
men. 

14. Punkt: Bericht des Zollausschusses über 
die Regierungsvorlage (256 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Wertzollgesetz 

1055 geändert wird (280 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
14. Punkt der Tagesordnung: Änderung des 
VI ertzoHgesetzes 1955. 

Der Ausschuß hat einstimmig beschlossen, Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
dem Hohen Hause die Genehmigung der Kon- GrtneT. Ich bitte um den Bericht. 
vention zu empfehlen. 

Der Zollausschuß ist der Meinung, daß in 
diesem Falle die Erlassung eines Bundes­
gesetzes - im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG 
in der geltenden Fassung - zur Uberführung 
dieses Vertragsinhaltes in die innerstaatliche 
Rechtsordnung notwendig ist. 

Der Zollausschuß stellt somit den A n­
t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Konvention vom 15. Dezember 1950 
über den Zollwert von Waren einschließlich 
ihrer Anlagen I bis IH, in der durch die 
Empfehlung des Rates für die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiete des Zollwesens vom 7. Juni 
1967 betreffend die Änderung der Konvention 
über den Zollwert von Waren geänderten 
Fassung samt den Anlagen (255 der Beilagen), 
wird die verfassungsmäßige Genehmigung 
erteilt. 

Berichterstatter Ortner: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Die Konvention über den Zoll­
wert von Waren in der Fassung der Empfeh­
lung des Rates für die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiete des Zollwesens vom 7. Juni 1967 
wurde dem Nationalrat gleichzeitig mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf vorgelegt. Im vor­
liegenden Fall soll die spezielle Transforma­
tion dieses Staatsvertrages gemäß Artikel 50 
Abs. 2 B-VG herbeigeführt werden. Als Trans­
formationsgesetz wäre hiebe i das Wertzoll­
gesetz 1955 in der Fassung des gegenständ­
lichen Entwurfes anzusehen. 

Es ergibt sich daher die Notwendigkeit, den 
Wortlaut der Bestimmungen des Wertzollge­
setzes 1955 der neuen Fassung der Brüsseler 
Begriffsbestimmung des Zollwertes anzupas­
sen. Dies ist der wesentlichste Zweck dieses 
Gesetzentwurfes. 
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Ortner 
Ein weiterer Zweck ist die Anpassung der 

wertzollrechtlichen Bestimmungen an die Ent­
wicklungen des Zollrechtes, die seit dem Jahre 
1955 eingetreten sind. 

Der Zollausschuß hat den erwähnten Gesetz­
entwurf in seiner Sitzung am 14. Dezember 
1910 in Anwesenheit der Bundesminister Dok­
tor Androsch und Dr. Staribacher der Vorbe­
ratung unterzogen. 

Nach einer Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten DDr. König 
und Dr. Hauser sowie der Bundesminister für 
Finanzen Dr. Androsch beteiligten, wurde der 
Gesetzentwurf mit Stimmeneinhelligkeit ange-
nommen. 

Berichterstatterin Maria Metzker: Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf wird der Forderung der Wirt­
schaft nach Vereinfachung der Lohnverrech­
nung und der Forderung nach Verwaltungs­
vereinfachung bei der Betragseinhebung (Ver­
rechnung und Kontrolle) insofern entsprochen, 
als durch Anpassung der Höchstbeitragsgrund­
lage für die Wohnungsbeihilfe an die Höchst­
beitragsgrundlage, wie sie mit der 25. ASVG­
Novelle für die Krankenversicherung vorge­
sehen ist, auf diesen Gebieten einheitliche 
Beitragsgrundlagen geschaffen werden. 

Darüber hinaus wird mit dem Gesetzent­
wurf eine den Uberschuß des Beitragsaufkom­
mens zur Wohnungsbeihilfe betreffende Son-

Der Zollausschuß stellt somit durch mich derregelung für das Jahr 1911 getroffen. 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz­
entwurf (256 der Beilagen) die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bin ich ermächtigt, zu beantragen, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. 

Wir gelangen somit zur Ab s tim m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
Ein s tim m i g k e i t fest. Der Gesetzent­
wurf ist somit auch in dritter Lesung a n g e­
no m m e n. 

15. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (206 
der BeHagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über Wohnungsbeihilfen geän­
d-ert und für das Geschäftsjahr 1911 eine Son­
derregelung getroffen wird (273 der Beilagen) 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
die Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
14. Dezember 1910 der Vorberatung unter­
zogen. Nach einer Debatte, an der sich außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Doktor 
Hauser, Melter, Dr. Kohlmaier und Preußler 
sowie der Vizekanzler und Bundesminister für 
soziale Verwaltung Ing. Häuser beteiligten, 
wurde die Regierungsvorlage mehrstimmig an­
genommen. 

Ein Ab änderungs antrag der Abgeordneten 
Dr. Hauser und Genossen fand im Ausschuß 
keine Mehrheit. 

Ferner nahm der Ausschuß die dem Aus­
schußbericht beigedruckte, von den Abgeord­
neten Melter, Preußler, Dr. Kohlmaier und 
Genossen beantragte E nt s chI i e ß u n g 
einstimmig an. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt 
der Ausschuß für soziale Verwaltung 
mich den An t rag, der Nationalrat 

somit 
durch 
wolle 

1. dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (206 der Beilagen) die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen, 

2. die dem Ausschußbericht beigedruckte 
Entschließung annehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bin ich ermächtigt, die Durchführung von 
General- und Spezialdebatte unter einem zu 
beantragen. 

Präsident Dr. Maleta: Die Frau Berichter­
statterin beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem vorzunehmen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet ist der Abgeordnete Dr. Hauser. 
Ich erteile es ihm. 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
15. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über Wohnungsbei­
hilfen geändert und für das Geschäftsjahr 1971 
eine Sonderregelung getroffen wird. Abgeordneter 'Dr. Hauser (DVP) : Herr 

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Präsident! Hohes Haus! Die Frau Berichterstat-
Maria Metzker. Ich bitte um den Bericht. terin hat soeben erwähnt, daß im Ausschuß 
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ein Antrag, den meine Fraktion eingebracht 
hatte, nicht die nötige Mehrheit fand. Wir 
bringen diesen An t rag neuerlich, und zwar 
hier im Plenum, ein. Ich darf ihn verlesen, 
er lautet: 

Im Artikel I Ziffer 1 ist im § 12 Abs. 1 
die Zahl ,,0,45" durch die Zahl ,,0,35" zu 
ersetzen. 

Um klarzulegen, was damit gemeint ist, 
darf ich nun kurz .einige Ausführungen 
machen. 

Sie erinnern sich daran, daß das Wohnungs­
beihilfengesetz im Jahr 1951 erlassen wurde, 
und zwar damals im Zusammenhang mit einem 
Lohn-Preis-Abkommen, im Zuge dessen da­
mals erstmalig und kräftig auch die Mieten 
in Osterreich gesetzlich verändert wurden. 
Damals wurde statt des Groschenbetrages pro 
Friedenskrone 1 S pro Friedenskrone einge­
führt. 

Als Ausgleich für den damals gestiegenen 
Mietaufwand hat man die Wohnungsbeihilfen 
eingeführt, bei denen der Dienstgeber be­
kanntlich 30 S pro Monat direkt an seine 
Arbeitnehmer zahlt. Andererseits mußten die 
Dienstgeber durch einen besonderen Beitrags­
prozentsatz, der von der Beitragsgrundlage 
der Krankenversicherung abgeleitet war, dazu 
beitragen, daß die Sozialversicherungsträger 
und die Arbeitslosenversicherung ebenfalls 
instandgesetzt wurden, an ihre Leistungs­
empfänger Wohnungsbeihilfen zu zahlen. 

Man muß sich nun einmal bewußt machen, 
daß allein schon diese damalige Konstruktion 
gewisse Ungereimtheiten in unserem System 
des Lohnes und auch der Pensionen sowie der 
Leistungen aus den Krankenversicherungen 
bedeutet hat. Denn wir stehen dou"'1 in einer 
freiheitlichen Gesellschaft wohl auf dem 
Standpunkt, daß es Sache des einzelnen sei, 
seinen Lohn so zu verwenden, wie er es rich­
tig findet. Wir stehen sicherlich auch auf dem 
Standpunkt, daß der Lohn ausreichend sein 
muß, um alle Lebensbedürfnisse zu befriedi­
gen. 

Mit der Methode, für eine bestimmte Art 
eines Lebensbedürfnisses eine Sonderver­
gütung zu zahlen, nämlich für den gestiegenen 
Mietaufwand eine Wohnungsbeihilfe zu lei­
sten, kommt gewissermaßen ein neues Ele­
ment in unsere Sozialordnung. 

Innerhalb der Sozialversicherungsleistungen 
an Wohnungsbeihilfe kommt noch als störend 
hinzu, daß es ausschließlich die Dienstgeber 
sind, die durch diesen Beitragsprozentsatz für 
die Finanzierung der Wohnungsbeihilfen im 
Bereich der Sozialversicherung sorgen müssen. 
Das ist unter den Aspekten des Lohn- und 

Preis abkommens in der Zeit um 1951 als Maß­
nahme vielleicht verständlich gewesen. Ob das 
aber immer so bleiben soll, ist sicherlich eine 
zulässige Frage. 

Wir kommen in unserer Lohnpolitik ja 
nicht auf die Idee, etwa für besondere Bedürf­
nisse des kulturellen Bereiches oder der Be­
kleidung eigene Zulagen zu erfinden. Gott sei 
Dank kommen wir nicht auf solche Ideenl 

Aber in gewissen anderen Bereichen unserer 
Lohnpolitik haben wir - sicherlich zutref­
fend - eine solche Beihilfenpolitik betrieben, 
nämlich dort, wo es eben keine allgemeinen, 
auf jeden zutreffenden Bedürfnislagen sind 
wie etwa bei der Kinderbeihilfe. Dort kann 
man nur in Form von Beihilfen ausgleichend 
eingreifen. Auf dem Gebiete des Wohnungs­
bedürfnisses, das jedermann trifft, ist das aber 
sicherlich nicht möglich. 

Insofern können wir, wie ich glaube, sagen, 
daß dieses Wohnungsbeihilfengesetz eine 
überholte Konstruktion unserer Sozialord­
nung ist. Deswegen ist es auch richtig, daß 
wir mit einer Entschließung, die wir im Aus­
schuß gemeinsam ge faßt haben, darangehen 
wollen, dieses System vielleicht abzubauen. 

Bezüglich dieser Frage darf ich doch noch 
auf folgende Ungereimtheiten verweisen, die 
sich im jetzigen Wohnungsbeihilfengesetz fin­
den. Wir leisten unverändert 30 S - das ist 
ein absoluter Schillingbetrag - zu den jewei­
ligen Löhnen. Die Löhne steigen in einer 
wachsenden Wirtschaft ständig. Damit wird 
dieser Lohnnebenbestandteil von 30 S gewis­
sermaßen degressiv. 

Während es beim Wohnungsaufwand, der 
natürlich auch nach 1951 anstieg, die Dienst­
nehmer als natürlich hinnahmen, daß sie aus 
den steigenden Löhnen diese zusätzlichen 
wachsenden Kosten des Wohnungsaufwandes 
eben zu tragen haben, blieb der 30 S-Posten 
aus dem Jahre 1951 gewissermaßen justament 
stehen. Wir stehen also eigentlich, wenn wir 
eine gesamthafte Betrachtung vornehmen, 
ohnedies schon knapp an der Rückkehr­
schwelle zur Normalsituation. Nur in bezug 
auf diese Wohnungsbeihilfe von 30 S, die ja, 
auf die Lohnsumme eines Dienstnehmers von 
heute umgelegt, weit weniger als 1 Prozent 
ausmachen mag, herrscht noch ein gewisser 
Atavismus. 

Anders liegen aber die Dinge im Bereich 
der Sozialversicherung. Dort haben wir näm­
lich diesen prozentuellen Beitragssatz für die 
Dienstgeberseite. Der prozentuelle Beitrags­
satz bedeutet dynamisch wachsende Einnah­
men aus diesem Titel, da die Beitragsgrund­
lagen in der Sozialversicherung steigen, wenn 
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sie auch mit einem gewissen Höchstbeitrags­
satz plafondiert waren. 

Aber da die Leistungen der Sozialversiche­
rungsträger und der Arbeitslosenversiche­
rungsträger ihrerseits auch wieder in abso­
luten Beträgen ausgedrückt waren, nämlich in 
30 S oder 1 S pro Tag, bedeutet das zwangs­
läufig, daß im Bereich der Sozialversicherung 
dynamischen Einnahmen gleichbleibende, 
jedenfalls in bezug auf die einzelnen Dienst­
nehmer und Leistungsempfänger, Ausgaben 
gegenüberstehen. Dadurch mußten zwangs­
läufig Uberschüsse entstehen. Seit 1964 ist 
man nun - wie Sie alle wissen - immer 
wieder darangegangen, diese Uberschüsse 
durch Sondergesetze dem Bund zu überweisen. 
Die Beträge, um die es dabei geht, sind an 
sich recht beachtlich, wenn man ihre Summe 
bedenkt, und belaufen sich pro Jahr immer 
bei etwa 85 bis 91 Millionen Schilling. die 
jeweils im Einzelfalle dem Budget inkameriert 
wurden. 

An dieser Tatsache hat sich zumindest ab 
dem Jahr 1966 die Opposition zu stören be­
gonnen. Ich darf hier den Kollegen Melter 
von der Freiheitlichen Partei zitieren, der am 
1. März 1968 etwa gesagt hat: "Heute soll 
nun ein Ertrag aus dem Wohnungsbeihilfen­
gesetz, also eine Abgabe für soziale Zwecke, 
dafür verwendet werden, dem Herrn Finanz­
minister die Bedeckung seiner Kassenabgänge 
etwas zu erleichtern. Wir Freiheitlichen sind 
der Auffassung, daß es keineswegs angängig 
ist, eine Sozialabgabe schließlich als Steuer 
zu kassieren ... " 

In ähnlicher Weise hat sich der Herr 
Abgeordnete Horr am 4. Dezember 1969 
gleichfalls über diese sondergesetzlichen Maß­
nahmen alteriert. 

Heute, wo wieder ein gleiches Sondergesetz 
vorliegt, schweigen die damaligen Oppositio­
nellen und beschließen das Gesetz. Die heu­
tige Opposition rügt nach wie vor diese 
Inkamerierung. Nun kann man sich die Sache 
leichtrnachen. Sie könnten mir erwidern: Na 
ja, warum reden Sie heute als Opposition so, 
warum haben Sie seinerzeit trotzdem auch 
solche Budgetgesetze vorgelegt? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich glaube aber doch, daß es Gründe gibt, 
warum man jetzt die Dinge denn doch anders 
sehen sollte. Zunächst einmal wird dieses 
Gesetz ja etwas ändern, nämlich den Bei­
tragsprozentsatz. Bis jetzt blieb es immer bei 
dem Beitragsprozentsatz von 0,15 Prozent; es 
war allerdings auch bei der Höchstbeitrags­
grundlage geblieben, die seinerzeit für diese 
Zwecke galt. 

Nun geht man aus Gründen der Lohnver­
rechnungsvereinfachung an die Obergrenze 
der Krankenversidlerung und senkt zu die­
sem Zweck sicherlich den Prozentsatz; aller­
dings nicht so weit, daß nicht neuerlich ein 
Körberlgeld für den Finanzminister ent­
stünde. Wenn man aber nun schon den Pro­
zentsatz, der seinerzeit auf die Deckung des 
Wohnungsaufwandes für die Sozialversiche­
rung und Arbeitslosenversicherung abgezielt 
hat, überhöht festgesetzt haben sollte - und 
das hat die Vergangenheit erwiesen -, und 
man nun zur Reduzierung dieses Prozent­
satzes kommt, dann wäre es doch wohl bei 
einem solchen Anlaß vertretbar, den richtig 
gesenkten Prozentsatz in Kraft zu setzen, der 
verhindern soll, daß weitere zusätzliche Ein­
nahmen entstehen. 

Ich möchte meinen, daß das auch in der 
jetzigen Phase der Wirtschaft nicht ganz unbe­
achtlich ist. Vorher hat gerade Kollege Teschl 
Ausführungen in der Richtung gemacht. Wir 
wissen alle, daß wir vor einer kritischen Phase 
der wirtschaftlichen Entwicklung stehen. Im 
nächsten Jahr drohen der Wirtschaft ganz ein­
fach Kostensteigerungen, die unvermeidlich 
auf uns zukommen werden. Maßnahmen, die 
die Regierung setzen könnte, um in irgend­
einer Weise dämpfend einzuwirken, sollten 
getroffen werden. Wir werfen ohnedies dieser 
Regierung in unseren Debattenbeiträgen vor, 
daß sie das diesjährige Budget nicht dazu 
benützt, um hier notwendige Dämpfungen 
hervorzurufen. 

Ein kleiner Beitrag könnte etwa in diesem 
so reduzierten Beitragsprozentsatz bestehen, 
daß man diese Uberschüsse nicht mehr erzielt. 
In der Wirtschaft geht es um jedes Prozent 
an Kostenbelastung, auch um ein halbes Pro­
zent, wenn es sein muß. Wenn die Lohnwelle 
des heurigen Herbstes, über die wir schon 
zum Teil alle verhandelt haben, doch Größen­
ordnungen von 8 und mehr Prozent aufweist, 
so weiß ich nicht, ob nicht überhaupt schon 
bei der vermutlichen Kosteneinnahme in die­
sem Gesetz ein Fehler passiert ist. Ich weiß 
nicht, ob die Regierung mit jener Lohnwelle 
gerechnet hat, die jetzt de facto in diesem 
Herbst über die Bühne gegangen ist. Aus die­
sem Grund ist wahrscheinlich der Verdacht 
schon berechtigt, daß es sich um weit mehr 
Einnahmen handeln wird, als hier in der Vor­
lage angenommen ist. 

Ich glaube jedenfalls, daß man eben in die­
ser wirtschaftlichen Situation durch die vor­
geschlagene Senkung des Prozentsatzes eine 
kleine weitere Kostenbefreiung für die Dienst­
geber hervorrufen könnte. Es ist nur etwa 
ein drittel Prozent eines Teiles der Gesamt­
lohnsumme. Aber in einer solchen doch infla-
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tionär bedrohten Wirtschaft wäre jedes Pro­
zentchen wichtig. 

Deshalb bitten wir heute um Ihre Zustim­
mung zu einer solchen Senkung. Sie beträgt 
von 0,75 Prozent - laut Vorlage 0,45 Pro­
zent - 0,35 Prozent. Das ist bestimmt kein 
Riesengewinn, aber es wäre eine kleine Hilfe 
auf diesem Gebiet und würde, der Zielsetzung 
des Gesetzes entsprechend, durchaus genügen. 

Dem Entschließungsantrag werden wir 
selbstverständlich zustimmen. Ich darf nur 
meiner persönlichen Meinung Ausdruck 
geben: Die Textierung ist uns vielleicht nicht 
ganz glücklich gelungen, denn ic..~ lese dort 
nur unwillig davon, daß wir zwar das Woh­
nungsbeihiIfengesetz abschaffen wollen, aber 
"die Frage eines Ersatzes" für die entfallende 
vVohnungsbeihilfe zu klären haben. Das kann 
natürlich nur so gemeint sein, daß es in die 
Grundentlohnung und in die Grundpension 
einzubauen sein wird und daß das vielleicht 
gar nicht so leicht sein wird, wie wir es uns 
bei der Entschließung vorstellen. Auf das 
möchte ich schon hinweisen. 

Im Prinzip aber würde die Beseitigung die­
ses Gesetzes sid:!erlich zu begrüßen sein, weil 
dann wieder jene Normalsituation hergestellt 
wäre, die es in einer freiheitlichen Gesell­
schaft geben soll: den Lohn, die Pension und 
jene Leistungen, die man für die Sicherung 
seiner Lebensbedürfnisse zu erhalten hat, soll 
man selbst verwenden können, und es soll 
sozusagen durch Zerlegung dieser Einkom­
menswerte in bestimmte Fassonen nicht der 
Eindruck erweckt werden, als ob der Staats­
bürger unmündig sei. Er soll sich aus einem 
ausreichenden Lohn, der einheitlich gebührt, 
seine Lebensbedürfnisse befriedigen können. 

Die Umstellung des Wohnungsbeihilfe!l­
gesetzes, seine Abschaffung und seine Ein­
gliederung in die Normalentlohnung wird 
uns - wenn wir es ernsthaft betreiben wol­
len - gelingen, und dann wird es wieder eine 
Normalsituation auf dem Gebiete von Lohn 
und Preis in Osterreich geben. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Antrag der Ab­
geordneten Dr. Hauser und Genossen ist 
genügend unterstützt und steht daher mit in 
Verhandlung. 

Zum Vl,T ort gemeldet ist der Abgeordnete 
Melter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Melter (FPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Seit 
1964 gibt es Sonderregelungen zum Woh­

Vlir Freiheitlichen und insbesondere ich 
haben immer gegen diese Vorgangsweise Stel­
lung genommen. Wir wenden uns auch heute 
wieder dagegen, ziehen allerdings dadurch, 
duß sich in der GesamteinsteIlung sowohl der 
sozialistisdlen Fraktion als auch der OVP­
Fraktion wesentlid:!es geändert hat, nun eine 
andere Konsequenz. 

Der Abgeordnete Dr. Hauser, der soeben 
den Standpunkt der avp zu diesem Gesetz 
dargelegt hat, hat sehr begründet darauf hin­
gewiesen, daß dieses Gesetz heutzutage sehr 
viele Ungereimtheiten beinhaltet und daß die 
Konstruktion jedenfalls überholt sei. Das 
ergibt sich schon allein aus der Tatsache, daß 
seit 1961 der Wohnungs aufwand insgesamt 
ganz gewaltig angestiegen ist und daß in 
Einzelfällen mit den steigenden Wohnungs­
kosten und mit den steigenden Baukosten die 
Mieten gewaltig angehoben werden mußten, 
um auch kostendeckend zu sein. Das Verhält­
nis von 30 S zum tatsächlichen Wohnungsauf~ 
'lvand ist also immer ungünstiger geworden. 

Die Beurteilung des Wohnungsbeihilfen­
gesetzes schien bis vor kurzem im Sinne der 
Stellungnahme der Freiheitlichen immer aus­
sid1tslos zu sein. Ich muß in Erinnerung rufen, 
daß nach meiner letzten, und zwar der vierten 
Stellungnahme, seit ich in diesem Hohen 
Hause bin, die Frau Sozialminister Rehor die 
Forderung auf Beseitigung dieses Gesetzes mit 
dem Hinweis darauf abgetan hat, diese Frage 
müsse den Sozialpartnern überantwortet wer­
den, die 1951 die Schaffung dieses Gesetzes 
im Zusammenhang mit den Lohn- und Preis­
übereinkommen gefordert haben. 

Den Ausführungen des Abgeordneten Dok­
tor Hauser kann entnommen werden, daß nun 
jedenfalls auch in der avp dieser Standpunkt 
nicht mehr geteilt wird und daß richtigerweise 
das zuständige Bundesministerium für soziale 
Verwaltung die notwendigen Vorarbeiten zu 
treffen hat, um eine Ablösung dieses Woh­
nungsbeihilfengesetzes in der Form herbei­
zuführen, daß die soziale Aufgabenstellung, 
die ursprünglich zugedacht war, jedenfalls bei­
behalten bleibt, aber ohne sondergesetzliche 
Regelung. Das bedeutet Einbau in die Bezü.ge 
bei den Dienstnehmern, Einbau aber auch in 
die sozialen Leistungen im Bereiche der sozia­
len Sicherheit. Das ist zweifellos möglich. 
Sicher werden einige Dberlegungen in diesem 
Zusammenhang anzustellen sein. Demzufolge 
ist die Auftragserteilung an den Bundesmini­
ster für soziale Verwaltung auch zweifellos 
richtig. 

nungsbeihilfengesetz und die Verwertung des Wir Freiheitlichen haben die Hoffnung, daß 
Dberschusses am Beihilfenbeitrag zugunsten bis spiitestens 1. 1. 1972 diese Möglichkeiten 
des Staatshaushaltes. erarbeitet werden und daß dann eine Bereini-
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gung dieses Problems erfolgt im Sinne einer 
zielführenden Verwaltungsvereinfachung nicht 
nur auf dem Sektor der Vorschreibung der 
Beitragsleistung, sondern auch auf der Seite 
der Aufwendungen. 

Ich will es mir ersparen, darauf hinzuwei­
sen, wie sehr auch die Sozialversicherungs­
träger verwaltungsmäßig mit diesem Woh­
nungsbeihilfengesetz belastet werden. Auch 
dort scheint uns die Beseitigung dieser Be­
lastung genauso dringend zu sein wie bei 
der Lohnverredmung auf der Einnahmenseite. 

Im Hinblick. auf den wesentlichen Fortschritt 
in der prinzipiellen Einstellung bei den bei­
den anderen Fraktionen dieses Hohen Hauses 
stimmen wi:!; der Regierungsvorlage jedenfalls 
erstmals seit 1966 in der Erwartung auf eine 
Gesamtbereinigung zu. 

Dem Antrag, den Abgeordneter Dr. Hauser 
eingebracht hat, können wir Freiheitlichen 
deshalb nicht beitreten, weil diese Frage im 
Zusammenhang mit den Budgetvereinbarun­
gen zwischen Freiheitlichen und Sozialisten 
zu beurteilen ist. (Beifall bei der FPtJ.) 

Ich lasse hierüber unter einem abstimmen 
und bitte jene Damen und Herren, die diesen 
restlichen Teilen des Gesetzentwurfes samt 
Titel und Eingang in der Fassung der Regie­
rungsvorlage ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrheit. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Die Frau Berichterstatterin beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Einwand wird nicht erhoben. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrheit. Der Gesetzentwurf ist somit auch 
in dritter Lesung an gen 0 m m e n. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den zu diesem Gesetzentwurf eingebrach­
ten E n t s chi i e ß u n g san t rag, der dem 
Ausschußberichi beigedruckt ist. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser 
Entschließung ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ein s t i m-

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie- mi g an gen 0 m m e n. (E 37.) 

mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos-
sen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf 
ein Schlußwort. 

Wir kommen somit zur A b s tim m u n g. 
Es liegt ein Abänderungsantrag vor. Ich 
werde daher getrennt abstimmen lassen. 

Zu Artikel I Ziffer 1 liegt ein Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Hauser und 
Genossen vor. 

Ich lasse zunächst über Artikel I bis ein­
schließlich Ziffer 1 in der Fassung dieses 
Abänderungsantrages Dr. Hauser abstimmen 
und, falls sich hiefür keine Mehrheit findet, 
in der Fassung der Regierungsvorlage. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Artikel I bis einschließlich Ziffer 1 in der 
Fassung des Abänderungsantrages der Abge­
ordneten Dr. Hauser und Genossen ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Ich bitte nunmehr jene Damen und Herren, 
die dem Artikel I bis einschließlich Ziffer 1 
in der Fassung der Regierungsvorlage ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Mehrheit. Angenom­
men. 

Zu den restlichen Teilen des Gesetzentwur­
fes liegen keine Abänderungsanträge vor. 

16. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (215 
der Beilagen) : Bundesgesetz. mit dem das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958 neuer-

lich abgeändert wird, und 

über den Antrag (20/A) (11-119 der Beilagen) 
der Abgeordneten Dr. Halder und Genossen. 
betreffend Novellierung des Arbeitslosenver­
sicherungsgesetzes 1958. BGBI. Nr. 199, in der 
derzeit geltenden Fassung (274 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
16. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, 
mit dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz 
1958 neuerlich abgeändert wird, und Antrag 
20/ A der Abgeordneten Dr. Halder und Ge­
nossen, betreffend Novellierung des Arbeits­
losenversicherungsgesetzes 1958 in der derzeit 
geltenden Fassung. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Pansi. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Pansi: Herr Präsident I 
Hohes Haus! Der Sozialausschuß hat diese 
beiden Vo~lagen am 14. 12. 1970 in Verhand­
lung gezogen. 

Zur Regierungsvorlage brachten die Abge­
ordneten Libal, Staudinger, Melter und Ge­
nossen beziehungsweise Egg, Dr. Kohlmaier, 
Melter und Genossen beziehungsweise Doktor 
Halder, Preußler, Melter und Genossen je 
einen Abänderungsantrag ein. 
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Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage unter Berücksichtigung der drei ge­
meinsamen Abänderungsanträge der Abge­
ordneten Libal, Staudinger, Melter und Ge­
nossen beziehungsweise Egg, Dr. Kohlmaier, 
Melter und Genossen beziehungsweise Dok­
tor Halder, Preußler, Melter und Genossen 
einstimmig angenommen. Damit ist der An­
trag der Abgeordneten Dr. Halder und Genos­
sen miterledigt. 

Ferner nahm der Ausschuß die dem Aus­
schuß bericht beigedruckte von den Abgeord­
neten Egg, Melter und Genossen beantragte 
Entschließung mit Stimmenmehrheit an. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Verwaltung den A n­
t rag, der Nationalrat wolle 

1. dem von der Bundesregierung vorgeleg­
ten Gesetzentwurf (215 der Beilagen) mit den 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Ab­
änderungen die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen, 

2. die dem Ausschußbericht beigedruckte 
Entschließung annehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich 
beauftragt, zu beantragen, daß General- und 
Spezialdebatte unter einem durchgeführt wer­
den. 

Die Entschließung lautet folgendermaßen: 

Der Bundesminister für soziale Verwal­
tung wird ersucht, Vorarbeiten für die 
Erarbeitung einer einheitlichen Grundlage 
des bäuerlichen Einkommens zwecks An­
rechnung auf die Einkommensgrenzen in 
allen Bereichen der Sozialversicherung im 
Einvernehmen mit den Interessenorgani­
sationen ehebaldigst dem Nationalrat vor­
zulegen. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Bericht­
erstatter beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem vorzunehmen. - Ein 
Einwand wird nicht erhoben. Wir gehen in 
die Debatte ein. 

setzung von 4050 auf 4800 S, die der Erhöhung 
im Bereiche der allgemeinen Sozialversiche­
rung entspricht. Der Beitragssatz von 2 Pro­
zent ist gleich belassen worden. 

Zweifellos ist diese Vereinheitlichung zu 
begrüßen, weil sie auch zu einer Verwaltungs­
vereinfachung führt und weil auch die beste­
hende Unterversicherung für weite Kreise der 
Arbeitnehmer einer Bereinigung und Klärung 
bedarf. 

Allerdings steht dem gegenüber noch nicht 
die Klärung der Frage der notwendigen Be­
deckung des voraussichtlichen Aufwandes. Das 
heißt, es wird zwar die Beitragsgrundlage 
erhöht, obwohl der Beitrag bisher schon immer 
zu Uberschüssen geführt hat und der Reserve­
fonds ganz beachtliche Mittel aufweisen 
müßte. Dem Reservefonds sind seit 1960 lau­
fend Uberschüsse in einem Mindestausmaß 
von 88,9 Millionen bis zu einem Höchstaus­
maß von 586,8 Millionen zugeführt worden. 
Es müßten also jetzt schon mehr als 11/2 Mil­
liarden Schilling Reserve in diesem Fonds ver­
fügbar sein. Es ist uns allerdings bekannt, 
daß die vergangenen Regierungen diesen 
Reservefonds immer angezapft haben und daß 
viele Gelder, die dort drinnen liegen sollten, 
verbraucht worden sind. Aber der Fonds hat 
gegenüber der Republik jedenfalls einen An­
spruch. 

Nun ist nicht gut erklärlich, die Beitrags­
grundlage zu erhöhen, ohne den Beitrags­
prozentsatz zu ermäßigen. Denn wenn die 
Bedeckung und Sicherstellung der Leistungen 
vorhanden ist, erscheint es uns nicht mehr 
notwendig, so große Beitragsmehreinnahmen 
vorzusehen. 

Ich würde daher sehr gerne vom Herrn 
Bundesminister für soziale Verwaltung eine 
offizielle Gesamtdarstellung der Entwicklung 
des Reservefonds für die Arbeitslosenversiche­
rung erhalten, in welcher auch darauf hinge­
wiesen wird, wie viele Mittel tatsächlich im 
Fonds enthalten sind und jederzeit für den 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Ab- Fall des Bedarfes verwendet werden könnten, 
geordnete Melter. Ich erteile es ihm. welche Forderungen der Fonds gegen wen er­

heben kann und ob daran gedacht ist, in näch-
Abgeordneter MeIler (FPO): Herr Präsident! ster Zeit etwa diese Forderungen zu erheben, 

Meine Damen und Herren! Kurz auch eine einzutreiben und dem Fonds die Mittel wieder 
Stellungnahme zum Arbeitslosenversiche- einzuverleiben, die ihm nach der Gesetzeslage 
rungsgesetz. tatsächlich zustehen würden. 

Ich möchte zuerst darauf hinweisen, daß wir 
Freiheitlichen zu Ziffer 16 der Regierungsvor­
lage eine gesonderte Abstimmung fordern. Ich 
bitte den Herrn Präsidenten, diese gesonderte 
Abstimmung der Ziffer 16 vorzunehmen. 

Die Ziffer 16 betrifft die Erhöhung der Bei­
tragsgrundlage. Wir sehen hier eine Hinauf-

Die Unterversicherung wird nun in erheb­
lichen Bereichen, und zwar bis zum durch­
schnittlichen Einkommen der Arbeiter, besei­
tigt werden. Dies geschieht durch Einführung 
von neun weiteren Beitrags- beziehungsweise 
Lohnklassen zu je 20 Sund' durch eine Ver­
besserung des Arbeitslosengeldes, das in 
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Melter 

Höhe von 7 S für die 20 S-Lohnklasse gegen­
über früher 6 S festgesetzt wurde. 

Das ist also eine erfreuliche Besserung, die 
wir jedenfalls begrüßen. Die 7 S zusätzlich 
führen zu einem besseren Verhältnis zwischen 
Aktiveinkommen und Arbeitslosenunterstüt­
zung. 

Es stehen in dieser Novelle noch eine 
Reihe weiterer Verbesserungen etwa für die 
Karenzurlaubsgeldbezieher und für die An­
rechnung von Einkünften, wobei insbesondere 
die Kriegsopfer hier wieder eine Begünstigung 
zugestanden erhalten haben, die in Uberein­
stimmung mit Verbesserungen im ASVG. 
steht. 

Insgesamt haben wir Freiheitlichen also 
gegen diese Neuregelung nichts einzuwenden, 
mit Ausnahme des vVunsches, es möge das 
Sozialministerium auch unter der neuen Lei­
tung sich darum bemühen, die finanziellen 
Fragen eingehend darzustellen. Wir würden 
außerdem wünschen, daß im Interesse einer 
besseren praktischen Handhabung dieser 
gesetzlichen Besiimmung eine Wiederverlaut­
barung beziehungsweise eine Beschlußfassung 
über ein Gesamtgesetz in Aussicht genommen 
wird. 

Die vielen Novellen, die bereits beschlos­
sen worden sind, haben zu einer Unüber­
sichtlichkeit geführt, und es wäre auch für die 
Anspruchsberechtigten zweckmäßig, daß sie 
sich Aufschluß über die ihnen zustehenden 
Leistungen in einem einzigen Gesetz ver­
schaffen könnten. 

Unsere Zustimmung also zur Gesamtvor­
lage mit Ausnahme der Ziffer 16. (Beifall bei 
der FPO.j 

Präsident Dr. Maleta: Zum Vvort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Halder. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Halder (OVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Die OVP­
Fraktion wird der Regierungsvorlage die Zu­
stimmung geben, nicht aber der dem Aus­
schußbericht beigedruckten Entschließung. 

rung der Bestimmungen über das Karenz­
urlaubsgeld und zweitens um die Anpassung 
der Bestimmungen über die Anrechnung land­
wirtschaftlichen Einkommens beziehungsweise 
um die Frage, ab welcher Einkommenshöhe 
kein Anspruch auf Arbeitslosengeld mehr 
gebühren soll. 

Man wird das Mindestkarenzurlaubsgeld 
von 500 auf 645 S erhöhen. Die Einkommens­
grenze, ab der das Einkommen der Mutter 
und ihrer Angehörigen auf das Karenz­
urlaubsgeld angerechnet wird, wird von 
3125 Sauf 4200 S erhöht. Die Grenzbeträge 
sind von 1954 bis jetzt unverändert geblieben 
und bedürfen daher tatsächlidl dringend einer 
Anpassung. 

\Vir vermerken mit Genugtuung, daß der 
Herr Sozialminister in seiner Regierungsvor­
lage die von der OVP vorgeschlagenen er­
höhten Grenzbeträge sogar noch etwas weiter 
angehoben hat. 

Nun zur zweiten Frage. Nach derzeitiger 
Rechtslage gilt nicht als arbeitslos, wer 
4 Hektar Arbeitsboden mittlerer Bonität be­
sitzt. Diese Sachlage hat laufend Schwierig­
keiten bereitet. Diese Rechtslage war äußerst 
unvollkommen. Sie wurde interpretiert, aber 
die Interpretation hat der Verfassungsgerichts­
hof als gesetzwidrig erklärt. Es ist eine An­
ordnung ergangen, daß auch mehr als 
4 Hektar mittlerer Bonität Arbeitslosigkeit 
ausschließen. Aber auch diese Fassung ist 
unvollkommen. Es ist daher notwendig gewe­
sen, eine andere Lösung zu finden, nämlich 
einen Einheitswertbetrag. 

Die Regierungsvorlage sieht nun vor, daß 
derjenige nicht mehr als arbeitslos gelten soll, 
dessen Betrieb einen Einheitswert von min­
destens 30.000 S hat. Wir haben in unserem 
Initiativantrag 50.000 S vorgeschlagen. 

\Vir haben über dieses Problem im Aus­
schuß schon sehr lange verhandelt. Die 
Schwierigkeiten liegen darin, daß es in der 
Landwirtschaft keine ganz exakten Einkom­
mensberechnungen gibt, sondern daß man sich. 
mehr oder weniger doch immer wieder auf 
Schätzungen verlassen muß. Wir haben aber 
versucht darzulegen, daß die 50.000 S berech­
tigt wären, und ich will es hier nicht wieder 
tun. 'Nif haben uns letztlich dann im Aus­
schuß auf einen Komprorniß von 40.000 S 
geeinigt. Die Begründung, warum wir nach 
wie vor 50.000 S für richtig halten, möchte ich 
mir hier der Kürze wegen ersparen. Das kann 
man ja vielleicht bei anderer Gelegenheit tun. 

OVP-Abgeordnete haben im Juni dieses 
Jahres einen Antrag eingebracht, der dann 
doch wahrscheinlich mit Anstoß für die Aus­
arbeitung einer Regierungsvorlage im Sozial­
ministerium war, die vom Ministerrat am 
13. November beschlossen wurde. Wir stellen 
mit Genugtuung fest, daß wesentliche Ele­
mente des Initiativantrages der OVP in die 
Regierungsvorlage mit übernommen worden 
sind. Das hat uns ja auch die Ausschußarbei­
ten wes2ntlich erleichtert. 

Ich möchte nur betonen, daß es in Oster­
reich in der Land- und Forstwirtschaft immer­

Beim Initiativantrag ging es uns in erster hin mindestens 50.000 Betriebsführer mit 
Linie um zwei Dinge: einmal um die Verbesse- einem Einheitswert zwischen 40.000 und 
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Dr. Halder 
50.000 S gibt. Wie mir Fad11eute sagen, sind t-,-!einung, daß die Bundesministerien für Land­
mindestens die HäHte davon zeitweilig als und Forstwirtschaft und für Finanzen viel­
Unselbständige erwerbstätig, also mindestens leici.1t eher dafür zuständig wären. 
25.000. 

Das heißt also, nachd8m die sozialistische 
und die freiheitliche Fraktion nicht zu gewin­
nen waren, die Einheitswertgrenze auf 
50_000 S zu erhöhen, und wir uns letztlich, 
damit zumindest irgendeine Erhöhung statt­
finden kann, auf 40.000 S geeinigt haben, daß 
mindestens 25.000 solche Kleinlandwirte, die 
einer unselbständigen Beschäftigung nach­
gehen, während der Zeit der unselbständigen 
Beschäftigung wohl Beiträge zur Arbeits­
losenversicherung zu bezahlen haben, aber 
von vornherein vom Anspruch auf das 
Arbeitslosengeld ausgenommen sind. Wir 
erblicken darin für diese Personengruppe 
wirklich eine echte Härte, und ich möchte bit­
ten, daß wir zu gegebener Zeit auf dieses 
Problem zurückkommen können. 

Ich komme nun zurück auf die Entschlie­
ßung und begründe kurz, warum wir der Ent­
schließung nicht folgen können. Diese Ent­
schließung ist nicht verlesen worden, sie ist 
kurz, ich darf kurz den Inhalt vortragen. 

"Der Bundesminister für soziale Verwaltung 
wird ersucht, Vorarbeiten für die Erarbeitung 
einer einheitlichen Grundlage des bäuerlichen 
Einkommens zwecks Anrechnung auf die Ein­
kommensgrenzen in allen Bereichen der 
Sozialversicherung im Einvernehmen mit den 
Interessenorganisationen ehebaldigst dem 
Nationalrat vorzulegen." 

Meine Damen und Herren! Wir sind der 
Meinung, der Wortlaut dieser Entschließung 
ist ungewöhnlich. Er entspricht wirklich nicht 
dem erforderlichen und üblichen parlamentari­
schen Gebot. Ich darf auch sagen, warum. 

Das Problem, wie wir es sehen, hätte an 
sich ja gelöst werden können, wenn wir die 
Einheitswertgrenze auf 50.000 Sangehoben 
hätten und wenn wir ansonsten bei der 
Anrechnung land- und forstwirtscbaftlichen 
Einkommens auf das Arbeitslosengeld die 
steuerlichen Grundsätze hätten gelten lassen. 
Hier handelt es sich um eine sehr magere 
Entschließung: Ein Minister soll ersucht wer­
den, nur Vorarbeiten für die Erarbeitung von 
Grundlagen dem Nationalrat vorzulegen. Es 
ist doch normalerweise üblich, einen in Ge­
setzesform gekleideten Vorschlag für die 
Lösung eines bestimmten Problems dem 
Nationalrat vorzulegen. 

Wir sind im übrigen auch der Meinung, 
daß für die Grundlagenfindung für die Ermitt­
lung des bäuerlichen Einkommens sich das 
Bundesministerium für soziale Verwaltung 
vielleicht nicht ganz leicht tut. Wir sind der 

Im übrigen sollten grundsätzlich die Be­
stimmungen, die für die Steuer gelten, auch 
für die Sozialversicherung gelten. Zum Bei­
spiel der Bewertungssatz für die freie Station 
für die Land- und Forstarbeiter gilt in gleicher 
Weise wie für die Lohnsteuer auch für die 
Sozialversicherung. Warum also nicht auch 
hier? Es sind gewisse Ausnahmen möglich, 
wenn sie begründet sind, wie wir das zum 
Beispiel bei der Bauern-Pensionsversicherung 
geme.cht haben, wo wir eine etwas höhere 
Beitragsgrundlage haben, als dem Einkommen 
€:ntspricht, damit im Durchschnitt die Pensio­
nen höher werden und der Staat nicht so 
viele Ausgleichszulagen zu leisten hat. Dar­
über waren wir uns alle einig. 

Die Entschließung will die Erarbeitung von 
Einkommensgrundlagen auch nur für den 
Bereich der Sozialversidlerung, nicht einmal 
für die Arbeitslosenversicherung, obwohl die­
ses Arbeitslosenversicherungsgesetz der 
Grund für diese Entschließung gewesen ist. 

Im übrigen sind wir der Meinung, daß es 
dieser Entschließung überhaupt nicht bedarf, 
weil derzeit bereits für die einzelnen Sparten 
der land- und forstwirtschaftlichen Sozialver­
sicherung jeweils nach gründlichen Beratun­
gen ohnedies eine taugliche Lösung gefunden 
worden ist. 

Wir werden wohl der Novelle zum Arbeits­
losenversicherungsgesetz unsere Zustimmung 
geben, der beigedruckten Entschließung hin­
gegen werden wir die Zustimmung versagen. 
(Beifall bei der avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hut sich der Herr Vizekanzler. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Ich möchte jetzt nicht 
in die Debatte eingreifen, ich darf nur fest­
halten - der Herr Abgeordnete Dr. Halder 
hat es bereits ausgeführt -, daß die Ent­
schließung eben zum Inhalt hat, daß hier 
mehrere Ministerien mit dieser Frage befaßt 
sind und daß daher Vorarbeiten für die Erstel­
lung eines Gesetzes notwendig sind. Ich bitte 
das von dem Gesichtspunkt aus zu sehen. 

Dem Herrn Abgeordneten Melter möchte ich 
noch sagen, daß ich, seinem Wunsche ent­
sprechend, die verlangten Unterlagen aus­
arbeiten lassen werde und den Mitgliedern 
des Hohen Hauses zur Verfügung stellen 
werde. 
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Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Egg. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Egg (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herrenl Idl 
werde selbstverständlich dem Wunsche ent­
sprechen und mich in meinen Ausführungen 
kürzer halten, als ich es ursprünglich vorge­
sehen hatte. Ich bitte aber trotzdem um Ver­
ständnis dafür,· daß im Rahmen des ASVG. 
einige Bestimmungen doch zu besprechen 
sind, die letztlich auch für die Zukunft von 
Interesse sein können. Denn es ist ja nicht 
nur die Anhebung des Höchstbeitrages von 
4050 auf 4800 S, was bei uns zweifellos 
Befriedigung hervorruft, notwendig, es ist 
auch nicht nur die Vereinfachung der Lohn­
verrechnung, die erreicht wird, sondern es 
geht vor allen Dingen darum, daß durch die 
nicht unbeachtliche Steigerung des Lebens­
haltungskostenindex eine Anhebung unauf­
schiebbar geworden ist. Ich muß immerhin dar­
auf hinweisen, daß die letzte Anhebung der 
Höchstbeitragsgrundlage im Juni 1968 vorge­
nommen wurde. 

Bei dieser Regelung wie bei allen früheren 
Regelungen auch sind insbesondere jene 
Arbeitslosen benachteiligt, die bis zu ihrer 
Arbeitslosigkeit höhere Einkommen hatten, 
aber in eine gleichqualifizierten Beschäfti­
gung nicht mehr so schnell eingegliedert wer­
den können. Der Nettoverlust dieser Grup­
pen von Arbeitslosen zwischen Einkommen 
und Arbeitslosenunterstützung hat oft mehr 
als die Hälfte des "iorhergehenden Beschäfti­
gungsbezuges betragen. 

Auch muß man darauf verweisen, daß von 
den durchschnittlich etwa 65.000 Arbeitslosen 
im Jahre 1969 in Osterreich 37.000 Personen, 
also mehr als die Hälfte, nichtsaisonalen 
Berufen angehören und von dieser Seite 
Arbeitslosenunterstützung bezogen haben. 
Davon ist wiederum ein Drittel, allein etwa 
11.000, aus dem Kreise der Privat angestellten, 
wozu zu sagen ist - und dafür bitte ich um 
Verständnis im Haus, meine Damen und Her­
ren -, daß gerade diese Gruppe seit dem 
Jahre 1965 bis zum Jahre 1969 eine Steigerung 
von 6000 auf 10.000 Arbeitslose, nichtsaisanal 
gesehen, mitzumachen hatte. Dieser Umstand 
verdient in Zukunft zweifellos entsprechende 
Aufmerksamkeit. 

Daß die in diesem Zusammenhang seit 1954 
unverändert gebliebenen Grenzen der Anrech­
nung des Nebenverdienstes gemäß § 22 
Arbeitslosenversicherungsgesetz von 1200 auf 
2000 S pro Monat angehoben wurden, war 
besonders vordringlich, weil immerhin seit 
dem Jahre 1954 eine etwa 65prozentige Steige-

rung des Lebenshaltungskostenindex eingetre­
ten ist und damit jetzt unzumutbare Belastun­
gen vorhanden sind. 

Ich möchte betonen, daß damit keine Vor­
wegnahme eventueller zukünftiger Belastun­
gen mitbeinhaltet war. 

Ein weiteres Problem - es ist von meinem 
Vorredner angeschnitten worden - betrifft 
die Bewertungsgrenzen in der Arbeitslosen­
versicherung, aber auch in anderen Sozial­
versicherungsgesetzen. Dazu ist zu sagen, daß 
dieser Fragenkreis zweifellos schon seit dem 
Jahre 1962 offen ist und schon längst einer 
Regelung hätte zugeführt werden können, 
denn immerhin war es am 4. Juli 1962 der 
Verwaltungsgerichtshof, der eine sinngemäße 
Anwendung der Bestimmungen über die Not­
standsunterstützung für die Bewertung in der 
Landwirtschaft als nicht richtungweisend 
empfunden hat und eine entsprechende Ver­
besserung und Änderung des Zustandes ver­
langte. 

Dazu wäre noch zu bemerken, daß die Kam­
mern und auch der Gewerkschaftsbund immer 
wieder auf die ungleichmäßige Behandlung 
und Bewertung des landwirtschaftlichen 
Grundbesitzes aufmerksam gemacht haben. 

Wenn also mit dieser Novelle ein Bewer­
tungssatz von 40.000 S festgelegt wird, so ist 
dazu zu sagen, daß nunmehr auch der Wert 
des Wohngebäudes außer Betracht bleibt, was 
ursprünglich nicht der Fall war, und daß 
immerhin zum Vorteil der Landwirtschaft für 
den höheren der möglichen Grenzwerte ent­
schieden wurde. 

Der so festgelegte Einheitswert von 40.000 S 
entspricht der H. Versicherungsklasse der 
Bauern-Pensionsversicherung. 

Ein weiterer Vorteil gegenüber der bisheri­
gen Rechtslage ist darin zu sehen, daß in 
Hinkunft bei Beurteilung der Frage, ob 
Arbeitslosigkeit vorliegt, der landwirtschaft­
liche Besitz des Ehegatten ebenfalls außer 
Betracht bleibt, was bisher aum nicht der Fall 
war. 

Die unterschiedliche Bewertung des land­
wirtschaftlichen Einkommens in den einschlä­
gigen Bestimmungen des Kriegsopferversor­
gungsgesetzes und des B-PVG. - etwa 23.000 
zu 30.000 S und jetzt mit 40.000 S im Arbeits­
losenversicherungsgesetz - ist zweifellos 
ein Argument dafür, daß im Rahmen des Ent­
schließungsantrages, der hier dem Hohen 
Hause vorgelegt ist, eine entsprechende Vor­
sorge für eine einheitliche Grundlage getrof­
fen werden soll. Es ist also durchaus logism, 
daß die damit zusammenhängenden Fragen 
im Rahmen dieses Entschließungsantrages 
einer Behandlung zugeführt werden sollen. 
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Egg 

Besonders begrüßenswert ist für die Betrof­
fenen die Tatsache, daß durch diese Novelle 
dem Wunsch auf Dynamisierung des Fix­
betrages mit Hilfe der Richtzahlen nach dem 
ASVG. Rechnung getragen wurde. Das gilt 
bekanntlich für das Karenzurlaubsgeld einer­
seits und für die Freibeträge hiefür anderer­
seits. 

Meine Damen und Herren! Sicher sind 
damit noch nicht alle Wünsche, die von Arbeit­
nehmervertretern vorgebracht wurden, ver­
wirklicht. So ist beispielsweise nach wie vor 
das Versicherungsprinzip noch nicht herge­
stellt, darüber hinaus sind auch die Freigren­
zen bei der Notstandshilfe im Hinblick. auf 
die gestiegenen Lebenshaltungskosten noch 
nicht nachgezogen und ist auch noch nicht 
die Frage geprüft, ob nicht doch ein Fahrt­
kostenersatz zur Behebung der Arbeitslosen­
unterstützung für jene eingeführt werden 
kann, die nicht unmittelbar am Sitz des 
Arbeitsamtes wohnen. 

Schließlich muß bei dieser Gelegenheit auch 
darauf aufmerksam gemacht werden, daß ein 
besseres Service im Bereich des Arbeitsamtes, 
vor allem aber auch eine vollständige Erfas­
sung der tatsächlich in der Wirtschaft frei 
werdenden Stellen Voraussetzung dafür ist, 
daß Arbeitskräfte nach ihren Qualifikationen 
an dem für sie optimal günstigsten Arbeits­
platz eingesetzt werden können. 

Wenn auch - und das sage ich nun ab­
schließend - die Zahl der Bezieher von 
Arbeitslosen- und Notstandsunterstützungen 
in Osterreich nicht sehr hoch ist und zum 
größten Teil Arbeitslosigkeit eine vorüber­
gehende Erscheinung darstellt, muß doch an 
jenen Kreis von Menschen gedacht werden, 
der zwar klinisch nicht krank, aber beruflich 
nicht mehr einsatzfähig ist. Diese Menschen 
sind in den allermeisten Fällen allein auf die 
Arbeitslosenunterstützung angewiesen, wes­
halb diese Novelle zum ASVG., aber auch 
der Entschließungsantrag besonders zu begrü­
ßen ist. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos­
sen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf 
das Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur Ab s tim m u n g. 

Es ist hinsichtlich der Ziffer 17 getrennte 
Abstimmung verlangt worden. 

Ich bitte zunächst jene Damen und Her­
ren, die dem Artikel I bis einschließlich Zif­
fer 16 in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sit­
zen zu erheben. - Einstimmig angenommen. 
Ich bitte nun jene Damen und Herren, die 

der Ziffer 17 in der Fassung des Ausschuß­
berichtes die Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehr­
heit. Angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Ein 
Einwand wird nicht erhoben. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung die Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n gen 0 m m e n. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den zu diesem Gesetzentwurf eingebrach­
ten E n t s chI i e ß u n g san t rag, der dem 
Ausschußbericht beigedruckt ist. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser 
Entschließung ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrheit. An gen 0 m m e n. (E 38.) 

17. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (130 
der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Bau-

arbeiter-Schlechtwetterentschädigungsgesetz 
1957 neuerlich abgeändert wird (275 der Bei­

lagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
17. Punkt der Tagesordnung: Neuerliche Ab­
änderung des Bauarbeiter-Schlechtwetterent­
schädigungsgesetzes 1957. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Baba­
nitz. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Babanitz: Hohes Haus! Der 
Entwurf der vorliegenden Novelle sieht ver­
schiedene Leistungsverbesserungen vor, wo­
bei der Schlechtwetterentschädigungsbeitrag 
(§ 12) in der Höhe von 1,2 Prozent des Arbeits­
verdienstes auch nach restloser Tilgung des 
zur Abdeckung des im Jahre 1963 entstande­
nen Gebarungsabganges aus den Mitteln des 
Reservefonds der Arbeitslosenversicherung 
erhaltenen Vorschusses beibehalten werden 
soll. Außerdem enthält der Novellierungsent­
wurf einige Änderungen, die auf Anregungen 
beruhen, die von den Dienststellen der 
Arbeitsmarktverwaltung auf Grund der lang­
jährigen Erfahrungen mit der Durchführung 
des Gesetzes gemacht wurden. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
die Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
14. Dezember 1970 der Vorberatung unter­
zogen. Nach einer Debatte, an der sich außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Dok-
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Babanttz 
tor Kohlmaier und Melter sowie der Vize­
kanzler und Bundesminister für soziale Ver­
waltung Ing. Häuser beteiligten, wurde die 
Regierungsvorlage einstimmig angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Verwaltung den A n­
t rag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(130 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich 
beauftragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem zu beantragen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. Wir gelangen somit zur A b­
s tim m u n g. 

Von den wichtigsten Änderungen möchte 
ich auf folgende verweisen: Einfügung der 
Rechnungsprüfer als Organe der Arbeiter­
kammer, Änderung der Bestimmung über die 
Wahl des Vorstandes in dem Sinne, daß die­
ser in Zukunft nadl dem Grundsatz des Ver­
hältniswahlrechtes gewählt wird, wobei tun­
liehst auf das Größenverhältnis der Wahlkör­
per Bedacht zu nehmen ist, weiters Festlegung 
der Höchstbemessungsgrundlage für die Kam­
merumlage ab 1. Jänner 1971 mit 4800 S 
monatlich. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
diesen Antrag in seiner Sitzung vom 14. De­
zember in Beratung gezogen. An der Debatte 
beteiligten sich die Abgeordneten Babanitz, 
Melter und Dr. Kohlmaier sowie der Bundes-

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem minister für soziale Verwaltung Vizekanzler 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und Ing. Häuser. 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von Bei der Abstimmung wurde der im An­
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange- trag 4'l/A enthaltene Gesetzentwurf unter Be­
nommen. rücksichtigung zweier Abänderungsanträge 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so- der Abgeordneten Babanitz, Dr. Kohlmaier, 
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Kein Melter und Genossen beziehungsweise Melter, 
Einwand. Ich bitte somit jene Damen und Her- Dr. Kohlmaier, Skritek und Genossen teils 
ren, die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch einstimmig, teils mehrstimmig angenommen. 
in dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, Im Auftrag des Ausschusses für soziale Ver­
sich von den Sitzen zu erheben. - Ein s t i m- waltung stelle ich den An t rag, der Natio­
mi 9 angenommen. nalrat wolle dem dem Ausschußbericht ange-

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter schlossenen Gesetzentwurf die verfassungs-
Lesung a n gen 0 m m e n. mäßige Zustimmung geben. 

18. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag (47/A) (II-623 der 
Beilagen) der Abge.ordneten Horr, Dr. Kohl­
mai er und Genossen, betreffend die Novellie­
rung des Bundesgesetzes vom 19. Mai 1954 
über die Kammern für Arbeiter und Ange­
stellte und den Osterreichischen Arbeiterkam­
mertag (Arbeiterkammergesetz AKG.), 

BGBl. Nr. 105/1954 (276 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
18. Punkt der Tagesordnung: Novellierung 
des Arbeiterkammergesetzes. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Skritek. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Skritek: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich habe über den Antrag der 
Abgeordneten Horr, Dr. Kohlmaier und Ge­
nossen, betreffend die Novellierung des Bun­
desgesetzes vom 19. Mai 1954 über die Kam­
mern für Arbeiter und Angestellte und den 
Osterreichischen Arbeiterkammertag, zu be­
richten. 

Mit diesem Antrag sollen einige Bestim­
mungen des Arbeiterkammergesetzes geän­
dert beziehungsweise ergänzt werden. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
Ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Bericht­
erstatter beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem vorzunehmen. - Kein 
Einwand. 

Wir gehen in die Debatte ein. Als erster 
zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete Dok­
tor Gruber. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Gruber (OVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Meine Frak­
tion stimmt dieser Vorlage zu, und zwar des­
weg~n, weil sich hier speziell eine Verbesse­
rung des Wahlrechtes bei den Arbeiterkam­
mern ergibt, eine Verbesserung, die sich auf 
die Vorstandszusammensetzung bezieht. 

Bei der letzten Wahl in die Arbeiterkam­
mern beziehungsweise der Konstituierung der 
Vorstände haben sich im Hinblick. auf den 
§ 13 Abs. 3 Unklarheiten und differente Auf­
fassungen der einzelnen Fraktionen ergeben. 
Wir konnten in der letzten Novelle zum 
Arbeiterkammergesetz bereits die Frage klä­
ren, ob der Präsident seiner Fraktion anzu­
rechnen ist oder nicht. Es war aber nicht völ-
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Dr. Grober 

Hg klar, ob der Präsident nun auch in der 
Zahl der Vorstandsmitglieder enthalten ist 
oder nicht. Vor allen Dingen war es nicht 
klar, ob bei der Wahl des Vorstandes in 
erster Linie das Verhältnis in den Wahlkör­
pern maßgeblich ist oder das Verhältnis in 
der Kammervollversammlung. Durch diese 
Unklarheiten und unterschiedlichen Auslegun­
gen ergaben sich Schwierigkeiten bei der 
Konstituierung der Vorstände. 

Mit diesem Antrag werden diese Unklar­
heiten beseitigt. Wir sind sehr froh darüber, 
daß nunmehr eindeutig klargestellt ist, daß 
bei der Konstituierung der Vorstände in erster 
Linie das Verhältnis der Fraktionen in der 
Vollversammlung zu berücksichtigen ist und 
erst in zweiter Linie das Verhältnis in den 
einzelnen Wahlkörpern. 

Bei der letzten Konstituierung ergab sich 
für unsere Fraktion in mehreren Bundeslän­
dern eine Benachteiligung. Sie werden daher 
verstehen, daß wir gerade heute dieser Ab­
änderung des Arbeiterkammergesetzes unsere 
Zustimmung geben, weil damit auch ein ge­
wisses Unrecht, von unserer Fraktion aus 
gesehen, beseitigt wird. Ich erkläre nochmals, 
daß wir aus diesem Grund dieser Novelle 
gerne die Zustimmung geben. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Melter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Melter (FPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Als freiheitlicher Sprecher muß 
ich meiner Verwunderung darüber Ausdruck. 
geben, daß es die Bundesregierung den Initia­
toren des Antrages überlassen hat, hier aktiv 
zu werden, und daß keine Regierungsvorlage 
ausgearbeitet worden ist. An und für sich 
hätte man annehmen müssen, daß im Zu­
sammenhang mit der Vereinheitlichung der 
Beitragsgrundlagen die Regierung selbst aktiv 
wird und auch für die Arbeiterkammern eine 
entsprechende Vorlage ausarbeitet. Weshalb 
dies unterblieben ist, ist mir nicht bekannt. 
Jedenfalls fehlen dadurch auch die entspre­
chenden Stellungnahmen der sonst dazu beru­
fenen Körperschaften. Dies deutet auf eine 
mangelnde Planung, auf ein fehlendes Konzept 
hin. Gerade in Ihrem Bereich, Herr Bundes­
minister, hätte dies doch nicht der Fall sein 
müssen. 

Wir Freiheitlichen stellen bei der Prüfung 
dieses Initiativantrages fest, daß man gerade 
im Bereich der Arbeiterkammern nun den 
Arbeitnehmern und damit im Zusammenhang 
auch den Dienstnehmern erhebliche Mehr­
belastungen ohne weiteres zumutet. Dies be­
zieht sich darauf, daß die Beitragsgrundlage 
außerordentlich erhöht wird. Ich darf daran 

erinnern, daß die Beitragsgrundlage im Jahre 
1965 3000 S betragen hat, ab 1969 4050 S, 
ab 1971 wird sie 4800 S sein. Das bedeutet 
eine 60prozentige Steigerung bei der Beitrags­
pflicht, ohne daß im besonderen ausgeführt 
wird, welche neuen oder größeren Vorteile 
die Mehrbeiträge für die Beitragspflichtigen 
bringen. 

Schon bei der Behandlung der letzten No­
velle zum Arbeiterkammergesetz am 11. De­
zember 1968 habe ich einige Bemängelungen 
angebracht und auch Anträge gestellt mit dem 
Ziel, noch manche Verbesserungen durch­
zuführen. Man ist damals aus Zeitmangel 
nicht darauf eingegangen, und auch diesmal 
scheint es das gleiche zu sein. Bei einer Regie­
rungsvorlage hätte unserer Auffassung nach 
eher die Möglichkeit bestanden, diese unsere 
seinerzeitigen Wünsche und Vorschläge 
wenigstens zur Diskussion zu stellen. Dabei 
war unsererseits darauf Bedacht genommen 
worden, man möge insbesondere den Arbeit­
nehmern die Geltendmachung und Ausübung 
ihres Wahlrechtes fühlbar erleichtern. Wir 
sehen eine zielführende Regelung etwa darin, 
für alle Wahlberechtigten Wahlkarten auszu­
stellen, damit sie im gesamten Bereich des 
Arbeiterkammerbezirkes wählen können. 

Wir sehen einen Mangel auch darin, daß 
automatisch der Präsident der Wiener 
Arbeiterkammer auch Präsident des Arbeiter­
kammertages ist. Das stellt doch eine Dis­
kriminierung aller anderen Länderbereiche 
dar. Weshalb sich niemand außer uns Frei­
heitlichen dagegen zur Wehr setzt, ist uns 
auch nicht bekannt. 

Im gesamten werden wir dem Initiativantrag 
zustimmen, werden die Zustimmung aber in 
der zweiten Lesung zur Ziffer 6, das ist die 
Erhöhung der Beitragsgrundlage, verweigern. 
Ich darf deshalb bitten, zur Ziffer 6 die geson­
derte Abstimmung durchzuführen. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir kommen nunmehr zur Ab s t i m­
m u n g. Hinsichtlich des Artikels I Ziffer 6 
ist getrennte Abstimmung verlangt. Ich bitte 
daher zunächst jene Damen und Herren, die 
dem Artikel I bis einschließlich Ziffer 5 in der 
Fassung des Ausschußberichtes ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der 
Ziffer 6 in der Fassung des Ausschußberichtes 
zustimmen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Mit Mehrheit angenommen. 
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Präsident Dr. Malela 
Ich bitte nun jene Damen und Herren, die 

dem übrigen Teil des Gesetzentwurfes samt 
Titel und Eingang in der Fassung des Aus­
schußberichtes ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. Damit ist die zweite Lesung 
beendet. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Ein Einwand wird nicht erhoben. Ich bitte 
somit jene Damen und Herren, die dem vor­
liegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Ich stelle die Ei n­
s tim m i g k e i t fest. Der Gesetzentwurf ist 
somit auch in dritter Lesung an gen 0 m­
men. 

19. Punkt: Bericbt und Antrag des Finanz­
und Budgetausscbusses über ein Bundesgesetz, 
betreffend die Novellierung des Bundes­
gesetzes vom 26. November 1963, BGBI. 
Nr. 286, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBI. Nr. 108/1966 und 5011961 (241 der Bei-

lagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
19. Punkt der Tagesordnung: Novellierung 
des Bundesgesetzes vom 26. November 1963, 
BGBl. Nr. 286, in der Fassung der Bundes­
gesetze BGBl. Nr. 108/1966 und 50/1967. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Jung­
wirth. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Jungwirth: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Im Auftrag des Finanz- und 
Budgetausschusses berichte ich über die 
Regierungsvorlage 241 der Beilagen, über ein 
Bundesgesetz, betreffend die Novellierung des 
Bundesgesetzes vom 26. November 1963, BGBL 
Nr. 286, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBL Nr. 108/1966 und 50/1967. 

Der Finanz- und Budgetausschuß unter­
breitet im Zusammenhang mit den Beratungen 
über das Kapitel 02: Bundesgesetzgebung, des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1971 gemäß 
§ 19 des Geschäftsordnungsgesetzes einen 
Gesetzesantrag, betreffend die neuerliche Än­
derung des Bundesgesetzes, mit dem die 
Tätigkeit der Klubs der wahlwerbenden Par­
teien im Nationalrat erleichtert wird. 

Dieser Antrag geht auf einen Antrag der 
Abgeordneten DDr. Pittermann, Dr. Koren, 
Dr. Broesigke und Genossen zurück, der anläß­
lieh der Budgetberatungen in der Sitzung des 
Finanz- und Budgetausschusses am 3. Novem­
ber 1970 eingebracht wurde. Der Gesetzent­
wurf wurde einem Unterausschuß zur Vor­
beratung zugewiesen, dem die Abgeordneten 
Dr. Broesigke, Haberl, Dr. Haider, Kern, 

Dr. Koren, Lanc, Machunze, Dr. Tull und 
Weikhart angehörten. 

Die vorgesehene Erhöhung der Zuwendun­
gen ist durch die zunehmende Intensivierung 
der parlamentarischen Tätigkeit bedingt und 
soll die Mandatare unter anderem in die Lage 
versetzen, in einem stärkeren Maße als bisher 
Experten und Hilfskräfte zur Erfüllung ihrer 
parlamentarischen Aufgaben heranziehen zu 
können. (Präsident Pro b stübernimmt den 
Vorsitz.) 

In der Sitzung des Finanz- und Budget­
ausschusses vom 24. November 1970 wurde 
der Bericht des Unterausschusses in Verhand­
lung genommen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause die Annahme des vor­
liegenden Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Finanz- und Budgetausschuß den A n­
t rag, der Nationalrat wolle dem dem Aus­
schußbericht angeschlossenen Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ich bin weiters ermächtigt, falls Wort­
meldungen vorliegen, zu beantragen, General­
und Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Präsident Probst: Ich danke für den Bericht. 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s t i m­
m u n g. Ich bitte jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf samt 
Titel und Eingang in der Fassung des Aus­
schußberichtes ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Danke. Das 
ist einstimmig angenommen. 

Es wird die sofortige Vornahme der dritten 
Lesung beantragt. - Ein Einwand dagegen 
wird nicht erhoben. Ich bitte daher jene 
Damen und Herren, die dem vorliegenden 
Gesetzentwurf auch in dritter Lesung ihre 
Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. Danke. Das ist ebenfalls 
ein s tim m i g a n gen 0 m m e n. 

20. Punkt: Bericht und Antrag des Finanz­
und BudgetaussdlUsses über den Entwurf eines 
Bundesgesetzes, mit dem das Familien­
lastenausgleicbsgesetz 1961 geändert wird 

(268 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen nunmehr 
zum 20. Punkt der Tagesordnung: Änderung 
des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967. 

Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete 
Hanna Hager. Ich bitte sie, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatterin Hanna Hager: Herr Präsi­
dent! Hohes Hausl Ich berichte im Auftrag des 
Finanz- und Budgetausschusses über den Ent-
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Hanna Hager 
wurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert 
wird. 

Am 17. Juni 1970 haben die Abgeordneten 
Machunze und Genossen den Initiativantrag 
19/A und am 11. November 1970 die Abge­
ordneten Maria Metzker und Genossen den 
Initiativantrag 41/ A im Nationalrat einge­
bracht, die auf eine Abänderung des Familien­
lastenausgleichsgesetzes 1967 abzielen. Diese 
beiden Initiativanträge wurden dem Finanz­
und Budgetausschuß zur Vorberatung zuge­
wiesen. 

Im Zuge der Beratungen über die zitierten 
Initiativanträge hat der Finanz- und Budget­
ausschuß auf gemeinsamen Antrag der Abge­
ordneten Maria Metzker, Dr. Broesigke und 
Suppan einstimmig beschlossen, die Erhöhung 
der Familienbeihilfen sowie der Geburten­
beihilfe ab 1. Jänner 1971 zum Inhalt eines 
eigenen Bundesgesetzes zu machen und dem­
entsprechend gemäß § 19 Abs. 1 Geschäfts­
ordnungsgesetz dem Hohen Hause den dem 
Ausschußbericht beigedruckten selbständigen 
Antrag vorzulegen. Uber die durch den bei­
gedruckten Gesetzentwurf noch nicht erledig­
ten Teile der eingangs erwähnten Initiativ­
anträge sowie den Initiativantrag 39/ Ader 
Abgeordneten Dr. Mussil und Genossen zum 
gleichen Gegenstand werden die Beratungen 
gemäß einem Antrag des Abgeordneten 
Dr. Broesigke fortgesetzt werden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß steIit somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Ge­
setzentwurf die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Probst: Ich danke für den Bericht. 

Es ist beantragt, General- und Spezialdebatte 
in einem durchzuführen. - Einwand wird 
nicht erhoben. Wir gehen daher in die Debatte 
ein. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Kohlmaier. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Die Vorlage, die wir heute zu be­
schließen haben, ist im Ausschuß einstimmig 
verabschiedet worden. Wir werden ihr auch 
heute die Zustimmung geben. 

Meine Damen und Herren! Es würde sidl 
an sich erübrigen, zu dieser Vorlage zu spre­
chen, denn die eigentliche Entscheidung ist 
noch zu treffen: wie nämlich die verbleibenden 

Uberschüsse im Familienlastenausgleichsfonds 
verwendet werden sollen, ob es in Form einer 
baren Zuwendung an die Familien geschehen 
soll oder ob, den Vorstellungen der Regie­
rung entsprechend, Schulbücher und Fahrt­
kosten finanziert werden sollen. 

Idl habe bereits gesagt, darüber soll nom 
beraten werden, und es wird sich der einge­
setzte Unterausschuß damit befassen. Warum 
im aber heute das Wort ergreife, ist ein Um­
stand, den ich als - ich möd1te das Wort 
verwenden - nicht sehr fair empfinde, näm­
lim daß die sozialistische Propaganda bereits 
wieder dahingehend läuft, daß die Oster­
reichische Volkspartei - ich glaube, auch 
die Freiheitliche Partei ist hier gemeint -
das Inkrafttreten der geplanten Bestimmungen 
ab 1. Jänner 1971 verhindert habe. In der 
"Arbeiter-Zeitung" ist bereits geschrieben 
worden, daß, wenn die Oppositionsparteien 
hier nicht Widerstand geleistet hätten, bereits 
im Jänner die Schüler umsonst zur Schule fah­
ren könnten. (Ruf bei der SPO: Ist das unrich­
tig?) Herr Kollege! Ich habe mich zu Wort ge­
meldet, um zu diesem Angriff Stellung zu neh­
men, und ich bitte Sie um einige Minuten 
Geduld. 

Meine Damen und Herren! Daß wir im 
nämsten Jahr einen Uberschuß von rund 
1,2 Milliarden Schilling haben, den wir nach 
diesem oder jenem Gesichtspunkt verteilen 
können, ist der Tatsame zu verdanken, daß 
im Jahr 1967 ein Familienlastenausgleichs­
gesetz geschaffen wurde, das eine absolute 
Separierung der Uberschüsse vorsieht, die im 
Familienlastenausgleich entstehen. 

Sie wissen, daß diese Uberschüsse in der 
Vergangenheit immer wieder mit herangezo­
gen wurden, um die Situation im Staatshaus­
halt zu verbessern. Damit hier keine Legenden 
entstehen, möchte ich auch ausdrücklim fest­
stellen, daß der Großteil dieser Uberschüsse in 
der Koalitionszeit aufgelaufen ist. Man soll 
also die Dinge nidlt so darstellen, als ob es 
hier nur einen Schuldigen gäbe. Das ist etwas, 
was in der Vergangenheit durchgeführt wurde 
und nun glücklicherweise überwunden ist. 

Es stehen also im nächsten Jahr Uberschüsse 
zur Verfügung, die vergeben werden müssen. 
Meine Damen und Herren! Wir haben bean­
tragt, daß diese Uberschüsse in Form einer 
Erhöhung der Familienbeihilfen um 50 S aus­
gegeben werden sollen. Zu unserer Verwunde­
rung ist diese Initiative nicht aufgegriffen 
worden, sondern es wurde zunächst versucht, 
die Frage der sogenannten Altersstaffelung 
der Familienbeihilfen voranzubringen. So 
haben sich bekannUicherweise der Osterrei­
chische Arbeiterkammertag und der Osterrei-
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chische Gewerkschaftsbund im Familienpoliti­
schen Beirat dafür eingesetzt, daß eine beson­
dere finanzielle Zuwendung für die Eltern 
der Kinder erfolgt, die bereits ein bestimmtes 
Lebensalter überschritten haben. Diese Emp­
fehlung hat der Familienbeirat dann auch ein­
stimmig angenommen. 

Während aber dort noch die Beratungen 
gelaufen sind, haben wir wahrgenommen, daß 
Bestrebungen im Gange sind, etwas ganz ande­
res zu forcieren. Es wurde zunächst von Schul­
bauten und Kindergartenbauten gesprochen, 
und im allerletzten Moment kam dann der 
bekannte Vorschlag heraus: Schulbücher und 
Fahrtkosten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es läßt sich nachweisen, daß dieser Vorschlag 
- Schulbücher und Fahrtkosten - von den 
Ministerien nicht gründlich vorgeprüft wurde, 
sondern daß das aus einer, ich möchte sagen, 
vielleicht augenblicklichen politischen oder 
propagandistischen Intuition oder aus irgend­
einem anderen Grund geboren wurde und daß 
dann erst nachträglich die Ministerien daran­
gegangen sind, das sachlich zu überprüfen und 
die Unterlagen zu erstellen. (Abg. Dipl.-Ing. 
Sc h 1 ein zer: Die "bestvorbereilete Regie­
rung"!) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte hier 
noch einmal klarstellen: Wir haben überhaupt 
nichts dagegen, daß die Schüler umsonst zur 
Schule fahren und daß den Schulkindern die 
Schulbücher zur Verfügung gestellt werden. 
Aber, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, das, worüber wir weiter nachdenken wol­
len, ist die Frage, ob man diesen Aufwand 
aus den Mitteln finanzieren soll, die für den 
Familienlastenausgleich bereitgestellt sind. 
(Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte daran 
erinnern, daß auf der linken Seite dieses Hau­
ses in der Vergangenheit immer wieder von 
vor sogenannten Dynamisierung der Kinder­
beihilfen gesprochen wurde. Dynamisierung, 
das bedeutet ja, daß man eine bare Leistung, 
die einem bestimmten Bevölkerungskreis zur 
Verfügung gestellt wird, immer wieder der 
Einkommensentwicklung anpaßt. Diese Dyna­
misierung ist ja in anderen sozialen Bereichen 
schon eingeführt. Auch dort würde es nieman­
dem einfallen, die Dynamik zu bremsen, weil 
Sachleistungen zur Verfügung gestellt wer­
den. 

Meine Damen und Herren! Erinnern Sie sich, 
daß noch in der Zeit der OVP-Alleinregierung 
Fahrtkostenerleichterungen für alte Menschen, 
für Pensionisten eingeführt wurden. Wer hat 
damals verlangt, daß die Fahrtkosten für alte 
Menschen auf Kosten der Pensionsdynamik 

von den Pensionskassen gezahlt werden? Nie­
mandem wäre das eingefallen. (Zwischenrufe 
des Abg. Se k an i n a.) Herr Kollege Seka­
nina! In der Zeit der OVP-Alleinregierung 
ist die Familienfahrkarte eingeführt worden, 
das heißt, halbe Fahrt für die Eltern der Kin­
der in der Eisenbahn. Dem OVP-V erkehrs­
minister ist es nicht im Traum eingefallen 
zu sagen: Dieser Einnahmenentfall muß jetzt 
aus dem Familienlastenausgleich bedeckt wer­
den. Sie bringen also hier ein ganz neues 
Element in die sozialpolitische Debatte hinein, 
meine Damen und Herren (Abg. S e k an i n a: 
Warum nicht?), daß das, was der Staat an 
sozialen Leistungen erbringt, sich die Betrof­
fenen selber zahlen sollen, nämlich aus dem 
Familienlastenausgleich. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte jetzt 
nidlt in die ganze Tiefe der Debatte einsteigen, 
ich möchte aber nur sagen, daß die Tatsache, 
daß wir hier keine Regierungsvorlage mit 
Begutachtung haben, sondern eine Idee des 
Herrn Bundeskanzlers oder irgend jemandes, 
die dann von sozialistischen Abgeordneten 
in einem Initiativantrag vorgebracht wurde, 
daß diese mangelnde Begutachtung auch etwas 
Wesentliches übersehen hat lassen, daß näm­
lich leider, meine Damen und Herren, auch 
ernste verfassungsrechtIiche Bedenken beste­
hen - ich sage das nur der Vollständigkeit 
halber -, und zwar werfen drei Gründe solche 
Bedenken auf: 

Erstens: Es gibt keinen Kompetenztatbe­
stand, der den Bund zu derartigen Maßnahmen 
überhaupt berechtigt. 

Zweitens: Es werden durch Ihre Vorstel­
lungen mit einem Satz in einem Gesetz 
600 Millionen Schilling zur Verteilung durch 
den Unterrichts- oder Verkehrs minister - ich 
weiß es nicht - freigegeben. Stellen Sie sich 
vor, wir hätten in der Zeit der Alleinregierung 
ein Gesetz beschlossen, in dem gestanden 
wäre: 600 Millionen Schilling sind zur Förde­
rung der Landwirtschaft auszugeben!, sonst 
nichts. Sie hätten mit Recht gesagt: Für jede 
derartig große Ausgabe müssen genaue Voll­
zugsanvveisungen vorhanden sein. 

Der dritte Grund der verfassungsrechtlichen 
Bedenken ist die Tatsache, daß bei der Schul­
buch- und Fahrtkostenaktion auch die Kinder 
der BeB_mten mitprofitieren, während aber die 
Beamten und ihre Dienstgeber keine Beiträge 
in den Familienlastenausgleich einzahlen. Das 
heißt, die Kinder der öffentlich Bediensteten 
würden Leistungen aus dem allgemeinen 
FamHienlastenausgleich bekommen, obwohl 
sie dort gar nicht drinnen sind. Das würde 
bedeuten, daß Mittel vom Familienlastenaus­
gleich zum öffentlichen Dienst transferiert wer-
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den, obwohl dort ja der Familienlastenaus­
gleich vom Dienstgeber zu finanzieren ist. 

Das sind alles Dinge, meine Damen und 
Herren, die man nicht einfach auf die Seite 
schieben kann. Wir haben volles Verständnis 
dafür gehabt, daß die Freiheitliche Partei alle 
diese Gesichtspunkte prüfen wollte. Die Frei­
heitliche Partei kennt den Standpunkt der 
Sozialistischen Partei, sie kennt den Stand­
punkt der Osterreichischen Volkspartei. Wenn 
sich die Freiheitliche Partei bereits in einem 
Sinn entschieden hätte, dann wäre die Ange-
legenheit verabschiedet worden, und wir könn­
ten heute einen endgültigen Beschluß fassen. 

Idl sage noch einmal: Ich glaube, es ist der 
freiheitlichen Fraktion zuzubilligen, daß sie 
die Argumente, die für eine der beiden Lösun­
gen sprechen, noch prüfen will. Aus diesem 
Grund hat der Abgeordnete Dr. Broesigke den 
Antrag gestellt, daß wir vorläufig nur einen 
Teil erledigen und den offenen Teil noch im 
Jänner beraten. 

Meine Damen und Herren! Uns wäre es 
recht gewesen, wenn wir den 50 S-Antrag, den 
wir gestellt haben, bereits verabschiedet hät­
ten, dann könnten wir ab 1. Jänner 1971 50 S 
mehr Kinderbeihilfe zahlen. 

Wir könnten jetzt auch hinaustreten vor 
die Bevölkerung und sagen: Die anderen sind 
schuld, daß die Familien nicht bereits ab 1. Jän­
ner 1971 50 S bekommen. W-ir machen das 
nicht, weil wir glauben, daß es ein Gebot der 
Fairneß ist, daß eine Partei, die sich in einer 
Sarnfrage noch nirnt festgelegt hat, die Argu­
mente prüft. Ich bitte also, daß man hier von 
irgendwelchen falschen Argumentationen Ab­
stand nimmt. 

Wir stehen weiterhin auf dem Standpunkt, 
daß die Uberschüsse zur Gänze in Form von 
Beihilfen ausgezahlt werden, und wir wären 
froh, wenn man diesem Gesichtspunkt Rech­
nung getragen hätte und wir das heute schon 
beschließen könnten. Wir würden in diesem 
Fall dem Hohen Haus auch einen Entschlie­
ßungsantrag vorlegen, daß die Schulbuch- und 
Fahrtkostenaktionen von der Bundesregierung 
durchgeführt werden, aber aus eigenen Mit­
teln, nämlich aus Budgetmitteln und nicht auf 
Kosten der Familien. Daß das bis heute nicht 
möglich war, ist nicht unsere Schuld. Wir 
wollen noch ein wenig zuwarten, bis die Ent­
scheidungen getroffen sind. 

Ich mußte das, meine Damen und Herren, 
hier sagen, damit in der Offentlichkeit kein 
falscher Eindruck entsteht. Die Sozialistische 
Partei hat ihren Standpunkt, wir haben unse­
ren Standpunkt, die Freiheitliche Partei wird 
sich entscheiden. Sie wollen das Geld, das 

zur Verfügung steht, in Form von Sachleistun­
gen ausgeben, wir wollen das Geld, das zur 
Verfügung steht, den Familien in die Hand 
geben. Das ist der wesentliche Unterschied; 
über den wird in den kommenden Wochen zu 
entscheiden sein. (Beifall bei der avp.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist die 
Frau Abgeordnete Maria Metzker. Sie hat das 
Wort. 

Abgeordnete Maria Metzker (SPO): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Es tut mir außer­
ordentlich leid, daß ein so wichtiger Antrag 
im Rahmen des Familienausgleichsgesetzes, 
wie es dieser ist, der 2,1 Millionen Kinder in 
Osterreich betrifft und der im Budget ins­
gesamt 8 Milliarden umfaßt, nun in letzter 
Minute schnell und unsachlich durchgetrieben 
werden muß. Das ist wohl Ihre Schuld, und 
ich kann nicht dem Herrn Kohlmaier zustim­
men, daß er mit seinen Ausführungen recht 
gehabt hat. Ich möchte ihn doch darauf ver­
weisen, daß der Antrag schon seit langem 
im Unterausschuß liegt (Abg. Dr. J( 0 ren: 
Unt;erer seit MaH), daß wir im Finanzausschuß 
darüber gesprochen haben und daß Sie Zeit 
genug hatten, diesen Antrag zu behandeln. 
(Zustimmung bei der SPO.) 

Sie haben bei diesem Antrag Ausflüchte 
gemacht, Sie wollten kein eindeutiges Ja 
sagen, ich weiß auch, warum, wir wissen alle, 
warum. Es war Ihnen doch vom Herzen zu· 
wider, daß diese Idee von den Sozialisten ge­
kommen ist und nicht von Ihnen. (Zustimmung 
bei der SPO.) 

Ich habe die Unterlagen hier, aber wir 
haben jetzt nirnt die Zeit dazu, über diesen 
ganzen Fragenkomplex zu sprechen. 

Herr Abgeordneter Kohlmaier! Sie wissen 
und Sie haben es im Familienpolitischen Bei­
Tat ja erlebt: Wir haben zweieinhalb Jahre 
darüber gesprochen. Wenn Herr Dr. König 
gesagt hat, wir oder ich persönlich hätten 
einen Zickzackkurs eingeschlagen, dann bin 
ich außerordentlich verwundert, denn gerade 
das, was wir Sozialisten jetzt tun, daß wir 
den Familien Fahrtkostenzuschüsse geben, 
daß wir ihnen Bücher geben, gerade das 
kommt auf die Altersstaffelung zu. Wir geben 
ihnen sowohl eine finanzielle Beihilfe als 
auch eine sachliche Beileistung. Denn denken 
Sie doch: Von null bis sechs Jahren braucht 
das Kind doch nichts, wir haben doch im 
Familienpolitischen Beirat ... (Widerspruch 
bei der OVP.) Lassen Sie mich ausredenl 
(Weitere heftige Zwischenrufe bei der avp.­
Abg. S u p pan: Das müssen Sie den Müttern 
sagen!) 

Sie wissen ganz genau, daß mit der Fami~ 
lienbeihilfe von 200 S zu 51 Prozent die 
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Lasten für ein Kind von null bis sechs Jahren 
gedeckt sind. (Ruf: Aber Bücher brauchen sie 
nichtf) 

Ich habe gesagt: Ich kann mich nicht lange 
auf diese Diskussion einlassen, weil sie zu 
umfangreich wird. Ich wollte Ihnen erklären, 
daß die vorgeschlagenen Intentionen der 
Sozialistischen Partei der Fahrtkosten­
zuschüsse und der Bücherbeistellung einer 
Staffelung annähernd zugehen. Aber ich 
möchte die Herren der OVP wirklich nicht 
davon freisprechen, daß wir nun am 1. Jänner 
den Familien sagen müssen, daß wir ledig­
lich 20 S bringen. Aber wir werden über diese 
Frage weiter diskutieren. Sie können ver­
sichert sein: Die Sozialisten haben es immer 

den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
ebenfalls die Mehrheit, und der Gesetzentwurf 
ist in dritter Lesung a n gen 0 m m e n. 

21. Punkt: Bericht des Aussc11Usses für Ver­
kehr und Elektrizitätswirtschaft über den vom 
Bundesminister für Verkehr und . verstaat­
lichte Unternehmungen vorgelegten Tätig­
keitsbericht (111-16 der Beilagen) des Ver­
kehrs-Arbeitsinspektorates für das Jahr 1969 

(266 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
21. Punkt der Tagesordnung: Tätigkeits­
bericht des Verkehrs-Arbeitsinspektorates für 
das Jahr 1969. 

verstanden, Familienpolitik zu machen. (Zu- Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
stimmung bei der SPO. - Gegenrufe bei der Troll. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
OVP.) berichten. 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte, meine Damen und Herren: 
Die Weihnachtslichter brennen, Sie wollen 
noch ein paar Raketerln abschießen. Tun Sie 
das nicht I (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Abgeordnete Maria Metzker (fortsetzend): 
Nein, wir sind' in keiner Wählerversammlung, 
ich möchte nur sachlich feststellen, daß die 
Sozialisten immer für Familienpolitik waren. 
Denken Sie an die Krankenversicherung, den­
ken Sie an die Pensionsversicherung, denken 
Sie an die Arbeitslosenversicherung! Da 
haben wir nicht nur an die Arbeitnehmer 
gedacht, da haben wir auch an die Familien 
gedacht. (Zustimmung bei der SPO.) 

Aber ich will jetzt wirklich zum Schluß 
kommen und möchte sagen: Wir Sozialisten 
werden im kommenden Jahr über diese Frage 
weitersprechen, und ich hoffe, daß Sie die 
1,2 Millionen Familien in Osterreich durch 
Ihre Argumentation nicht enttäuschen werden. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Wünscht die Frau Bericht­
erstatter ein Schlußwort? - Sie verzichtet. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s t i m­
mungo 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberich­
tes ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist ein­
stimmig angenommen. 

Die dritte Lesung wird beantragt. - Ein­
wand wird nicht erhoben. 

Berichterstatter Troll: Herr Präsident I 
Hohes Haus! Gemäß § 17 des Bundesgesetzes 
vom 20. Mai 1952, BGBl. Nr. 99, in der Fas­
sung des Bundesgesetzes vom 13. März 1957, 
BGBl. Nr. 80, über die Verkehrs-Arbeits­
inspektion hat das Bundesministerium für 
Verkehr dem Nationalrat den Bericht über 
die Tätigkeit und Wahrnehmung.en des Ver­
kehrs-Arbeitsinspektorates im Jahre 1969 vor­
gelegt. 

Dem Bericht ist zu entnehmen, daß die Ge­
samtzahl der dem Verkehrs-Arbeitsinspekto­
rat zur Kenntnis gebrachten Unfälle abgesun­
ken ist und nunmehr 9849 gegenüber 10.429 
im Jahre 1968 betrug. Davon verliefen 40 Un­
fälle tädlich, um sieben weniger als im Vor­
jahr. (Der Prä si den t übernimmt den Vor­
sitz.) 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft hat den Tätigkeitsbericht des 
Verkehrs-Arbeitsinspektorates für das Jahr 
1969 in seiner Sitzung am 4. Dezember 1970 
in Verhandlung gezogen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis­
nahme des Tätigkeitsberichtes zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft stellt somit den An t rag, der 
Nationalrat wolle den vom Bundesminister für 
Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen 
vorgelegten Tätigkeitsbericht des Verkehrs­
Arbeitsinspektorates für das Jahr 1969 (III-16 
der Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, die Debatte zum Bericht zu eröffnen. 

Präsident: Danke. 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. Wir 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem s tim m e n sofort a b. 

vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von Antrag des Berichterstatters beitreten, den 
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gegenständlichen vom Bundesminister für Ver­
kehr und verstaatlichte Unternehmungen vor­
gelegten Tätigkeitsbericht des Verkehrs­
Arbeitsinspektorates für das Jahr 1969 zur 
Kenntnis zu nehmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Danke. Ist ein s tim m i g a n­
genommen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für 
Donnerstag, den 14. Jänner 1911, um 9 Uhr ein. 
Diese Sitzung findet zur Abhaltung einer 
Fragestunde statt. Außerdem erfolgen allfäl­
lige in der Geschäftsordnung vorgesehene Ver­
lautbarungen des Präsidenten. 

Schlußworte des Präsidenten 

Präsident: Meine Damen und Herren! Wir 
sind am Ende einer langen und schweren 
Sitzungsperiode, in der alle versucht haben, 
ihre Meinungen nachdrücklich zum Ausdruck 
zu bringen und ihre Vorschläge, so gut es 
eben möglich war, durchzusetzen. 

Der Nationalrat hat die von ihm gewünsch­
ten wichtigen Entscheidungen rechtzeitig ge­
troffen, er ist nicht säumig geworden. Ich 
danke Ihnen allen dafür, und ich danke dafür, 
daß das innerhalb des vorgesehenen Zeit­
planes möglich gewesen ist. 

Vor allem möchte ich persönlich den drei 
Klubobmännern Dr. Pittermann, Dr. Koren und 
Peter dafür danken, daß sie nicht nur mitge­
holfen haben, diesen Zeitplan zu erstellen, 
sondern sich mit allem Nachdruck dafür ein­
setzten, daß er auch erfüllt worden ist. 

Wir hätten das nicht zustande gebracht, 
wenn wir nicht die Hilfe aller Bediensteten 
dieses Hauses gehabt hätten, die ja nicht nur 
in diesen schweren Wochen, sondern das ganze 
Jahr über ausgezeichnet, redlich ihre Aufgaben 
erfüllt haben. Wir alle danken ihnen bei 
dieser Gelegenheit herzlich. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Ich möchte auch den Parlamentskorrespon­
denten der Presse sowie den Angestellten 
von Rundfunk und Fernsehen danken, die 
wochenlang jetzt hier im Hause mittätig ge­
wesen sind; es war auch für sie keine leichte 
Zeit. (Neuerlicher allgemeiner Beifall.) 

Und nun, meine Damen und Herren, wünsche 
ich Ihnen geruhsame Tage der Erholung, Ihnen 
und Ihren Familienangehörigen schöne, frohe 
Weihnachten und persönliches Glück und Er­
folg im neuen Jahr. 

Wir alle geben diesen Wunsch auf frohe 
Weihnachten, auf ein glückliches, erfolgreiches 
Jahr weiter an das österreichische Volk, in 
dessen Auftrage wir hier tätig sind. 

Ich möchte schließen, indem ich sage: Möge 
dieses kommende Jahr ein gutes, ein erfolg­
reiches Jahr werden für ganz OsterreichI (All­
gemeiner Beifall.) 

Die Sitzung ist g e s chi 0 s sen. 

Unter dem Beifall des Hauses begeben sich 
die Klubobmünner Dr. Pi t t e r man n, Dok­
tor Kor e n und Pet e r zum Präsidenten 
und sprechen ihm die besten Wünsche für 
Weihnachten und Neujahr aus. 

SchlUß der Sitzung: 13 Uhr 25 Minuten 

-----------_ ..• _-----------------_. 
österreidllscne Staatsdruckerei. L61 47290 
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